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Der Bericht im Überblick 

 

 
Im Berichtsjahr 1997 hat die Freie Hansestadt Bremen ihren Konsolidierungskurs mit dem 

Ziel der Sanierung der Haushalte konsequent weiter fortgeführt. Die Verpflichtungen aus der 

Verwaltungsvereinbarung zur Sanierung wurden wie in den Vorjahren in vollem Umfang 

erfüllt. Die Zins-Steuer-Quote konnte 1997 um 0,6 Prozentpunkte reduziert werden. Auch die 

Tilgung der Schuldenlast kam weiter voran: Die Nettotilgung erhöhte sich im Berichtsjahr mit 

89,2 Mio DM auf insgesamt 488 Mio DM im zurückliegenden Sanierungszeitraum. Auch im 

Berichtsjahr bewährte sich dabei das System der Dezentralen Haushaltssteuerung, mit dem 

wiederum - in Form zweier Ausgleichskonzepte - die noch disponible Ausgabenspitze in Re-

aktion auf die Steuerausfälle vollständig abgeschöpft werden konnte. Die Ausgaben stag-

nierten de facto bei einer  Zuwachsrate von nur noch 0,1 %, wobei in diesem Aus-

gabenzuwachs eine Steigerung der Investitionsausgaben von + 13 % alleine aufgrund der 

Fortsetzung des Investitionssonderprogramms enthalten ist. Die Ausgaben ohne diese sa-

nierungsbedingten zusätzlichen Investitionsausgaben nahmen um - 1,2 % ab, womit die 

Ausgabenreduzierung der westdeutschen Länder und Gemeinden mit - 0,7 % wiederum er-

kennbar unterschritten werden konnte.  

 
Die Ziele der Haushaltsstrukturverbesserung durch Stärkung des investiven zulasten des 

konsumtiven Bereichs sowie der Verbesserung der Steuereinnahmen konnten im Berichts-

jahr  zufriedenstellend erreicht werden. Das Investitionssonderprogramm beginnt Erfolge zu 

zeigen: Bremen lag im Wirtschaftswachstum mit + 2,7 % an zweiter Stelle der alten Länder, 

bei den originären Steuermehreinnahmen wurde mit + 6,3 % Zuwachs die Spitzenposition 

erreicht. Entsprechend konnten die Zuweisungen aus dem Länderfinanzausgleich um mehr 

als 300 Mio DM auf nur noch die Hälfte reduziert werden. Im Berichtsjahr wurden wie in den 

Vorjahren die kumulierten Zinsentlastungen in Höhe von nunmehr 340 Mio DM für zusätzli-

che wirtschafts- und finanzkraftstärkende Investitionen eingesetzt. 

 
Nach den Ergebnissen des Berichtsjahres und des laufenden Haushaltsjahres ist aber wei-

terhin erkennbar, daß bis Jahresende ein Anschluß an das nächst finanzschwächere Land 

nicht erreicht wird, obwohl Bremen seinen Sanierungskurs konsequent weiterverfolgt hat. 

Dieses Ergebnis ist auch durch die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum Fortgang der Haus-

haltssanierung bestätigt worden. 
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0. Zusammenfassung 
 
 
 Rahmenbedingungen der Sanierung 
 
 Konjunktur- und einigungsbedingte Einnahmeeffekte 
 

o Die in Umsetzung des Bundesverfassungsgerichts-Urteils begonnene Sanierung der 
bremischen Haushalte fällt in eine Phase, in der sich für alle öffentlichen Haushalte 
des Bundesgebietes Negativeinflüsse auf der Einnahmeseite in einer historisch bisher 
einmaligen Intensität konzentrieren. Für die Beurteilung der bremischen Sanierungs-
fortschritte von besonderer Bedeutung ist dabei, daß der Stadtstaat von den bundes-
weiten Steuerausfällen in erheblich überdurchschnittlichem Maße betroffen wurde: 
Während die Einnahmen aus Steuern, LFA und BEZ in den (West-) Ländern und -
Gemeinden im Zeitraum 1990/97 um 22,5 % stiegen, erhöhten sich die vergleichbaren 
Einnahmepositionen Bremens gleichzeitig lediglich um knapp 11 %. 

 
o In der Summe betragen die bereits eingetretenen bzw. für 1998 zu erwartenden bre-

mischen Mindereinnahmen gegenüber den ursprünglichen Annahmen des Sanie-
rungsprogramms damit bereits über 6,5 Mrd. DM. Die dramatische Größenordnung 
dieser Verluste verdeutlicht die Tatsache, daß der für diesen Zeitraum eigentlich 
vorgesehene sanierungsbedingte Schuldenabbau 5 Mrd. DM betragen sollte. Konkret 
bedeutet dies, daß ohne zusätzliche bremische Eigenanstrengungen gegenüber dem 
ohnehin auf Konsolidierung angelegten Sanierungsprogramm die eingetretenen 
Steuereinbrüche im Sanierungszeitraum zu einer Neuverschuldung des Stadtstaates 
von über 1,5 Mrd. DM geführt hätten. Tatsächlich wird sich bis Ende 1998 allerdings 
für die bremischen Haushalte voraussichtlich eine kumulierte Nettotilgung von rd. 715 
Mio. DM ergeben, d.h. durch konsequente Konsolidierungsmaßnahmen leistet 
Bremen im Sanierungszeitraum einen zusätzlichen Eigenbeitrag zur Haushaltssanie-
rung von knapp 2,3 Mrd. DM. 

 
o Allein die in den vergangenen Jahren zu verzeichnenden Einnahmeeinbrüche sind für 

die Nichterreichung der ursprünglichen bremischen Sanierungsziele verantwortlich. 
Ohne Einnahmeeinbrüche gegenüber den Annahmen des Sanierungsprogramms hät-
ten die geleisteten Sanierungsbeträge und Eigenanstrengungen des Landes bis Ende 
1997 für die bremischen Haushalte zu einer Zins-Steuer-Quote von 18,8 % (statt 26,5 
%) sowie zu einer Deckungsquote von 100,6 % (statt 78,4 %) geführt. Die Sanierung 
der Haushalte wäre damit als weitgehend abgeschlossen zu betrachten gewesen. 

 
 Gestaltungsspielraum für eigene Konsolidierungsanstrengungen 
 

o Die Gewährung der Sanierungshilfen für die Freie Hansestadt Bremen ist verknüpft 
mit der Verpflichtung, die Ausgabenzuwachsrate der Haushalte im Sanierungszeit-
raum jeweils unterhalb des Richtwertes zu halten, der vom Finanzplanungsrat jährlich 
für die Gesamtheit der Gebietskörperschaften als Empfehlung vorgegeben wird. 
Bremen hat diese - als Eigenbeitrag zur Sanierung definierte - Unterschreitung der 
Finanzplanungsrats-Vorgabe, die im Zeitraum 1994/96 jeweils 3,0 % betrug und seit 
1997 bei 2,0 % liegt, im bisherigen Sanierungszeitraum fortlaufend und deutlich rea-
lisiert. Es ist allerdings absehbar, daß die Freie Hansestadt Bremen Kürzungen im 
konsumtiven Bereich längerfristig nicht mehr in dem bisher - im Vergleich mit dem 
übrigen (westlichen) Bundesgebiet - erheblich überproportionalem Maße realisieren 
kann. Ursache hierfür ist, daß der Gestaltungsspielraum für überdurchschnittliche 
Ausgabenbegrenzungen der bremischen Haushalte zwischenzeitlich weitgehend aus-
geschöpft ist. 

 
o Die massiven Sparanstrengungen der Vergangenheit, die mit Beginn des Sanie-

rungszeitraumes zur Erbringung des notwendigen Eigenbeitrages noch zusätzlich 
verschärft wurden, haben Leistungen und Standards des Landes und seiner Gemein-
den inzwischen nahezu durchgehend dem Bundesdurchschnitt angeglichen und in ei-
ner Vielzahl von Fällen bereits deutlich darüber hinaus reduziert: Im Durchschnitt der 
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letzten 17 Jahre stiegen die Leistungsausgaben Bremens um 2,8 % p.a., im übrigen 
(westlichen) Bundesgebiet jährlich um 3,3 %. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
überproportionalen Leistungseinschnitte in Bremen vor dem Hintergrund verstärkter 
Ausgabeverpflichtungen infolge wirtschaftsstrukturpolitischer Krisenentwicklungen 
vorgenommen werden mußten. 

 
o Die überproportionalen Sparanstrengungen des Landes spiegeln sich insbesondere 

auch in der Entwicklung des Personalbestandes wider: Innerhalb des Zehn-Jahres-
Zeitraumes 1986/96 verringerte sich die Zahl der von Land und Kommunen im öf-
fentlichen Dienst beschäftigten Mitarbeiter in Bremen (ohne Krankenhäuser, aber ein-
schließlich ausgegliederter Bereiche) um 12,6 % (rd. 4.450 (umgerechnete Vollzeit-) 
Beschäftigte). Im übrigen (westlichen) Bundesgebiet wurde gleichzeitig eine Reduzie-
rung des vergleichbaren Beschäftigtenstandes um 2,5 % verzeichnet. 

 
o Trotz fehlender Reserven, die im Länder- und Gemeindevergleich überdurchschnittli-

che Ausgabenbegrenzungen im bisherigen Umfang dauerhaft zulassen, ist die Freie 
Hansestadt Bremen allerdings im Rahmen permanenter Analysen zur Gestaltbarkeit 
ihrer Ausgaben entschlossen darum bemüht, verbliebene Bewegungsspielräume auf 
der Ausgabenseite der Haushalte systematisch zu ermitteln und konsequent zu nut-
zen. 

 
o Ebenfalls begrenzt sind die Möglichkeiten des Landes, durch überdurchschnittliche 

Vermögensveräußerungen auf der Einnahmeseite besondere Eigenbeiträge zur 
Haushaltssanierung zu leisten. In den Haushaltsjahren 1996/97 wurden Veräuße-
rungserlöse von insgesamt rd. 500 Mio. DM realisiert, weitere bis zu 850 Mio. DM sind 
für die Jahre 1998/99 vorgesehen. 

 
 Flankierende Standortentscheidungen des Bundes 

 
o Standortentscheidungen des Bundes sind nach Einschätzung des Bundesverfas-

sungsgerichtes ein geeignetes Mittel, der wirtschaftlichen Strukturschwäche eines 
Landes teilweise abzuhelfen. Bei den Bremen betreffenden Standortentscheidungen 
des Bundes überwogen seit Sanierungsbeginn allerdings nicht die Neuansiedlungen 
und Erweiterungen, sondern Schließungen, Wegverlagerungen oder Abbauentschei-
dungen. Dieser negative Trend hat im Berichtsjahr seine Fortsetzung gefunden. 

 
o Die Folgewirkungen anhaltender Standortentscheidungen zum Nachteil Bremens 

spiegeln sich unmittelbar in der Beschäftigungsentwicklung wider. Der Abbau der 
Bundesbeschäftigten (ohne Bundesbahn und -post) fiel im Fünf-Jahres-Zeitraum 
1991/96 mit - 20,7 % der (umgerechneten Vollzeit-) Beschäftigten in Bremen höher 
aus als im Durchschnitt des übrigen (westlichen) Bundesgebietes (- 18,4 %). 

 
o Den Empfehlungen des Bundesverfassungsgerichtes entgegenlaufende Entscheidun-

gen des Bundes zur regionalen Verteilung seiner Einrichtungen und Beschäftigten, 
ein extrem unterdurchschnittlicher Besatz mit Institutionen des mittelbaren öffentlichen 
Dienstes und der gleichzeitig überdurchschnittliche Abbau der eigenen Landes- und 
Kommunalbediensteten führte für Bremen 1996 zu einem Bestand von Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst, der mit 64 (umgerechneten) Vollzeitbeschäftigten je 1.000 
Einwohner um rd. 40 Prozent unter dem Vergleichswert der übrigen Großstädte über 
500.000 Einwohner und ebenfalls weit unter dem Beschäftigungsniveau der übrigen 
Stadtstaaten liegt. 

 
 Verwendung der Sanierungshilfen 
 
 Schuldenabbau 

 
o Die im Berichtsjahr realisierte Netto-Tilgung ergibt sich als Saldo der in vollem Um-

fang zur Schuldentilgung eingesetzten Sanierungsrate von 1,8 Mrd. DM und des 
gleichzeitig zu verzeichnenden Finanzierungsdefizits der bremischen Haushalte. Da-
bei ist festzustellen, daß es 1997 gelungen ist, trotz massiv hinter den Erwartungen 
zurückgebliebener Einnahmen durch konsequente Eingriffe auf der Ausgabenseite die 
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Deckungslücke der Haushalte gegenüber 1996 um weitere 3,0 % zu verringern und 
damit die Netto-Tilgung des Stadtstaates im Vorjahresvergleich zu verdoppeln. 
Insgesamt konnte so ein Tilgungsbetrag von 89,2 Mio. DM verzeichnet werden. Die 
Größenordnung dieses Betrages ist vor dem Hintergrund der beschriebenen Minder-
einnahmen zu betrachten, die 1997 gegenüber den veranschlagten Einnahmeerwar-
tungen eingetreten sind (Steuern, LFA und BEZ:   356 Mio. DM), und daran zu mes-
sen, daß die nunmehr verbuchten steuerabhängigen Einnahmen um 1,754 Mrd. DM 
unter den ursprünglich im Sanierungsprogramm für das Berichtsjahr unterstellten 
Werten lagen. 

 
o Im Gesamtzeitraum 1994/97 führten - unter Einbeziehung der Sanierungsleistungen - 

positive Finanzierungssalden von kumuliert 467 Mio. DM zu einer Nettotilgung (bei 
Kreditmarktmitteln) von insgesamt knapp 488 Mio. DM. Der korrespondierende 
Schuldenabbau - zwischen den Stichtagen 31.12.1993 und 31.12.1997 - beträgt rd. 
689 Mio. DM, von denen 270 Mio. DM auf Reduzierungen der fundierten Schulden 
zurückzuführen sind und eine Verbesserung um rd. 419 Mio. DM bei den Kassenver-
stärkungskrediten realisiert wurde. Zu berücksichtigen ist dabei, daß der Schuldenab-
bau im bisherigen Sanierungszeitraum noch um 758 Mio. DM höher ausgefallen wäre, 
wenn Bremen auf die investive Komponente seines Sanierungsprogramms verzichtet 
hätte. 

 
Finanzierungsspielräume 
 
o Die Freie Hansestadt Bremen hat sich entschieden, die aus den Sanierungsbeträgen 

resultierenden Zinsentlastungen in vollem Umfang zur Auflage eines wirtschafts- und 
finanzkraftstärkenden Investitionssonderprogramms (ISP) zu nutzen. Aufgrund ver-
einzelt anhaltender Zweifel an der Notwendigkeit dieser eindeutigen Prioritätenset-
zung ist noch einmal zu verdeutlichen, daß die im Rahmen des Sanierungspro-
gramms getroffene Entscheidung, mit der Durchführung des Investitionssonderpro-
gramms der Stärkung der regionalen Wirtschaft absoluten Vorrang vor kurzfristigen 
zusätzlichen Sanierungsfortschritten (Begrenzung der Ausgabenzuwachsrate, Schul-
denabbau) einzuräumen, unmittelbar an den Ursachen der bremischen Finanzkrise 
ansetzt und mit dem Ziel ihrer dauerhaften Beseitigung alternativlos ist. 

 
o Die Akzeptanz der bremischen Strategie einer konsequenten Investitionspolitik findet 

naturgemäß Grenzen in Ländern und Gemeinden, die in Folge extrem angespannter 
Haushaltslage derzeit gezwungen sind, im Prinzip notwendiges antizyklisches Verhal-
ten durch massive Einschnitte im investiven Bereich zu ersetzen. Derart motivierter 
Kritik ist entgegenzuhalten, daß Bremen die durch Sanierungszahlungen gebotenen 
Finanzierungsspielräume nicht zur Erreichung und Sicherung eines erheblichen Vor-
sprunges der regionalen Wirtschaftskraft, sondern lediglich zur Einleitung eines unter 
fiskalischen Aspekten dringend notwendigen wirtschaftlichen Aufholprozesses nutzt.  

 
o Entscheidend ist dabei, daß die damit angestrebte Verbesserung der Finanzkraftrela-

tion des Landes zu einer unmittelbaren Entlastung des Bundes und der Länder im 
Rahmen des horizontalen Finanzausgleichs führt. Die Ist-Entwicklung des Jahres 
1997 spiegelt diesen Zusammenhang bereits in herausragender Weise wider: Die 
durch überdurchschnittliches Wirtschafts- und Steuereinnahmewachstum Bremens 
eingetretenen Mindereinnahmen des Landes im Länderfinanzausgleich entlasteten 
die LFA-Zahlerländer gegenüber den ursprünglichen Planwerten (Steuerschätzung) 
bereits um über 390 Mio. DM und stellen damit für Bund und Länder einen ersten 
Teilbetrag der angestrebten „Refinanzierung“ der Sanierungszahlungen dar. 

 
 Investitionssonderprogramm (ISP) 

 
o Die im Rahmen der Sanierung geplanten zusätzlichen wirtschafts- und finanz-

kraftstärkenden Maßnahmen sind in einem Investitionssonderprogramm (ISP) zu-
sammengefaßt. Dabei wird generell sichergestellt, daß Maßnahmen des bremischen 
Grund-Investitionsprogramms nicht in das ISP verlagert werden. Das ISP umfaßt nur 
Investitionen, die gemäß der Sanierungsvereinbarung einen nachhaltigen wirtschafts- 
und finanzkraftstärkenden Charakter aufweisen. Die Einhaltung dieses Kriteriums wird 
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zusätzlich im Rahmen einer programmbegleitenden Evaluierung durch eine externe 
Gutachtergruppe sichergestellt. 

 
o Die Konzeption und eine Beschreibung der bisher begonnenen Einzelmaßnahmen 

des ISP und ihrer regionalökomomischen Relevanz werden im Detail in einem ge-
sonderten Anhang zu diesem Bericht (Anlage 2) dargestellt.  

 
o Zu den Erfolgsaussichten, mit Maßnahmen des Investitionssonderprogramms die zur 

Haushaltsverbesserung notwendigen zusätzlichen Wachstums- und Beschäfti-
gungsimpulse auszulösen, wurden von wissenschaftlichen Instituten zwischenzeitlich 
verschiedene Evaluierungsansätze vorgelegt. Im Durchschnitt der nur geringe Streu-
breite aufweisenden Prognosen ist demnach davon auszugehen, daß Bremen mit 
Durchführung des Investitionssonderprogramms die zur mittelfristigen Schließung der 
gegenüber dem Bundesdurchschnitt entstandenen Wachstumslücke notwendigen 
überdurchschnittlichen Zuwachsraten des Bruttoinlandsproduktes erreichen und mit 
entsprechenden Entlastungen für den regionalen Arbeitsmarkt dauerhaft rd. 35.000 
zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten (ca. 10 % des Bestandes) innerhalb der 
Landesgrenzen schaffen kann. 

 
 Eigenbeitrag zur Haushaltssanierung 
 

Entwicklung im Länder- und Gemeindevergleich 
 
o Der von Bremen abgeforderte eigene Sanierungsbeitrag gilt - gemäß Verwaltungs-

vereinbarung mit dem Bund - als formal erbracht, wenn das Land „DEN ZUWACHS 
DER IN DEN HAUSHALTSPLÄNEN VERANSCHLAGTEN AUSGABEN IN DEN JAHREN 1994 
BIS 1998 GEGENÜBER DEM JEWEILIGEN VORJAHR AUF DAS VOM FINANZPLA-
NUNGSRAT EMPFOHLENE MAß“ beschränkt (§ 2). Die Empfehlungen des Finanzpla-
nungsrates sahen für die ersten drei Jahre des Sanierungszeitraumes eine Begren-
zung der Ausgabenzuwachsraten von Bund, Ländern und Gemeinden auf 3,0 % und - 
vor dem Hintergrund verengter Einnahmekorridore - ab 1997 einen maximalen Aus-
gabenanstieg der Gebietskörperschaften um 2,0 % vor. Die Freie Hansestadt Bremen 
hat die Sanierungsverpflichtung zur Einhaltung dieser Richtwerte bisher durchgängig 
übererfüllt. Die seit Beginn des Sanierungszeitraumes realisierten Ausgaben-Zu-
wachsraten des Stadtstaates betrugen bereinigt + 1,1 % (1994), + 2,0 % (1995), + 0,1 
% (1996) und + 0,1 % (1997). Aus der Differenz der bereinigten bremischen Ausga-
benzuwachsraten zu den empfohlenen Richtwerten des Finanzplanungsrates lassen 
sich rein formal Eigenbeiträge des Landes zur Sanierung von zusammen rd. 581 Mio. 
DM ableiten. 

 
o Im Berichtsjahr weisen die bremischen Haushalte - trotz annähernden Null-Wachs-

tums (0,1 %) - zwar eine geringfügig über dem Länder- und Gemeindedurchschnitt 
(- 0,7 %) liegende Ausgabenentwicklung aus. Diese leichte Überschreitung des L+G-
Durchschnittswertes 1997 ist jedoch nicht Ausdruck nachlassender oder gar unzurei-
chender Sparanstrengungen des Landes, sondern das Ergebnis der bewußt expansi-
ven Gestaltung der investiven Ausgabenanteile bei gleichzeitigem Erreichen von 
Grenzen der Gestaltbarkeit der Haushalte im konsumtiven Bereich. 

 
o Während Bremen im investiven Bereich (bereinigt) Mehrausgaben von 13,0 % ver-

zeichnete, wurden die Investitionsausgaben im Länder- und Gemeindedurchschnitt in 
erheblich überproportionalem Maße für verstärkte Sparanstrengungen genutzt (- 5,4 
%). Bei den konsumtiven Ausgaben, die die dauerhafteren Belastungen der Haus-
halte abbilden, konnte Bremen hingegen erneut deutlich überdurchschnittliche Konso-
lidierungsfortschritte erzielen (- 1,5 gegenüber - 0,3 % im Länder- und Gemeinde-
durchnitt). Dies gilt auch unter Berücksichtigung der besonderen Zinsentlastungen in-
folge der Sanierungszahlungen (- 0,5 gegenüber + 0,0 %). 

 
Konsolidierungsmaßnahmen 
 
o Bei maximaler Ausschöpfung der Einsparpotentiale im Personalbereich, nicht beein-

flußbaren Zinsausgaben, auf das niedrigste Niveau seit 1986 reduzierten Grundin-
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vestitionen und - aufgrund der Sanierungsstrategie - von Kürzungen ausgenommenen 
ISP-Maßnahmen beschränken sich die Möglichkeiten der Freien Hansestadt Bremen, 
im Haushaltsvollzug über die bereits restriktive Veranschlagung hinausgehende 
Eingriffe auf der Ausgabenseite vorzunehmen, auf die Sonstigen konsumtiven 
Ausgaben. 

 
o Zur Identifizierung der damit noch verbleibenden Kürzungspotentiale hat Bremen - als 

erstes Bundesland - eine flächendeckende Kennzeichnung seiner konsumtiven Aus-
gabepositionen (ohne Personal- und Zinsausgaben) nach dem Grad ihrer Verpflich-
tung vorgenommen. Mit Hilfe dieses Instrumentariums ist feststellbar, daß - mit 
zwangsläufig abnehmender Tendenz - nur noch knapp 5 % der entsprechend katego-
risierten Ausgaben ohne gesetzliche oder sonstige, nicht kurzfristig zu lösende Ver-
pflichtung und damit für Einsparzwecke zu nutzen sind. Der über die extrem enge 
Veranschlagung hinausgehende Eigenbeitrag Bremens zur Konsolidierung der Haus-
halte im Jahre 1997 ist daran meßbar, daß der sich daraus ergebende Ausgabenbe-
trag von 150 Mio. DM im Haushaltsvollzug in voller Höhe eingespart und damit der 
verbliebene Spielraum für Kürzungsmaßnahmen in den bremischen Haushalten voll-
ständig ausgeschöpft werden konnte. 

 
o Die seit 1995 auf der Basis von Beschäftigungszielzahlen budgetierten Personalaus-

gaben standen auch 1997 im Mittelpunkt der anhaltenden Konsolidierungsmaßnah-
men Bremens. Der im Personalentwicklungskonzept (PEP) auf 2 % p. a. bis 2000 
festgelegte Beschäftigungsabbau für das Land und die Stadtgemeinde Bremen ent-
spricht rund 2.000 Vollkräften. Hinzu kommen ergänzende Personalbestandsverände-
rungen der Stadt Bremerhaven und in den Eigen- und Regiebetrieben sowie den 
bremischen Sonderhaushalten nach § 15 LHO. Im Haushaltsjahr 1997 konnten die 
PEP-Vorgaben in vollem Umfang realisiert und in einigen Ressorts sogar deutlich 
übererfüllt werden. Konkret bedeutet dies, daß der haushaltsfinanzierte Beschäfti-
gungsstand des Landes und der Stadtgemeinde (ohne Bremerhaven) 1997 um 614 
Vollkräfte oder 3,1 % reduziert und die Fluktuation damit nahezu vollständig abge-
schöpft wurde. 

 
o Gleichzeitig hat die Freie Hansestadt Bremen ihre Bemühungen, zusätzliche Sanie-

rungsbeiträge durch Vermögensveräußerungen zu leisten, 1997 konsequent fortge-
setzt. Insgesamt konnten als Erlöse aus Veräußerungen rd. 300 Mio. DM und damit 
noch deutlich über den Anschlagwerten hinausgehende Beträge auf der Einnahme-
seite der Haushalte verbucht werden. 

 
o Ausdrücklich zu betonen ist dabei, daß sich das Land bei seinen Bemühungen, die 

noch verbliebenen eigenen Gestaltungsspielräume zur Haushaltssanierung auszu-
schöpfen, zwischenzeitlich auf ein breitgefächertes Spektrum die wirtschaftliche Aus-
richtung der Haushalte erheblich forcierender Elemente der Verwaltungsreform stüt-
zen kann. Die Freie Hansestadt Bremen betrachtet die - unter dem Begriff „Dezentrale 
Haushaltssteuerung“ (DHS) zusammengefaßten - Strukturen und Verfahren, die 
Bestandteil eines auf kommunaler Ebene angelaufenen Reformprozesses darstellen 
und mit deren Einführung Bremen im Ländervergleich eine deutliche  Vorreiterposition 
einnimmt, als ein wesentliches Element der Haushaltssanierung, da sie die 
Voraussetzungen dafür schaffen, notwendige steuernde Eingriffe in den Haushalt 
systematischer, aufgabenorientierter, effizienter, transparenter und nachvollziehbarer 
zu organisieren. 

 
 Entwicklung der Wirtschafts- und Finanzkraft 
 
 Kennzahlen zur Wirtschaftsentwicklung 

 
o Ziel des bremischen Investitionssonderprogrammes ist es, den im Zeitraum 1982/86 

entstandenen ökonomischen Wachstumsrückstand gegenüber dem übrigen 
(westlichen) Bundesgebiet auszugleichen, d.h. gemessen am Index 1982 = 100 den 
BIP-Bundeswert zu erreichen. Das Jahr 1996, in dem erste ISP-Effekte erwartet wur-
den, stellte vor diesem Hintergrund einen deutlichen Rückschlag dar, da Folgewir-
kungen der bremischen Werftenkrise den Beginn des angestrebten Aufholprozesses 
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verzögerten. Im Berichtsjahr konnten nunmehr allerdings erste nennenswerte Fort-
schritte verbucht werden. Mit einer realen Zuwachsrate des Bruttoinlandsproduktes 
von 2,7 %  
o verzeichnete die Freie Hansestadt Bremen 1997 die deutlichste BIP-Zunahme 

seit sechs Jahren,  
o belegte der Stadtstaat Platz 2 der nach Wirtschaftswachstum geordneten 

Rangliste aller westlichen Bundesländer und  
o konnte gegenüber dem Durchschnittswert des früheren Bundesgebietes eine 

Wachstumsdifferenz von 0,5 %-Punkten realisiert werden (Erwartung: + 0,25 
%-Punkte). 

 
o Obwohl einzelne Jahresergebnisse eine zunächst nur bedingt verlässliche Daten-

grundlage darstellen, bestehen damit berechtigte Hoffnungen, daß es Bremen mit der 
Wirtschaftsentwicklung des Jahres 1997 gelungen ist, den ersten Schritt in Richtung 
Abbau des Entwicklungsrückstandes gegenüber dem übrigen Bundesgebiet zu 
gehen. Wissenschaftliche Analysen zu den voraussichtlichen Effekten des 
Investitionssonderprogramms bestätigen diese Annahme und belegen, daß der 
Prozeß der Wiederannäherung an die Bundesentwicklung dabei innerhalb eines 
Zehn-Jahres-Zeitraumes weitgehend abgeschlossen werden kann. 

 
 Kennzahlen zur Haushaltsentwicklung 

 
o Auch nach Ablauf des vierten Sanierungsjahres spiegeln die Haushaltsdaten der 

Freien Hansestadt Bremen anhaltende Sanierungsfortschritte des Landes wider. Zu 
berücksichtigen ist dabei allerdings weiterhin, daß  
o die bundesweit zu verzeichnenden (Steuer-)Einnahmeprobleme zu einer er-

heblichen Verlangsamung des ursprünglich geplanten Konsolidierungsprozes-
ses führen und  

o gravierende strukturelle Verbesserungen auf der Einnahme- und Ausgabe-
seite der bremischen Haushalte von den zur Messung des Sanierungsfort-
gangs herangezogenen Kennzahlen nur bedingt abgebildet werden. 

 
o Mit einer Zunahme der originären Steuereinnahmen um 6,3 % gegenüber dem Vor-

jahr konnte Bremen 1997 die Prognosewerte der letzten drei auf das Haushaltsjahr 
gerichteten Steuerschätzungen z.T. deutlich übertreffen und im Länder- und Gemein-
devergleich mit deutlichem Abstand die Spitzenposition einnehmen. Die damit erheb-
lich verbesserte Finanzkraftrelation des Landes zum Bundesdurchschnitt (+ 12 %-
Punkte) führte allerdings gleichzeitig zu einer drastischen Verringerung der bremi-
schen Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich: Innerhalb eines Jahres sanken 
die LFA-Zahlungen der Länder an Bremen um 52 % und in der Summe aller steuerab-
hängigen Einnahmen mußte der Stadtstaat über die kompensierenden Effekte des 
Finanzausgleichs damit die wesentlich ungünstigere (Steuer-)Einnahmeentwicklung 
des übrigen Bundesgebietes mitvollziehen. 

 
o Während Bremen im Saldo aus Umsatzsteuer-Ausgleichszahlungen (- 140 Mio. DM), 

Lohnsteuerzerlegung (- 430 Mio. DM) und Körperschaftssteuerzerlegung (+ 64 Mio. 
DM) insgesamt rd. 506 Mio. DM an andere Bundesländer transferierte, deckten die 
gleichzeitig vereinnahmten LFA-Beträge des Landes nur gut zwei Drittel dieser Steu-
erverluste aus. Die den Eindruck dauerhafter Abhängigkeit erweckenden Länderfi-
nanzausgleichszahlungen an das Land stellen demnach lediglich einen - insgesamt 
unzureichenden - Ausgleich der zuvor von Bremen an die Ländergesamtheit abge-
führten Beträge dar. Auch bei Ausklammerung der Umsatzsteuer-Verteilung, die auf-
grund ihrer nicht an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit orientierten Maßstäbe zu einer 
weiteren Benachteiligung des Stadtstaates führt, befindet sich Bremen damit im Fi-
nanzverteilungs-System de facto in der Position eines Zahlerlandes. 

 
o Auch auf der Ausgabenseite sind 1997 in den bremischen Haushalten tiefgreifende 

strukturelle Veränderungen feststellbar, mit denen sich seit Beginn der Haushaltssa-
nierung verstärkt zu verzeichnende Entwicklungen fortsetzen. Ablesbar ist, daß Bre-
men die investiven Anteile seiner Haushalte, die bei der Länder- und Gemeindege-
samtheit im Mittelpunkt umfangreicher Kürzungen standen (- 14,2 %), seit Sanie-
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rungsbeginn mit Durchführung des Investitionssonderprogramms erheblich verstärkte 
(+ 11,3 %). Gleichzeitig ist erkennbar, welch weitreichende Konsolidierungsfortschritte 
parallel im konsumtiven Bereich erzielt wurden: Bei den Personal- und Sonstigen 
konsumtiven Ausgaben (ohne Zinsausgaben) konnte die Freie Hansestadt Bremen 
den Ausgabenzuwachs mit + 3,6 % in erheblich überdurchschnittlichem Maße be-
grenzen (Länder- und Gemeindedurchschnitt: + 10,4 %). Gemessen an der länder- 
und gemeindedurchschnittlichen Entwicklung realisierte Bremen im bisherigen Sanie-
rungszeitraum Minderausgaben von 1360 Mio. DM bei den Personal- und Sonstigen 
konsumtiven Ausgaben sowie 360 Mio. DM bei den Zinsausgaben. Diesen Einspa-
rungen standen rechnerische Mehrausgaben von 540 Mio. DM für Investitionen ge-
genüber. 

 
 Fortgang der Sanierung im lfd. Haushaltsjahr 

 
o Die Planwerte der bremischen Haushalte für das Haushaltsjahr 1998 spiegeln die 

Zielsetzung des Landes wider, das Tempo der Sanierungsfortschritte - trotz anhaltend 
ungünstiger Rahmenbedingungen - weiter zu beschleunigen und die bereits ein-
schneidenden Veränderungen in der Einnahmen- und Ausgabenstruktur der Haus-
halte konsequent fortzusetzen. 

 
o Unabhängig von der konkreten Steuer-LFA-Relation wird der Stadtstaat in der 

Summe der steuerabhängigen Einnahmen auch 1998 die weiterhin nicht als sonder-
lich dynamisch eingeschätzte bundesweite Einnahmeentwicklung mitvollziehen. Kon-
kret bedeutet dies, daß auch Bremen bereits zu Beginn des Haushaltsjahres von an-
haltenden Mindereinnahmen gegenüber den ursprünglichen Planwerten ausgehen 
mußte: Aufgrund drastischer Reduzierung der LFA-Beträge wiesen die Ergebnisse 
der Steuerschätzung vom November 1997 für die Gebietskörperschaften des Stadt-
staates für 1998 Mindereinnahmen gegenüber den Finanzplan-Ansätzen von rd. 389 
Mio. DM aus. 

 
o Die Freie Hansestadt Bremen hat auf die - aus der bundesweiten Steuerentwicklung 

resultierenden - Haushaltsverschlechterungen umgehend reagiert: Unmittelbar nach 
Vorlage der Steuerschätzungs-Ergebnisse wurde noch im Dezember 1997 ein Aus-
gleichskonzept beschlossen, mit dessen Umsetzung für das laufende Haushaltsjahr 
durch gegensteuernde Maßnahmen Veränderungen des Finanzierungssaldos und 
damit Reduzierungen der für das Jahr vorgesehenen Netto-Tilgung ausgeschlossen 
werden. Wesentliches Element dieses Ausgleichskonzeptes ist neben einer weiteren 
Forcierung der Vermögensveräußerungen insbesondere die erneute, vollständige Ab-
schöpfung der - über die Verpflichtungsgrade ermittelten - Einsparpotentiale im kon-
sumtiven Bereich (142 Mio. DM). 

 
o Die weiteren Eckdaten der bremischen Haushaltsentwicklung 1998 signalisieren, daß 

mit Realisierung der Plandaten eine spürbare Beschleunigung des Sanierungsprozes-
ses verbunden ist. Neben anhaltenden Verringerungen der Zinsausgaben-bezogenen 
Quoten weist das voraussichtliche Jahresergebnis des Stadtstaates vor allem 
- eine weitere deutliche Reduzierung des Finanzierungsdefizits bzw. der Defi-

zitquote der bremischen Haushalte (- 8,5 %) und dementsprechend 
- eine mit 242 Mio. DM gegenüber dem realisierten Vorjahreswert annähernd 

verdreifachte Netto-Tilgung  
aus. Gleichzeitig setzen sich die Strukturverbesserungen auf der Ausgabenseite fort: 
Bei planmäßiger Durchführung der Investitionsmaßnahmen ist bei den Personalaus-
gaben sowie bei den Sonstigen konsumtiven Ausgaben (ohne Sozialleistungen) wei-
terhin realer Abbau vorgesehen. 

 
 



1. Rahmenbedingungen der Sanierung 

 

1.1. Einbruch der steuerabhängigen Einnahmen 

 

Di e i n Umset zung des Bundesver f assungsger i cht s- Ur t ei l s begonnene Sani er ung 

der  br emi schen Haushal t e f äl l t  i n ei ne Phase,  i n der  si ch f ür  al l e 

öf f ent l i chen Haushal t e des Bundesgebi et es Negat i vei nf l üsse auf  der  

Ei nnahmesei t e i n ei ner  hi st or i sch bi sher  ei nmal i gen I nt ensi t ät  

konzent r i er en.  Di e Ur sachen der  st agni er enden St euer ei nnahmen,  di e Bund,  

Länder  und Gemei nden nunmehr  ber ei t s sei t  1993 zwi ngen,  i hr e 

Ei nnahmeer war t ungen per manent  den nach unt en kor r i gi er t en Er gebni ssen der  

St euer schät zung anzupassen,  l assen si ch ei ndeut i g benennen:   

 

o Di e wi r t schaf t l i che Ent wi ckl ung der  ver gangenen Jahr e f i el  -  gemessen an 

den ur spr üngl i chen Annahmen -  eher  ver hal t en aus.  Gl ei chzei t i g br emsen 

pr odukt i vi t ät sbedi ngt e Beschäf t i gungsr ückgänge und ver l angsamt e 

Lohnzuwächse das St euer auf kommen zusät zl i ch und f ühr en -  al s si ch sel bst  

ver st är kender  Pr ozeß -  über  ei ne Ver r i nger ung der  pr i vat en ( I nl ands-

) Nachf r age zu ei ner  wei t er en Dämpf ung des Wi r t schaf t swachst ums.   

 

o Ver schi edene st euer r echt l i che Kor r ekt ur en f ühr t en zu er hebl i ch 

ver besser t en St euer bef r ei ungsmögl i chkei t en bei  gl ei chzei t i g gest i egener  

Ber ei t schaf t  zur  Ausschöpf ung di eser  Angebot e.  Dar über  hi naus si nd dur ch 

di e Nut zung st euer l i cher  Vor t ei l e bei  i nt er nat i onal  agi er enden 

Unt er nehmen i m Rahmen der  Gl obal i si er ung st ar k zunehmende Ver l ager ungen 

von St euer zahl ungen i n das Ausl and zu ver zei chnen.   

 

Für  ei nzel ne Länder  -  wi e Br emen -  wer den di e aus di esen Wi r kungszusammen-

hängen r esul t i er enden St euer ver l ust e ver st är kt  dur ch Mi nder ei nnahmen der  

Fi nanzr ef or m 1995.   

 

Di e Auswi r kungen di eser  Ent wi ckl ungen auf  di e Ei nnahmensei t e der  

öf f ent l i chen Haushal t e war en und si nd gr avi er end,  wobei  ei ne kur zf r i st i ge 

Umkehr  des Tr ends auf gr und des er hebl i chen zei t l i chen Vor l auf es mögl i cher  
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Gegenst euer ungsmaßnahmen kur zf r i st i g ni cht  zu er war t en i st .  Bet r of f en vom 

Ei nbr uch der  st euer abhängi gen Ei nnahmen si nd dabei  zwar  al l e 

Gebi et skör per schaf t en des Bundesgebi et es.  Dennoch er geben si ch hi er aus f ür  

di e Haushal t snot l age- Länder  besonder e Konsequenzen:   

 

o Währ end di e anhal t enden Ei nnahmeausf äl l e i n ander en Länder n zu ei ner  

Ver schär f ung der  Haushal t sl age f ühr en,  der  dur ch Ausgabebegr enzungen,  

Ver mögensver äußer ungen oder  Er höhung der  Kr edi t auf nahme zu begegnen i st ,  

bedeut en di e Mi nder ei nnahmen f ür  Br emen ei n Ver f ehl en der  ur spr üngl i chen 

Sani er ungszi el e.  Mi t  Vor l age des Sani er ungspr ogr amms i m Jahr e 1992 

wur den Maßst äbe ent wi ckel t ,  di e di e I st - Ent wi ckl ung und dami t  den Gr ad 

der  -  dur ch Br emen ni cht  zu ver ant wor t enden -  Ni cht er r ei chung der  dar i n 

f or mul i er t en Vor gaben meßbar  gest al t en.   

 

o Al l e Gebi et skör per schaf t en r eagi er en auf  den ver engt en Ei nnahmekor r i dor  

auch dur ch ver st är kt e Ausgabenbegr enzungen,  di e di e Zuwachsr at en zum 

Tei l  deut l i ch unt er  den Vor gaben des Fi nanzpl anungsr at es hal t en.  Für  

Br emen bedeut et  di es,  daß angesi cht s der  ber ei t s l änger f r i st i g 

zur ückhal t enden Ausgabengest al t ung ( vgl .  1. 2)  f ür  ei ne Unt er schr ei t ung 

der  deut l i ch ver r i nger t en Ausgabenzuwachsr at en der  übr i gen Länder  und 

Gemei nden pr akt i sch kei ne Spi el r äume mehr  best ehen.   

 

I n Abbi l dung 1 i st  dokument i er t ,  i n wel ch dr amat i scher  Wei se di e auf  di e 

St euer ei nnahmen ger i cht et en Er war t ungen und di e t at sächl i che I st -

Ent wi ckl ung i n Br emen i n den ver gangenen Jahr en i mmer  deut l i cher  hi nt er  

den Annahmen des br emi schen Sani er ungspr ogr amms von 1992 zur ückbl i eben.  I n 

kei nem ei nzi gen Jahr  des bi sher i gen Sani er ungszei t r aumes er r ei cht en di e 

Ei nnahmen des St adt st aat es aus or i gi när en St euer n,  Länder f i nanzausgl ei ch 

und Bundeser gänzungszuwei sungen das Ni veau des Jahr es 1992 und wi esen i m 

Ber i cht sj ahr  -  auf gr und massi ver  Ei nbr üche des LFA ( vgl .  4. 2)  -  mi t  -  5, 3 

% ( -  243 Mi o.  DM)  sogar  di e negat i vst e Abwei chung vom Ausgangsj ahr  des 

Sani er ungspr ogr amms auf .   
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 Abb. 1: Steuern, FDE, LFA und BEZ (Schätzungen und Ist-Einnahmen) Der Senator für Finanzen

 (Stadtstaat Bremen; in Mio. DM) 1990-2001 Referat 20 Steuerschätzung 11.03.98
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Quelle: Senator für Finanzen (c) SfF, 9429F

 

Für  di e Beur t ei l ung der  br emi schen Sani er ungsf or t schr i t t e von besonder er  

Bedeut ung i st  dabei ,  daß der  St adt st aat  dami t  von den bundeswei t en 

St euer ausf äl l en i n er hebl i ch über dur chschni t t l i chem Maße bet r of f en wur de.  

Abbi l dung 2 zei gt ,  daß di e st euer abhängi gen Ei nnahmen sei t  Begi nn der  

neunzi ger  Jahr e mi t  zunehmender  Tendenz hi nt er  dem Dur chschni t t  des 

übr i gen ( west l i chen)  Bundesgebi et es zur ückbl i eben.  Währ end di e ver f ügbar en 

Ei nnahmen aus St euer n,  LFA und BEZ -  nach Gegenr echnung der  LFA- Zahl ungen 

an di e neuen Länder  und des Fonds Deut sche Ei nhei t  -  i n den ( West - )  

Länder n und - Gemei nden i m Zei t r aum 1990/ 97 um 22,5 % st i egen,  er höht en 

si ch di e ver gl ei chbar en Ei nnahmeposi t i onen Br emens gl ei chzei t i g l edi gl i ch 

um knapp 11 %. Vor  al l em der  Wegf al l  der  BEZ- Vor abbet r äge f ür  

Haushal t snot l age mi t  Begi nn der  Sani er ungszahl ungen sowi e di e ni cht  vol l -
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st ändi ge Kompensat i on von über dur chschni t t l i chen St euer ausf äl l en i m LFA 

haben si ch dabei  zu Last en Br emens ausgewi r kt .  

 
 Abb. 2: Einnahmen aus Steuern, LFA und BEZ  1) Der Senator für Finanzen

 (1990 = 100) 1990-1996 Referat 20 San.bericht 05.05.98

1)  1992/93: Ohne Nachteilsausgleich für Bremen; ab 1994: Ohne Sanierungsbeträge
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Stadtstaat Bremen Länder und Gemeinden (Gebiet A) © SFF, 9702

 

I n der  Summe bet r agen di e ber ei t s ei nget r et enen ( 1994/ 97:  -  4, 6 Mr d.  DM)  

bzw.  f ür  1998 zu er war t enden ( -  1, 9 Mr d.  DM)  br emi schen Mi nder ei nnahmen 

gegenüber  den ur spr üngl i chen Annahmen des Sani er ungspr ogr amms dami t  

ber ei t s über  6, 5 Mr d.  DM ( -  22, 6 %) .  Di e dr amat i sche Gr ößenor dnung di eser  

Ver l ust e ver deut l i cht  di e Tat sache,  daß der  f ür  di esen Zei t r aum ei gent l i ch 

vor gesehene sani er ungsbedi ngt e Schul denabbau 5 Mr d.  DM bet r agen sol l t e.  

Konkr et  bedeut et  di es,  daß ohne zusät zl i che br emi sche Ei genanst r engungen 

gegenüber  dem ohnehi n auf  Konsol i di er ung angel egt en Sani er ungspr ogr amm di e 

ei nget r et enen St euer ei nbr üche i m Sani er ungszei t r aum zu ei ner  

Neuver schul dung des St adt st aat es von über  1, 5 Mr d.  DM gef ühr t  hät t en.  

Tat sächl i ch wi r d si ch bi s Ende 1998 al l er di ngs f ür  di e br emi schen 

Haushal t e vor aussi cht l i ch ei ne kumul i er t e Net t ot i l gung von r d.  715 Mi o.  DM 
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er geben,  d. h.  dur ch konsequent e Konsol i di er ungsmaßnahmen,  di e zwar  dur ch 

Sonder ef f ekt e ( Pf l egever si cher ung,  Zi nskondi t i onen)  begünst i gt ,  i m 

wesent l i chen j edoch dur ch Ei nspar ungen und Ver äußer ungser l öse r eal i si er t  

wur den,  l ei st et  Br emen i m Sani er ungszei t r aum ei nen zusät zl i chen 

Ei genbei t r ag zur  Haushal t ssani er ung von knapp 2, 3 Mr d.  DM.   

 
 Tab. 1: Vorgesehene und realisierte Netto-Tilgung Bremens Der Senator für Finanzen

 (Stadtstaat Bremen; in Mio. DM) 1994/97 Referat 20 S.bericht 15.04.98

vorgesehene Mindereinnahmen n. Sanierungsprogramm        zusätzliche

 Jahr Netto-Tilgung aus Steuern, LFA, BEZ und Mindereinnahmen tatsächliche Netto-Tilgung

(Sanierungs- (ggü. Sanierungs- realisierbare Netto-Tilgung (ggü. Sanierungsprogr.

programm) programm) Netto-Tilgung       u. Mindereinnahmen)

1994 840,4   -560,0   280,4   318,1   37,7   

1995 997,5   -1033,7   -36,2   36,7   72,9   

 1996 1103,2   -1292,9   -189,7   43,8   233,5   

 1997 1050,1   -1754,3   -704,2   89,2   793,4   

 zusammen 3991,2   -4640,9   -649,7   487,8   1137,5   
 

 

Tabel l e 1 st el l t  di e gepl ant e Net t ot i l gung ( 4 Mr d.  DM) ,  di e ei nget r et enen 

Mi nder ei nnahmen ( -  4, 6 Mr d.  DM) ,  di e dennoch r eal i si er t e Net t ot i l gung ( 488 

Mi o.  DM)  sowi e den dami t  zusät zl i ch er br acht en Ei genbei t r ag ( 1, 1 Mr d.  DM)  

f ür  den bi sher i gen Sani er ungszei t r aum dar .  Di e Wer t e ver deut l i chen,  daß 

al l ei n di e i n den ver gangenen Jahr en zu ver zei chnenden Ei nnahmeei nbr üche 

f ür  di e Ni cht er r ei chung der  ur spr üngl i chen br emi schen Sani er ungszi el e 

maßgebl i ch war en.  Ohne Ei nnahmeei nbr üche gegenüber  den Annahmen des 

Sani er ungspr ogr amms hät t en di e gel ei st et en Sani er ungsbet r äge und 

Ei genanst r engungen des Landes bi s Ende 1997 f ür  di e br emi schen Haushal t e 

zu ei ner  Zi ns- St euer - Quot e von 18, 8 % ( st at t  26, 5 %)  sowi e zu ei ner  

Deckungsquot e von 100, 6 % ( st at t  78, 4 %)  gef ühr t .  Di e Sani er ung der  

Haushal t e wär e dami t  al s wei t gehend abgeschl ossen zu bet r acht en gewesen.   

 

 

1.2. Gestaltungsspielraum für eigene Konsolidierungsanstrengungen 

 



-  6 -  

  

Di e Gewähr ung der  Sani er ungshi l f en f ür  di e Fr ei e Hansest adt  Br emen i st  

ver knüpf t  mi t  der  Ver pf l i cht ung,  di e Ausgabenzuwachsr at e der  Haushal t e i m 

Sani er ungszei t r aum j ewei l s unt er hal b des Ri cht wer t es zu hal t en,  der  vom 

Fi nanzpl anungsr at  j ähr l i ch f ür  di e Gesamt hei t  der  Gebi et skör per schaf t en 

al s Empf ehl ung vor gegeben wi r d 1).  Br emen hat  di ese -  al s Ei genbei t r ag zur  

Sani er ung def i ni er t e -  Unt er schr ei t ung der  Fi nanzpl anungsr at s- Vor gabe,  di e 

i m Zei t r aum 1994/ 96 j ewei l s 3, 0 % bet r ug und sei t  1997 bei  2, 0 % l i egt ,  i m 

bi sher i gen Sani er ungszei t r aum f or t l auf end und deut l i ch r eal i si er t .  Auch 

di e dar über  hi nausgehende Zi el set zung,  di e -  i n Fol ge anhal t ender  

Ei nnahmeausf äl l e -  dur ch massi ve Kür zungen gepr ägt en Ausgabenst ei -

ger ungsr at en der  übr i gen ( West - )  Länder  und - Gemei nden zu unt er schr ei t en,  

konnt e i n den er st en dr ei  Jahr en der  Sani er ung dur ch konsequent e 

Spar bemühungen des Landes ver wi r kl i cht  wer den.  Di e l ei cht e Über schr ei t ung 

der  l änder -  und gemei nde- dur chschni t t l i chen Ausgabenzuwachsr at e i m Jahr e 

1997 i st  zwar  ausschl i eßl i ch auf  di e wei t er e Auf st ockung des f ür  di e 

l änger f r i st i ge Sani er ung not wendi gen I nvest i t i onssonder pr ogr amms 

zur ückzuf ühr en und über deckt ,  daß es Br emen er neut  gel ungen i st ,  sei ne 

l auf enden Ausgaben i n deut l i ch über dur chschni t t l i cher  Wei se zu begr enzen 

( vgl .  3. 1) .  Dennoch i st  absehbar ,  daß di e Fr ei e Hansest adt  Br emen 

Kür zungen i m konsumt i ven Ber ei ch l änger f r i st i g ni cht  mehr  i n dem bi sher  -  

i m Ver gl ei ch mi t  dem übr i gen ( west l i chen)  Bundesgebi et  -  er hebl i ch 

über pr opor t i onal em Maße r eal i si er en kann.  

 

Ur sache hi er f ür  i st ,  daß der  Gest al t ungsspi el r aum f ür  

über dur chschni t t l i che Ausgabenbegr enzungen der  br emi schen Haushal t e 

zwi schenzei t l i ch wei t gehend ausgeschöpf t  i st .  Di e massi ven 

Spar anst r engungen der  Ver gangenhei t ,  di e mi t  Begi nn des 

Sani er ungszei t r aumes zur  Er br i ngung des not wendi gen Ei genbei t r ages noch 

zusät zl i ch ver schär f t  wur den,  haben Lei st ungen und St andar ds des Landes 

                         
1) „Bremen und das Saarland werden als eigenen Sanierungsbeitrag den Zuwachs der in den Haushaltsplä-

nen veranschlagten Ausgaben in den Jahren 1994 bis 1998 gegenüber dem jeweiligen Vorjahr auf das 
vom Finanzplanungsrat empfohlene Maß von derzeit 3 vH beschränken, solange und soweit diese 
Empfehlung beibehalten wird. Beide Länder wirken darauf hin, daß auch ihre Gemeinden diese Konsoli-
dierungslinie einhalten. Die Begrenzung des Ausgabenzuwachses wird an den vergleichbaren Haushal-
ten des Vorjahres gemessen.“ (§ 2 der im Juli 1993 von den Sanierungsländern mit dem Bund geschlos-
senen Verwaltungsvereinbarung) 
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und sei ner  Gemei nden i nzwi schen nahezu dur chgehend dem Bundesdur chschni t t  

angegl i chen und i n ei ner  Vi el zahl  von Fäl l en ber ei t s deut l i ch dar über  

hi naus r eduzi er t .  Ei ne akt ual i si er t e Li st e der  al l ei n i n den ver gangenen 

Jahr en zur  Konsol i di er ung der  br emi schen Haushal t e dur chgef ühr t en bzw.  

beschl ossenen Maßnahmen i st  di esem Ber i cht  al s Anl age 1 bei gef ügt .  Di e -  

i nsbesonder e auf gr und geset zl i cher  Vor gaben -  nur  noch begr enzt en 

Mögl i chkei t en zur  For t set zung di eser  i m Länder -  und Gemei ndever gl ei ch 

über dur chschni t t l i chen Ei nspar ungen si nd anhand f ol gender  Ent wi ckl ungs-  

und Ni veauver gl ei che zu bel egen:  

 
 Abb. 3: Entwicklung der Leistungsausgaben  1) Der Senator für Finanzen

 (1980 = 100) 1980/97 Referat 20 S.programm 05.05.98

  1) Ergebnisse der Vierteljahresstatistik; Bereinigte Gesamtausgaben ohne Zinsausgaben      2) Gebiet A (ohne Berlin (West) und Bremen)
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Länder- und Gemeinde-Durchschnitt 2)

Bremen (Stadtstaat)

Quelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie 14, Reihe 2 © SfF, 9603

 

o Nachdem das Bundesver f assungsger i cht  i n sei nem Ur t ei l  vom 27.  Mai  1992 

ber ei t s di e I st - Ent wi ckl ung der  Jahr e 1970/ 90 zum Anl aß genommen hat t e,  

vor  al l em Br emen über dur chschni t t l i che Anst r engungen zur  Ver r i nger ung 
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der  Net t o- Kr edi t auf nahme und dami t  zur  St abi l i si er ung der  Haushal t sl age 

zu at t est i er en,  hat  si ch di e ber ei t s l änger f r i st i g zu ver zei chnende 

Ent koppl ung der  br emi schen Ausgabenent wi ckl ung vom Länder -  und 

Gemei ndedur chschni t t  sei t  Anf ang der  neunzi ger  Jahr e noch wei t er  

ver st är kt .  Abbi l dung 3 dokument i er t ,  daß di e Lei st ungsausgaben 

( Ber ei ni gt e Gesamt ausgaben ohne Zi nsausgaben)  i n den ( West - )  Länder n und 

- Gemei nden ( ohne Ber l i n und Br emen)  1997 um i nsgesamt  knapp 74 % über  

dem Ni veau zu Begi nn der  acht zi ger  Jahr e l agen,  währ end i n den 

br emi schen Haushal t en i m Zei t r aum 1980/ 97 ei ne ver gl ei chbar e 

Ausgabenzuwachsr at e von nur  61 % ver zei chnet  wur de.  I m Dur chschni t t  der  

l et zt en 17 Jahr e st i egen di e Lei st ungsausgaben Br emens dami t  um 2, 8 % 

p. a. ,  i m übr i gen ( west l i chen)  Bundesgebi et  j ähr l i ch um 3, 3 %.  Dabei  i st  

zu ber ücksi cht i gen,  daß di e über pr opor t i onal en Lei st ungsei nschni t t e i n 

Br emen vor  dem Hi nt er gr und ver st är kt er  Ausgabever pf l i cht ungen i nf ol ge 

wi r t schaf t sst r ukt ur pol i t i scher  Kr i senent wi ckl ungen vor genommen wer den 

mußt en.  

 

Auch Ni veauver gl ei che best ät i gen,  daß das dauer haf t  r est r i kt i ver e 

Ausgabever hal t en ur spr üngl i ch vor handene Ei nspar pot ent i al e und dami t  

Spi el r äume f ür  besonder e Ei genbei t r äge des Landes i nzwi schen besei t i gt  

hat .  Ohne das zei t l i ch bef r i st et e I nvest i t i onssonder pr ogr amm wi esen di e 

Lei st ungsausgaben Br emens 1997 ei nwohner bezogen gemessen an den 

Ver gl ei chswer t en der  ander en St adt st aat en kei n über dur chschni t t l i ches 

Ni veau auf .  

 

o Di e über pr opor t i onal en Spar anst r engungen des Landes spi egel n si ch 

i nsbesonder e auch i n der  Ent wi ckl ung des Per sonal best andes wi der :  

I nner hal b des Zehn- Jahr es- Zei t r aumes 1986/ 96 ver r i nger t e si ch di e Zahl  

der  von Land und Kommunen i m öf f ent l i chen Di enst  beschäf t i gt en 

Mi t ar bei t er  i n Br emen ( ohne Kr ankenhäuser ,  aber  ei nschl i eßl i ch 

ausgegl i eder t er  Ber ei che)  um 12, 6 % ( r d.  4. 450 ( umger echnet e Vol l zei t - )  

Beschäf t i gt e) .  I m übr i gen ( west l i chen)  Bundesgebi et  wur de gl ei chzei t i g 

ei ne Reduzi er ung des ver gl ei chbar en Beschäf t i gt enst andes um 2, 5 % 
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ver zei chnet  2) .  Auch unt er  Ber ücksi cht i gung der  Ei nwohner ent wi ckl ung 

f i el  der  Per sonal abbau des öf f ent l i chen Di enst es i n Br emen ( -  14, 6 %)  

gegenüber  dem Länder -  und Gemei ndedur chschni t t  ( -  10, 5 %)  deut l i ch 

über dur chschni t t l i ch aus.  

 

Gl ei chzei t i g er wei sen si ch Annahmen,  Br emen könne di ese und u.  U.  

wei t er e über dur chschni t t l i che Ei nschni t t e i m Per sonal ber ei ch auf gr und 

ei nes über pr opor t i onal en Beschäf t i gt enbesat zes al s Ei genbei t r ag zur  

Sani er ung pr obl eml os r eal i si er en,  bei  Bet r acht ung der  amt l i chen 

St at i st i k al s unzut r ef f end:  I m St adt st aat en- Ver gl ei ch wei st  Br emen 

zwi schenzei t l i ch mi t  knapp 49 Beschäf t i gt en j e 1. 000 Ei nwohner  den mi t  

Abst and ni edr i gst en Per sonal besat z ( Landes-  und Gemei ndebedi enst et e)  

auf .  Noch deut l i cher  st el l en si ch di e Ef f ekt e des konsequent en 

Per sonal abbaues i m Gr oßst adt ver gl ei ch dar :  Währ end der  St adt st aat  Br emen 

1996 noch 49 Beschäf t i gt e des Landes und der  Kommunen pr o 1. 000 

Ei nwohner  f i nanzi er t e,  bet r ug der  Dur chschni t t swer t  der  übr i gen St ädt e 

über  500. 000 Ei nwohner  ( ohne St adt st aat en)  gl ei chzei t i g 69,  bei  Aus-

kl ammer ung der  auf gr und von Funkt i onsüber l ager ungen ni cht  vol l  

ver gl ei chbar en Ruhr gebi et sst ädt e sogar  78 Beschäf t i gt e j e 1. 000 

Ei nwohner .  

 

Tr ot z f ehl ender  Reser ven,  di e i m Länder -  und Gemei ndever gl ei ch über dur ch-

schni t t l i che Ausgabenbegr enzungen i m bi sher i gen Umf ang dauer haf t  zul assen,  

i st  di e Fr ei e Hansest adt  Br emen al l er di ngs i m Rahmen per manent er  Anal ysen 

zur  Gest al t bar kei t  i hr er  Ausgaben ent schl ossen dar um bemüht ,  ver bl i ebene 

Bewegungsspi el r äume auf  der  Ausgabensei t e der  Haushal t e syst emat i sch zu 

er mi t t el n und konsequent  zu nut zen.  Da bei  den Per sonal ausgaben ( nahezu 

vol l st ändi ge Abschöpf ung der  Fl ukt uat i onsr at e) ,  den Zi nsausgaben 

( Fest l egung dur ch Kr edi t mar kt kondi t i onen)  sowi e bei  den Gr undi nvest i t i onen 

( zwi schenzei t l i che Reduzi er ung auf  not wendi ges Mi ndest maß)  über  di e 

r eal i si er t en bzw.  gepl ant en Eckwer t e hi nausgehende Ei nschni t t e ni cht  

vor zunehmen si nd,  konzent r i er en si ch di ese Bemühungen zwangsl äuf i g auf  den 

Ber ei ch der  Sonst i gen konsumt i ven Ausgaben.  

                         
2) Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 6 „Personal des öffentlichen Dienstes“ 



-  10 -  

  

 

Di e Ent schl ossenhei t ,  mi t  der  di e Er mi t t l ung der  Ei nspar pot ent i al e dabei  

er f ol gt ,  dokument i er t  di e Tat sache,  daß von Br emen 1996 al s er st em 

Bundesl and ei ne syst emat i sche Kennzei chnung al l er  konsumt i ven 

Ausgabeposi t i onen nach dem Gr ad i hr er  Di sponi bi l i t ät  dur chgef ühr t  wur de.  

Dur ch Mul t i pl i kat i on mi t  Pr ozent sät zen,  i n der en Gr ößenor dnung di e 

gebi l det en sechs Ver pf l i cht ungsgr ad- Kat egor i en j ewei l s gest al t bar  si nd,  

l i egen sei t her  konkr et e,  zei t nahe Auf schl üsse über  den i m Gesamt haushal t  

maxi mal  noch di sponi bl en Ausgabenbet r ag vor .  Für  1997 und 1998 wur den bzw.  

wer den di e über  di ese Ber echnungsmet hode er mi t t el t en Kür zungsbet r äge mi t  

150 bzw.  142 Mi o.  DM i n vol l em Umf ang abgeschöpf t .  Abgesehen von wei t er en 

Ausgl i eder ungs-  und / oder  Pr i vat i si er ungsef f ekt en best ehen i n den br emi -

schen Haushal t en zur  Begr enzung der  Ausgabenent wi ckl ung kei ne über  di ese 

Maßnahmen hi nausgehenden Gest al t ungsspi el r äume.  

 

Ebenf al l s begr enzt  si nd di e Mögl i chkei t en des Landes,  dur ch 

über dur chschni t t l i che Ver mögensver äußer ungen auf  der  Ei nnahmesei t e 

besonder e Ei genbei t r äge zur  Haushal t ssani er ung zu l ei st en.  I n den 

Haushal t sj ahr en 1996/ 97 wur den Ver äußer ungser l öse von i nsgesamt  r d.  500 

Mi o.  DM r eal i si er t ,  wei t er e bi s zu 850 Mi o.  DM si nd -  u. a.  dur ch 

mehr hei t l i che Pr i vat i si er ung des Abf al l -  und Abwasser ber ei ches -  nach 

vor l äuf i gen Pl anungen f ür  di e Jahr e 1998/ 99 vor gesehen.  Es i st  davon aus-

zugehen,  daß Br emen mi t  Ver mögensver äußer ungen i n di eser  Gr ößenor dnung i m 

Länder -  und Gemei ndever gl ei ch i n eher  über dur chschni t t l i chem,  ni cht  wei t er  

st euer bar em Maße dur ch den Abbau öf f ent l i cher  Tr äger schaf t en und 

Bet ei l i gungen zur  Haushal t skonsol i di er ung bei t r ägt .   

 

Dabei  i st  zu ber ücksi cht i gen,  daß si ch di e konsequent e Nut zung der  

zunehmend ver engt en Gest al t ungsspi el r äume zur  Lei st ung der  ei ngef or der t en 

besonder en Ei genanst r engungen zudem ni cht  i n vol l em Umf ang i n den f ür  den 

St adt st aat  vor wei sbar en Jahr esbi l anzen ni eder schl ägt .  Ur sache hi er f ür  i st ,  

daß i m Zusammenhang mi t  der  Kr i senent wi ckl ung i m Schi f f bauber ei ch f ür  di e 

br emi schen Gebi et skör per schaf t en bet r ächt l i che zusät zl i che Bel ast ungen 

best ehen,  di e ei ne ungeschmäl er t e Ver buchung r eal i si er t er  
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Ver äußer ungser l öse und/ oder  Ausgabenr eduzi er ungen al s Bei t r ag zur  

Haushal t ssani er ung ver hi nder n.  Di e Gr ößenor dnung di eser  akt uel l  zu 

t r agenden Zusat zl ast en dokument i er t  di e Tat sache,  daß 1997 al l ei n r d.  170 

Mi o.  DM,  di e dur ch Ver mögensver äußer ungen er l öst  wur den,  zur  Abf eder ung 

ei nes Wer f t enkonkur ses ei ngeset zt  wer den mußt en.  Ohne di ese Ver pf l i cht ung 

hät t e si ch di e Net t o- Ti l gung des Ber i cht sj ahr es ( vgl .  2. 1)  mehr  al s 

ver dr ei f acht .  Dar über  hi naus bel ast en di e St r ukt ur pr obl eme i m Schi f f bau 

di e br emi schen Haushal t e unmi t t el bar  dur ch zwangsl äuf i ge Mehr bedar f e f ür  

ar bei t smar kt pol i t i sche Maßnahmen und Ausgaben i m Sozi al l ei st ungsber ei ch.   

 

 

1.3. Flankierende Standortentscheidungen des Bundes 

 

Schon i m Ber i cht  des Vor j ahr es si nd di e St andor t ent schei dungen des Bundes 

i m Lande Br emen vor  al l em sei t  Begi nn des Sani er ungspr ogr amms i m ei nzel nen 

dar gest el l t  wor den.  St andor t ent schei dungen des Bundes sei en ei n geei gnet es 

Mi t t el ,  der  wi r t schaf t l i chen St r ukt ur schwäche des bet r of f enen Landes 

t ei l wei se abzuhel f en -  so das Bundesver f assungsger i cht  i n sei nem Ur t ei l  

vom 27.  Mai  1992.  Exempl ar i sch wur den vom Bundesver f assungsger i cht  

Ent schei dungen über  den Si t z von Behör den,  wi ssenschaf t l i ch- t echni schen 

For schungsei nr i cht ungen und Anst al t en genannt .  

 

Bei  den St andor t ent schei dungen des Bundes über wogen i m Er gebni s aber  ni cht  

di e Neuansi edl ungen und Er wei t er ungen,  sonder n Schl i eßungen,  Wegver l age-

r ungen oder  Abbauent schei dungen.  Di eser  negat i ve Tr end hat  i m Ber i cht sj ahr  

sei ne For t set zung gef unden.  Der  Bund hat  i m ver gangenen Jahr  sei ne Absi cht  

bekundet ,  di e Zol l -  und Ver br auchst euer abt ei l ung bei  der  

Ober f i nanzdi r ekt i on Br emen auf zul ösen und di e OFD Hannover  mi t  den 

ent spr echenden Auf gaben zu bet r auen -  was auf  mi t t l er e Si cht  ei nen 

er hebl i chen Ver l ust  von Ar bei t spl ät zen mi t  si ch br i ngt .  

 

I nzwi schen hat  der  Bund mi t  ei ner  ent spr echenden Ver or dnung di ese 

Auf gaben- ver l ager ung zum 1.  8.  1998 beschl ossen.  Dami t  wi r d Br emen ei nes 

von vi er  Bun- desl änder n sei n,  i n dem di e Bundesf i nanzver wal t ung ni cht  mehr  



-  12 -  

  

mi t  ei ner  Mi t t el i nst anz ver t r et en sei n wi r d.  Di eser  St andor t schwächung i st  

von sei t en Br emens mi t  über zeugenden Ar gument en ent gegenget r et en wor den -  

wobei  vor  al l em der  f akt i sche Auf gabenschwer punkt  der  Zol l abt ei l ung i n 

Br emen mi t  sei nen Häf en und di e Hi l f spf l i cht  des Bundes i n 

r egi onal pol i t i scher  Hi nsi cht  i m Vor der gr und st anden.  Auch der  Beschl uß des 

Bundes,  zumi ndest  was di e Zahl  der  Ar bei t spl ät ze bet r äf e,  bei  der  

Bundeskasse und den Or t sbehör den der  Zol l ver wal t ung f ür  ei ne Kompensat i on 

zu sor gen,  kann ni cht  dar über  hi nweghel f en,  daß mi t  der  Schl i eßung der  

l et zt en Bundesabt ei l ung bei  der  OFD Br emen ei ne Schwächung des 

Wi r t schaf t sst andor t es Br emen ver bunden i st .  

 

Di e Fol gewi r kungen anhal t ender  St andor t ent schei dungen zum Nacht ei l  Br emens 

spi egel n si ch unmi t t el bar  i n der  Beschäf t i gungsent wi ckl ung wi der .  Der  

Abbau der  Bundesbeschäf t i gt en ( ohne Bundesbahn und - post )  f i el  i m Fünf -

Jahr es- Zei t r aum 1991/ 96 3) mi t  -  20, 7 % der  ( umger echnet en Vol l zei t - )  

Beschäf t i gt en i n Br emen höher  aus al s i m Dur chschni t t  des übr i gen 

( west l i chen)  Bundesgebi et es ( -  18, 4 %) .  Dabei  i st  zusät zl i ch zu 

ber ücksi cht i gen,  daß di e Per sonal r eduzi er ungen des Bundes i nsgesamt  i n 

besonder em Maße bei  den Ber uf s-  und Zei t sol dat en vor genommen wur den,  der en 

Beschäf t i gungsvol umen f ür  Br emen von eher  unt er dur chschni t t l i cher  

Bedeut ung i st .  Der  i m f r üher en Bundesgebi et  zu ver zei chnende Rückgang der  

Bundesbeschäf t i gt en ohne Ber uf s-  und Zei t sol dat en bet r ug zwi schen 1991 und 

1996 hi ngegen l edi gl i ch 12, 9 %,  so daß davon auszugehen i st ,  daß di e Fr ei e 

Hansest adt  Br emen i m Vor f el d und sei t  Begi nn des Sani er ungspr ogr amms vom 

Beschäf t i gungsabbau i m unmi t t el bar en Bundesdi enst  i n über dur ch-

schni t t l i chem Maße bet r of f en wur de.  Hi nzu kommen ebenf al l s über pr opor t i o-

nal e Ar bei t spl at zver l ust e des St adt st aat es i m Bahnber ei ch.   

 

Di e Konsequenzen di eser  Ent wi ckl ung si nd ni cht  nur  i n Rel at i on zu den 

übr i gen Länder n,  sonder n i nsbesonder e auch i m -  f ür  di e St adt st aat en 

maßgebl i cher en -  Gr oßst adt ver gl ei ch abl esbar :  Währ end Br emen 1996 

l edi gl i ch 10 Beschäf t i gt e des unmi t t el bar en Bundesdi enst es ( Bund und 

                         
3) Längerfristigere Vergleiche beinhalten Verzerrungen, da das Statistische Bundesamt Bundesbeschäftigte 

nach Ländern bis 1990 nur ohne, ab 1991 nur einschließlich Berufs- und Zeitsoldaten ausweist. 
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Bundesei senbahnver mögen)  j e 1. 000 Ei nwohner  auf wei sen konnt e,  

ver zei chnet en di e übr i gen St ädt e des Bundesgebi et es mi t  über  500. 000 

Ei nwohner n ( ohne St adt st aat en und Ruhr gebi et sst ädt e)  gl ei chzei t i g ei nen 

Besat z von dur chschni t t l i ch r d.  15 Bundesbeschäf t i gt en.  Ver gl ei chbar e 

Nacht ei l e er geben si ch f ür  Br emen auch i m mi t t el bar en öf f ent l i chen Di enst  
4) ,  bei  dem di e pr o 1. 000 Ei nwohner  zu r egi st r i er ende Beschäf t i gt enzahl  

mi t  l edi gl i ch 5 noch massi ver  vom Dur chschni t t swer t  der  Ver gl ei chsst ädt e 

( 11)  abwei cht .   

 

Den Empf ehl ungen des Bundesver f assungsger i cht es ent gegenl auf ende Ent schei -

dungen des Bundes zur  r egi onal en Ver t ei l ung sei ner  Ei nr i cht ungen und 

Beschäf t i gt en,  der  ext r em unt er dur chschni t t l i che Besat z mi t  I nst i t ut i onen 

des mi t t el bar en öf f ent l i chen Di enst es und der  gl ei chzei t i g 

über dur chschni t t l i che Abbau der  ei genen Landes-  und Kommunal bedi enst et en 

f ühr t e f ür  Br emen 1996 zu ei nem Best and von Beschäf t i gt en i m öf f ent l i chen 

Di enst ,  der  mi t  64 ( umger echnet en)  Vol l zei t beschäf t i gt en j e 1. 000 

Ei nwohner  um r d.  40 Pr ozent  unt er  dem Ver gl ei chswer t  der  übr i gen 

Gr oßst ädt e über  500. 000 Ei nwohner  ( ohne Ruhr gebi et sst ädt e:  105)  und 

ebenf al l s wei t  unt er  dem Beschäf t i gungsni veau der  übr i gen St adt st aat en 

l i egt .  

 

 

2. Verwendung der Sanierungshilfen 
 

2.1. Schuldenabbau 
 

Di e Ver pf l i cht ung zur  ver ei nbar ungsgemäßen Ver wendung der  

Sani er ungszahl ungen ( § 1 der  „Ver wal t ungsver ei nbar ung zur  Sani er ung der  

Haushal t e“)  wur de auch i m Ber i cht sj ahr  dur ch Umset zung ent spr echender  

haushal t sgeset zl i cher  Vor gaben unei ngeschr änkt  er f ül l t .  Nach § 9 des 

                                                                                  
 
4) Bundesanstalt für Arbeit, Deutsche Bundesbank, Sozialversicherungsträger unter Aufsicht des Bundes 

bzw. der Länder und Träger der Zusatzversorgung von Bund, Ländern und Gemeinden/Gemeindever-
bänden und rechtlich selbständige Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit 
Dienstherrnfähigkeit. 
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Haushal t sgeset zes der  Fr ei en Hansest adt  Br emen f ür  das Haushal t sj ahr  1997 

wur den di e Ei nnahmen aus Sonder - Bundeser gänzungszuwei sungen 

( Sani er ungszahl ungen des Bundes)  unmi t t el bar  zur  Schul dent i l gung ver wendet  

und di e al s Kr edi t er mächt i gung ausgewi esenen Bet r äge i n gl ei cher  

Gr ößenor dnung ver r i nger t .  

 

Di e i m Ber i cht sj ahr  r eal i si er t e Net t o- Ti l gung er gi bt  si ch -  von 

ger i ngf ügi gen Ver änder ungen ( Kur spf l ege,  Sal do der  Rückl agenbewegungen)  

abgesehen -  al s Sal do der  i n vol l em Umf ang zur  Schul dent i l gung 

ei ngeset zt en Sani er ungsr at e von 1, 8 Mr d.  DM und des gl ei chzei t i g zu 

ver zei chnenden Fi nanzi er ungsdef i zi t s der  br emi schen Haushal t e.  Dabei  i st  

f est zust el l en,  daß es 1997 gel ungen i st ,  t r ot z massi v hi nt er  den 

Er war t ungen zur ückgebl i ebener  Ei nnahmen dur ch konsequent e Ei ngr i f f e auf  

der  Ausgabensei t e di e Deckungsl ücke der  Haushal t e gegenüber  1996 um 

wei t er e 3, 0 % zu ver r i nger n und dami t  di e Net t o- Ti l gung des St adt st aat es 

i m Vor j ahr esver gl ei ch zu ver doppel n.  I nsgesamt  konnt e so ei n 

Ti l gungsbet r ag von 89, 2 Mi o.  DM ver zei chnet  wer den.  Di e Gr ößenor dnung 

di eses Bet r ages i st  vor  dem Hi nt er gr und der  beschr i ebenen Mi nder ei nnahmen 

zu bet r acht en,  di e 1997 gegenüber  den ver anschl agt en Ei nnahmeer war t ungen 

ei nget r et en si nd ( St euer n,  LFA und BEZ:  -  356 Mi o.  DM) ,  und dar an zu 

messen,  daß di e nunmehr  ver bucht en st euer abhängi gen Ei nnahmen um 1, 754 

Mr d.  DM unt er  den ur spr üngl i ch i m Sani er ungspr ogr amm f ür  das Ber i cht sj ahr  

unt er st el l t en Wer t en l agen ( vgl .  1. 1) .   

Di e Dar st el l ung der  Auswi r kungen di eser  i m Haushal t sj ahr  er r ei cht en Net t o-

Ti l gung auf  den Schul denst and des Landes er f or der t  ei ne von der  

Ber i cht spr axi s der  Vor j ahr e abwei chende Bet r acht ungswei se.  Ur sache hi er f ür  

i st  der  1997 massi v ver zer r ende Ei nf l uß der  kur zf r i st i gen,  i n der  

Haushal t sr echnung ni cht  al s Ver bi ndl i chkei t en er f aßt en 

Kassenver st är kungskr edi t e,  di e zur  Über br ückung vor über gehender  

Kassenanspannungen ei ngegangen wer den ( „schwebende“ Schul den) ,  auf  den 

Best and der  j ewei l s st i cht agsbezogen er hobenen „f undi er t en“ Schul den:  

Währ end di e al s f undi er t e Schul den von der  St aat sf i nanzst at i st i k er f aßt en 

Ver pf l i cht ungen des St adt st aat es Br emen 1997 -  t r ot z der  dar gest el l t en 

Net t o- Ti l gung -  um r d.  261 Mi o.  DM st i egen,  ver besser t e si ch di e Bi l anz 
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der  Kassenver st är kungskr edi t e,  f ür  di e zum Jahr esende sogar  ei n Gut haben 

ver zei chnet  wur de,  gl ei chzei t i g um knapp 296 Mi o.  DM.  Gr und di eser  

Ver l ager ung i st  i nsbesonder e di e geänder t e Auswei sung von Br emen 

ver gebener ,  unver zi nsl i cher  Schat zanwei sungen,  di e -  ent spr echend der  

Pr axi s des Bundes -  al s Dauer emi ssi onen den f undi er t en Schul den zugeor dnet  

wur den.  

 

Di ese i m Ber i cht sj ahr  zu ver zei chnenden umf angr ei chen Ver schi ebungen 

zwi schen kur z-  und l änger f r i st i ger en Ver bi ndl i chkei t en zei gen,  daß si ch -  

zumi ndest  bei  kur zf r i st i ger er  Bet r acht ung -  ei n kor r ekt es Gesamt bi l d des 

Ver schul dungsst andes und sei ner  Ver änder ung nur  dur ch Addi t i on der  

f undi er t en und schwebenden Schul den gewi nnen l äßt ,  di e -  auf gr und des 

kur zf r i st i g z. T.  er hebl i ch schwankenden Vol umens der  

Kassenver st är kungskr edi t e -  f ür  bei de Komponent en zum i dent i schen St i cht ag 

vor zunehmen i st .  Für  di e er st en vi er  Jahr e des Sani er ungszei t r aumes 

er geben si ch bei  Ber ücksi cht i gung di eser  Zusammenhänge f ol gende Ver -

änder ungen des br emi schen Schul denst andes:  

 
 Tab. 2: Tilgung und Entschuldung im Sanierungszeitraum Der Senator für Finanzen

 (Stadtstaat Bremen; in Mio. DM) 1994/97 Referat 20 San.bericht 05.05.98

Finanzierungssaldo Netto- Veränderung des Schuldenstandes 1)

 Jahr ohne mit Kreditaufnahme Fundierte Kassen- zu-
Sanierungsbetrag 2) Schulden kredite sammen

 1994 - 1.497,7    + 302,3   - 318,1   - 287,9   - 198,2   - 486,1   
 1995 - 1.775,2    + 24,8   - 36,7   - 57,6   - 52,9   - 110,5   
 1996 - 1.756,2    + 43,8   - 43,8   - 185,1    + 127,3   - 57,8   
 1997  3) - 1.703,6    + 96,4   - 89,2    + 260,6   - 295,5   - 34,9   

 Summe - 6.732,7    + 467,3   - 487,8   - 270,0   - 419,3   - 689,3   

 1) Zwischen den Stichtagen 31.12. des Vorjahres und 31.12. des laufenden Jahres 
 2) Kreditmarktmittel            3) Vorläufige Werte (Stand: 13. Monat) 

 

I m Gesamt zei t r aum 1994/ 97 f ühr t en -  unt er  Ei nbezi ehung der  

Sani er ungsl ei st ungen -  posi t i ve Fi nanzi er ungssal den von kumul i er t  467 Mi o.  

DM demnach zu ei ner  Net t ot i l gung ( bei  Kr edi t mar kt mi t t el n)  von i nsgesamt  

knapp 488 Mi o.  DM.  Der  kor r espondi er ende Schul denabbau -  zwi schen den 

St i cht agen 31. 12. 1993 und 31. 12. 1997 -  bet r ägt  r d.  689 Mi o.  DM,  von denen 

270 Mi o.  DM auf  Reduzi er ungen der  f undi er t en Schul den zur ückzuf ühr en si nd 

und ei ne Ver besser ung um r d.  419 Mi o.  DM bei  den 

Kassenver st är kungskr edi t en r eal i si er t  wur de.  
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Zu ber ücksi cht i gen i st  dabei ,  daß der  Schul denabbau i m bi sher i gen 

Sani er ungszei t r aum noch um 758 Mi o.  DM höher  ausgef al l en wär e,  wenn si ch 

Br emen ni cht  i m Hi nbl i ck auf  di e not wendi gen dauer haf t en 

Konsol i di er ungser f ol ge der  Sani er ung -  zul ast en kur zf r i st i ger er  

Ent schul dungsf or t schr i t t e -  f ür  di e Dur chf ühr ung ei nes I nvest i t i onsson-

der pr ogr amms ( I SP;  vgl .  2. 2 und 2. 3)  aus sani er ungsbedi ngt en Zi ns-

ent l ast ungen ent schi eden hät t e.  

 

Für  das Haushal t sj ahr  1997 er gi bt  si ch i m Sal do ei ne Ver r i nger ung des 

Schul denst andes um r d.  35 Mi o.  DM,  wobei  di e Abwei chung zwi schen 

Net t ot i l gung und Schul denabbau -  wi e i n den übr i gen Jahr en -  i m 

wesent l i chen aus zei t l i chen Ver schi ebungen zwi schen haushal t sj ahr bezogenem 

Li qui di t ät sbedar f  ( ei nschl i eßl i ch Ausl auf per i ode)  und st i cht agsbezogener  

Er f assung des Schul denst andes r esul t i er t .  

 

Di e si ch demnach f ür  den St adt st aat  Br emen sei t  Begi nn des Sani er ungspr o-

gr amms er gebenden Schul denst ände si nd i n nachf ol gender  Tabel l e zusammenge-

f aßt  5) .  

 
 Tab. 3: Schuldenstand Der Senator für Finanzen

 (Stadtstaat Bremen; in Mio. DM; Stand: 31.12.) 1993/97 Referat 20 San.bericht 14.04.98

fundierte Schulden schwebende Schulden  
 Jahr (Kreditmarktschulden + Schulden (Kassenverstärkungs- insgesamt

bei öffentl. Haushalten) kredite)  

 1993 17550,5 280,0 17830,5
 1994 17262,6 81,8 17344,4
 1995 17205,0 28,9 17233,9
 1996 17019,9  1) 156,2 17176,1
 1997 17280,5 -139,3 17141,2

 Veränderung 
 1993/97 - 270,0 - 419,3 - 689,3

 1) Abweichung zum Wert des Statistischen Bundesamtes (Fachserie 14, Reihe 5: 16.998 Mio. DM), bei dem ausnahmsweise den Eigenbetrieben 
      zugeordnete Altschulden (22,5 Mio. DM) nicht berücksichtigt wurden 

 

                         
5) Anzumerken ist dabei, daß die ausgewiesenen Werte für die fundierten Schulden - mit Ausnahme des 

Jahres 1996 (vgl. Fußnote) - den veröffentlichten Daten des Statistischen Bundesamtes (Fachserie 14, 
Reihe 5 „Schulden der öffentlichen Haushalte“) entsprechen. Die Ist-Werte der Kassenverstärkungskre-
dite weichen hingegen von den Darstellungen der amtlichen Statistik ab, da die bremischen Werte dem 
Bundesamt bisher nicht stichtagsbezogen (31.12.), sondern mit Berechnungsstand 12. Monat gemeldet 
wurden und „Guthaben“ im Rahmen der Bundesstatistik grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. 
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Der  mi t  dem anhal t enden Abbau Ende 1997 er r ei cht e Schul denst and der  Fr ei en 

Hansest adt  Br emen von r d.  17, 1 Mr d.  DM ( ei nschl i eßl i ch Kassenver st är kungs-

kr edi t e)  ent spr i cht  ei ner  Pr o- Kopf - Ver schul dung des St adt st aat es von r d.  

25. 400 DM.  Di e ei nwohner bezogene br emi sche Schul denl ast  hat  si ch dami t  

wei t er  -  wenn auch nur  l ei cht  -  dem l änder -  und gemei ndedur chschni t t l i chen 

Ni veau des übr i gen west l i chen Bundesgebi et es angenäher t ,  das si ch nach 

vor l äuf i gen Ber echnungen i m Ber i cht sj ahr  um knapp 500 auf  r d.  10. 000 DM j e 

Ei nwohner  er höht e.  Ohne di e bi sher  gezahl t en Sani er ungsbet r äge hät t e der  

Schul denst and des Landes am Jahr esende 1997 mi t  36. 000 DM/ Ei nwohner  um 

10. 600 DM,  ohne di e von Br emen gegenüber  dem Sani er ungspr ogr amm zusät zl i ch 

er br acht en Ei genl ei st ungen um wei t er e 1. 700 DM/ Ei nwohner  über  dem 

t at sächl i ch r eal i si er t en I st - Wer t  gel egen.  

 

 

2.2. Finanzierungsspielräume 

 

Aus der  Ver wendung der  gel ei st et en Sani er ungszahl ungen zur  unmi t t el bar en 

Schul dent i l gung r esul t i er en kumul i er ende Zi nser spar ni sse,  über  der en 

Nut zung di e Haushal t snot l age- Länder  i m Rahmen vor gegebener  Al t er nat i ven 

ei genver ant wor t l i ch ent schei den können.  Di e i m Jul i  1993 mi t  dem Bund 

abgeschl ossene Ver wal t ungsver ei nbar ung zur  Sani er ung der  Haushal t e 

er mögl i cht  Br emen wi e dem Saar l and ( ent spr echend § 11 Abs.  6 

Fi nanzausgl ei chsgeset z)  „. . .  DIE DURCH DIE SONDER-

BUNDESERGÄNZUNGSZUWEISUNGEN INNERHALB DER AUSGABENBEGRENZUNG 

ENTSTEHENDEN FINANZIERUNGSSPIELRÄUME ( ZINSERSPAR- NISSE)  IN DEN JEWEILIGEN 

HAUSHALTSJAHREN ENTWEDER FÜR I NVESTITIONEN ZU NUTZEN,  DIE DIE WIRTSCHAFTS-  

UND FINANZKRAFT DES LANDES NACHHALTIG STÄRKEN,  ODER ZUR WEITEREN VER-

MINDERUNG DER NETTO- KREDITAUFNAHME BZW.  ZUR SCHULDENTILGUNG ZU VERWEN-

DEN. . . . .  „ ( § 2) .  

 

Di e Fr ei e Hansest adt  Br emen hat  si ch ent schi eden,  di e aus den 

Sani er ungsbet r ägen r esul t i er enden Zi nsent l ast ungen i n vol l em Umf ang zur  

Auf l age ei nes wi r t schaf t s-  und f i nanzkr af t st är kenden 

I nvest i t i onssonder pr ogr amms ( I SP)  zu nut zen.  Auf gr und ver ei nzel t  
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anhal t ender  Zwei f el  an der  Not wendi gkei t  di eser  ei ndeut i gen 

Pr i or i t ät enset zung i st  noch ei nmal  zu ver deut l i chen,  daß di e i m Rahmen des 

Sani er ungspr ogr amms get r of f ene Ent schei dung,  mi t  der  Dur chf ühr ung des 

I nvest i t i onssonder pr ogr amms der  St är kung der  r egi onal en Wi r t schaf t  

absol ut en Vor r ang vor  kur zf r i st i gen zusät zl i chen Sani er ungsf or t schr i t t en 

( Begr enzung der  Ausgabenzuwachsr at e,  Schul denabbau)  ei nzur äumen,  

unmi t t el bar  an den Ur sachen der  br emi schen Fi nanzkr i se anset zt  und mi t  dem 

Zi el  i hr er  dauer haf t en Besei t i gung al t er nat i vl os i st :  

 

Di e Haushal t snot l age der  Fr ei en Hansest adt  Br emen r esul t i er t  i n 

er hebl i chem Maße aus r egi onal wi r t schaf t l i ch bedi ngt er  Fi nanzkr af t schwäche.  

Fest st el l bar  i st ,  daß i nsbesonder e di e massi ven 

Wi r t schaf t sst r ukt ur pr obl eme Mi t t e der  acht zi ger  Jahr e,  di e dur ch di e 

Kumul at i on von sekt or spezi f i schen und/ oder  r egi onal  wi r ksamen 

Kr i senent wi ckl ungen vor  al l em i n den Ber ei chen Schi f f bau,  St ahl  sowi e Nah-

r ungs-  und Genußmi t t el gewer be ver ur sacht  wur den,  über  Ei nnahmeausf äl l e und 

-  von Br emen wei t gehend al l ei n get r agene -  Ausgabenbel ast ungen zur  

er hebl i chen Ver schär f ung der  zuvor  noch r el at i v ausgegl i chenen 

Haushal t ssi t uat i on bei get r agen haben.  Das Ausmaß der  von Br emen i n di eser  

Phase hi nzunehmenden Bel ast ungen,  bei  der en Bewäl t i gung ext er ne Hi l f en 

ni cht  di e f ür  ander e Bundesl änder  zum Tei l  zu ver zei chnende I nt ensi t ät  

auf wi esen,  ver deut l i cht  di e Tat sache,  daß i m Vi er - Jahr es- Zei t r aum 1982/ 86 

di e br emi schen St euer ei nnahmen nur  35 %,  di e ( no- mi nal en)  BI P- Wer t e des 

St adt st aat es sogar  nur  27 % der  bundesdur chschni t t l i chen Zuwachsr at e 

er r ei cht en.   

 

Zwar  i st  es Br emen i n den Fol gej ahr en gel ungen,  dur ch massi ve ei gene 

Anst r engungen und über dur chschni t t l i che Unt er st üt zung der  Eur opäi schen 

Uni on ei ne wei t gehend par al l el  zum Bundesdur chschni t t  ver l auf ende 

Wi r t schaf t sent wi ckl ung zu r eal i si er en.  Di e zuvor  ent st andenen er hebl i chen 

I nvest i t i ons-  und Wachst umsr ückst ände konnt en al l er di ngs noch ni cht  

abgebaut  wer den.  Zwangsl äuf i ge Begr ündung des I nvest i t i onssonder pr ogr amms 

war  und i st  daher ,  daß ohne Ei nl ei t ung des dami t  angest r ebt en,  not wendi gen 

ökonomi schen Auf hol pr ozesses,  mi t  dem di e ent st andenen Di f f er enzen zum 
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übr i gen Bundesgebi et  -  und di e dar aus r esul t i er ende st r ukt ur el l en 

Bel ast ungen der  Haushal t e -  abgebaut  wer den können,  ei ne dauer haf t e 

Bef r ei ung Br emens aus der  Haushal t snot l age ni cht  zu gewähr l ei st en i st .  Di e 

ext r em posi t i ven Wi r t schaf t s-  und St euer ei nnahme- Dat en des Haushal t sj ahr es 

1997 können al s er st e wesent l i che Best ät i gung di eser  St r at egi e bet r acht et  

wer den.  

 

Zur  Begr ündung der  -  dur ch di e Sani er ungsver ei nbar ung er mögl i cht en -  aus-

schl i eßl i chen Nut zung der  sani er ungsbedi ngt en Zi nsent l ast ungen f ür  

wi r t schaf t s-  und f i nanzkr af t st är kende Maßnahmen i st  es f ür  Br emen wi cht i g,  

auf  f ol gende Sachver hal t e hi nzuwei sen:  

 

o Mi t  der  Dur chf ühr ung des I nvest i t i onssonder pr ogr amms f al l en di e i m 

bi sher i gen Sani er ungszei t r aum unmi t t el bar  zu ver zei chnenden 

Haushal t sver besser ungen zwangsl äuf i g ger i nger  aus.  Ohne I SP hät t e der  

Schul denabbau des St adt st aat es i n den er st en vi er  Sani er ungsj ahr en 1, 45 

Mr d.  DM st at t  689 Mi o.  DM bet r agen.  I m Ber i cht sj ahr  1997 wär e bei  

ausschl i eßl i cher  Ver wendung des Zi nsent l ast ungsbet r ages zur  wei t er en 

Schul dent i l gung ei n Rückgang des Schul denst andes um 375 Mi o.  DM ( st at t  

35 Mi o.  DM)  sowi e ei ne ( ber ei ni gt e)  Ausgabenzuwachsr at e von -  1, 2 % 

( st at t  + 0, 1 %)  vor wei sbar  gewesen.  Br emen hat  sei t  Begi nn des 

Sani er ungspr ogr amms -  i m Rahmen sei ner  Gest al t ungsmögl i chkei t en gemäß 

Sani er ungsver ei nbar ung -  bewußt  auf  di e Er zi el ung der ar t i ger  

zusät zl i cher  Konsol i di er ungsf or t schr i t t e ver zi cht et ,  da si e si ch ohne 

dauer haf t e St är kung der  Fi nanzkr af t  und ohne nachhal t i ge 

St r ukt ur ver besser ung der  Haushal t e nach Ausl auf en der  

Sani er ungszahl ungen al s nur  kur zf r i st i ge Ef f ekt e er wei sen wür den.  

 

o Di e Akzept anz der  br emi schen St r at egi e ei ner  konsequent en 

I nvest i t i onspol i t i k f i ndet  nat ur gemäß Gr enzen i n Länder n und Gemei nden,  

di e i n Fol ge ext r em angespannt er  Haushal t sl age der zei t  gezwungen si nd,  

i m Pr i nzi p not wendi ges ant i zykl i sches Ver hal t en dur ch massi ve 

Ei nschni t t e i m i nvest i ven Ber ei ch zu er set zen.  Der ar t  mot i vi er t er  Kr i t i k 

i st  ent gegenzuhal t en,  daß Br emen di e dur ch Sani er ungszahl ungen gebot enen 
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Fi nanzi er ungsspi el r äume ni cht  zur  Er r ei chung und Si cher ung ei nes 

er hebl i chen Vor spr unges der  r egi onal en Wi r t schaf t skr af t ,  sonder n 

l edi gl i ch zur  Ei nl ei t ung ei nes unt er  f i skal i schen Aspekt en dr i ngend not -

wendi gen wi r t schaf t l i chen Auf hol pr ozesses nut zt .  Ent schei dend i st  dabei ,  

daß di e dami t  angest r ebt e Ver besser ung der  Fi nanzkr af t r el at i on des 

Landes zu ei ner  unmi t t el bar en Ent l ast ung des Bundes und der  Länder  i m 

Rahmen des hor i zont al en Fi nanzausgl ei chs f ühr t .  Di e I st - Ent wi ckl ung des 

Jahr es 1997 spi egel t  di esen Zusammenhang ber ei t s i n her ausr agender  Wei se 

wi der :  Di e dur ch über dur chschni t t l i ches Wi r t schaf t s-  und 

St euer ei nnahmewachst um Br emens ei nget r et enen Mi nder ei nnahmen des Landes 

i m Länder f i nanzausgl ei ch ent l ast et en di e LFA- Zahl er l änder  gegenüber  den 

ur spr üngl i chen Pl anwer t en ( St euer schät zung)  ber ei t s um über  390 Mi o.  DM 

und st el l en dami t  f ür  Bund und Länder  ei nen er st en Tei l bet r ag der  

angest r ebt en „Ref i nanzi er ung“ der  Sani er ungszahl ungen dar .  

 

Di e Gr ößenor dnung der  f ür  Br emen aus der  Schul dent i l gung r esul t i er enden 

und f ür  das I nvest i t i onssonder pr ogr amm ei nzuset zenden Zi nsent l ast ungen 

wur den zu Begi nn des Sani er ungszei t r aumes auf  der  Gr undl age 

f est geschr i ebener  Kondi t i onen ( Zi nssat z:  6, 5 %,  Di sagi o:  0, 75 %)  f ür  di e 

Gesamt l auf zei t  des Sani er ungspr ogr amms er mi t t el t .  I m Hi nbl i ck auf  di e 

not wendi ge Pl anungssi cher hei t  der  über wi egend mehr j ähr i gen 

I nvest i t i onsvor haben si nd Anpassungen der  so er r echnet en Wer t e i m 

Sani er ungszei t r aum und bi s zum Ausl auf en des I SP ni cht  vor gesehen.  Di e f ür  

di e er st en vi er  Jahr e des Sani er ungszei t r aumes unt er st el l t en Zi ns- Mi nder -

ausgaben bet r ugen demnach  

o    13, 5 Mi o.  DM ( 1994) ,  

o  125, 6 Mi o.  DM ( 1995) ,  

o  242, 6 Mi o.  DM ( 1996)  und  

o  359, 6 Mi o.  DM ( 1997) ,  

zusammen al so 741, 3 Mi o.  DM.  

 

Di e demgegenüber  t at sächl i ch ei nget r et enen Ent l ast ungswi r kungen si nd aus 

den dur chschni t t l i chen Ef f ekt i vzi nssät zen f ür  Deckungskr edi t e der  
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br emi schen Gebi et skör per schaf t en abzul ei t en,  di e -  bei  Lauf zei t en zwi schen 

gut  si eben und knapp neun Jahr en -  i m bi sher i gen Sani er ungszei t r aum bei   

o  6, 37 % ( 1994) ,   

o  6, 85 % ( 1995) ,   

o  6, 06 % ( 1996)  und  

o  5, 63 % ( 1997)  

l agen.  Unt er  Ber ücksi cht i gung ei nes 0, 75 %i gen Di sagi os i m j ewei l i gen 

Ei ngangsj ahr  der  Sani er ungszahl ungen r esul t i er en hi er aus r echner i sche 

Zi nsent l ast ungen von  

o    13, 5 Mi o.  DM ( 1994) ,   

o  128, 2 Mi o.  DM ( 1995) ,   

o  251, 5 Mi o.  DM ( 1996)  und  

o  360, 5 Mi o.  DM ( 1997) ,  

zusammen al so 753, 7 Mi o.  DM.  Bei m Ver gl ei ch di eser  t at sächl i ch r eal i -

si er t en Zi ns- Mi nder ausgaben mi t  dem gl ei chzei t i g ver ausgabt en I SP- Vol umen 

( 758 Mi o.  DM)  er gi bt  si ch f ür  den Gesamt zei t r aum ei n mar gi nal er  Di f f er enz-

bet r ag,  i n dessen Höhe Br emen bi sher  -  dur ch über  di e Zi nsent l ast ungen 

hi nausgehenden Mi t t el ei nsat z -  zur  Fi nanzi er ung des I SP bei get r agen hat  

( i nsbesonder e Vor zi ehef f ekt e 1994) .   

 

 

2.3. Investitionssonderprogramm (ISP) 
 

Di e i m Rahmen der  Sani er ung gepl ant en zusät zl i chen wi r t schaf t s-  und 

f i nanzkr af t st är kenden Maßnahmen si nd i n ei nem I nvest i t i onssonder pr ogr amm 

( I SP)  zusammengef aßt .  Dabei  wi r d gener el l  si cher gest el l t ,  daß Maßnahmen 

des br emi schen Gr und- I nvest i t i onspr ogr amms ni cht  i n das I SP ver l ager t  

wer den.  Das I SP umf aßt  nur  I nvest i t i onen,  di e gemäß der  

Sani er ungsver ei nbar ung ei nen nachhal t i gen wi r t schaf t s-  und 

f i nanzkr af t st är kenden Char akt er  auf wei sen.  Di e Ei nhal t ung di eses 

Kr i t er i ums wi r d zusät zl i ch i m Rahmen ei ner  pr ogr ammbegl ei t enden Eval ui e-

r ung dur ch ei ne ext er ne Gut acht er gr uppe si cher gest el l t .   

 



-  22 -  

  

Di e Konzept i on und ei ne Beschr ei bung der  bi sher  begonnenen und auch der  

i nzwi schen schon abgeschl ossenen Ei nzel maßnahmen des I SP ( Anl age 2)  und 

i hr er  r egi onal ökomomi schen Rel evanz ( Anl age 3)  wer den i m Det ai l  i n ei nem 

gesonder t en Anhang zu di esem Ber i cht  dar gest el l t . .  I m f ol genden sol l  

l edi gl i ch ei n kur zer  Über bl i ck über  das I SP i m Ber i cht sj ahr  gegeben 

wer den:  

 

I m Jahr  1997 konnt en i m Ver gl ei ch zum Vor j ahr  di e i m I SP ei ngeset zt en 

Mi t t el  von 243, 4 Mi o.  DM auf  340, 2 Mi o.  DM auf gest ockt  wer den ( das I SP-

Vol umen wi r d auch 1998 -  1999 um di e Zi nsent l ast ung von j ewei l s mehr  al s 

100 Mi o.  DM j ähr l i ch kumul at i v anwachsen und auf  dem dann er r ei cht en 

Ni veau von knapp 600 Mi o.  DM f ür  f ünf  Jahr e f or t geset zt  wer den) .  

 

Von den vi er  Pr ogr ammber ei chen des I SP 

-  Wirtschaftsstrukturpolitisches Aktionsprogramm ( WAP) ,  

-  Ausbau der wissenschaftlichen Infrastruktur,  

-  Schwerpunktprojekte,  

-  Verkehrsprojekte,   

 

ent f i el  1997 r und ei n Vi er t el  des Mi t t el vol umens auf  das WAP ( r d.  80 

Mi o.  DM,  ohne Technol ogi epar kmi t t el ) .  Es konnt e auch i m abgel auf enen Jahr  

dur ch di e I SP- Mi t t el  wesent l i ch auf gest ockt  wer den.   

 

Davon wur de wesent l i che Ant ei l  i n Höhe von 33 Mi o.  DM i m Rahmen des 

I nt egr i er t en Fl ächenpr ogr amms f ür  di e Er schl i eßung von hochwer t i gen 

Gewer bef l ächen ver wendet ,  wobei  hi er  i nsbesonder e der  Br emer  I ndust r i epar k 

und der  Gewer bepar k Hansal i ni e zu nennen si nd.  I m Rahmen des 

Mi t t el st andsf onds i st  di e För der ung der  Ansi edl ung ei nes gr ößer en sog.  

Cal l  Cent er s zu nennen.  11 Mi o.  DM si nd i n ver schi edene Maßnahmen zur  

St ei ger ung der  At t r akt i vi t ät  der  I nnenst adt  i nvest i er t  wor den.  Mi t  der  

För der ung der  Er r i cht ung ei nes Landesbr ei t bandnet zes ( Dat enaut obahn)  i st  

ei n wi cht i ger  Schr i t t  zur  Nut zung der  f or t geschr i t t enen Kom-

muni kat i onst echnol ogi e get an wor den.  Auch das Sonder pr ogr amm Br emer haven 

wur de pl anmäßi g f or t gef ühr t ,  wobei  der  Schwer punkt  i m Ber i cht sj ahr  bei  der  
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Tour i smusf ör der ung angesi edel t  war .  Mi t  4 Mi o.  DM wur den zusät zl i che 

Pr oj ekt e aus dem Ökol ogi ef onds f i nanzi er t .  

 

Der  Ausbau der wissenschaftlichen Infrastruktur gewann 1997 dur ch di e Kon-

sol i di er ung der  vi el f ach er st  1995/ 1996 neu begonnenen Ei nzel maßnahmen 

wei t er  an St är ke.  Di e hi er zu i nsgesamt  ei ngeset zt en Mi t t el  er höht en si ch 

von 9 Mi o.  DM ( 1994) ,  22 Mi o.  DM ( 1995) ,  60 Mi o.  DM ( 1996)  auf  75 Mi o.  DM 

i m Ber i cht sj ahr .  

 

Jewei l s Bet r äge zwi schen 3 und 10 Mi o.  DM wur den i n den ei nzel nen Wi ssen-

schaf t sber ei chen Umwel t f or schung und Umwel t t echnol ogi en,  

I nf or mat i onswi ssenschaf t en,  Mi kr ot echnol ogi en,  Mat er i al wi ssenschaf t en und 

sonst i gen FuE- Ber ei chen 1997 i nvest i er t .  Zudem wur den -  t ei l wei se schon 

1994 begonnene -  Maßnahmen ( r äuml i che Ausst at t ung 

Nat ur wi ssenschaf t en/ Pr odukt i onst echni k)  zur  Ver besser ung der  al l gemei nen 

i nf r ast r ukt ur el l en Vor ausset zungen an der  Uni ver si t ät  mi t  i nsgesamt  -  wi e 

i m Vor j ahr  -  19 Mi o.  DM dot i er t .  

 

Mi t  12 Mi o.  DM wur de ei n er hebl i cher  Bet r ag i n di e Fl ächener wei t er ung und 

di e Ver besser ung der  ver kehr l i chen Anbi ndung f ür  den höchst  er f ol gr ei chen 

Technol ogi epar k bei  der  Uni ver si t ät  Br emen i nvest i er t ,  da si ch hi er  

Ansi edl ungsengpässe abzuzei chnen begannen.  

 

Der  Mi t t el ei nsat z i m dr i t t en Pr ogr ammber ei ch des I SP,  den sogenannt en 

Schwerpunktprojekten,  wur de 1997 mehr  al s ver doppel t  und bel i ef  si ch auf  

i nsgesamt  164 Mi o.  DM.  I n Br emer havener  Pr oj ekt e wur den davon i nsgesamt  45 

Mi o.  DM zusät zl i ch i nvest i er t .  Für  Ent wi ckl ungsmaßnahmen i m hochwer t i gen 

Gewer begebi et  Car l - Schur z- Kaser ne wur den 1997 32 Mi o.  DM ei ngeset zt .  Neu 

begonnen wur de das Gr oßpr oj ekt  Ocean Par k,  f ür  das er st mal i g 

Pl anungsmi t t el  aus dem I SP ei ngeset zt  wur den.  Mi t  di eser  Maßnahme sol l  der  

i m Ver gl ei ch zu ander en Gr oßst ädt en i n Br emer haven unt er ent wi ckel t e 

Di enst l ei st ungssekt or  -  hi er  spezi el l  di e Tour i smusbr anche -  nachhal t i g 

gest är kt  wer den.  Neu i n das I SP auf genommen wur den zwei  Pr oj ekt e i n Br emen 

Nor d,  di e di e At t r akt i vi t ät sst ei ger ung des Mi t t el zent r ums Vegesack und der  
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Umnut zung der  Rol and Kaser ne umf assen.  I n Br emen- St adt  wur de das Ai r por t  

Gewer bezent r um -  ei n hochwer t i ger  Gewer best andor t  mi t  opt i mal er  

ver kehr l i cher  Anbi ndung -  mi t  21 Mi o.  DM 1997 pl anmäßi g ausgebaut .  Zudem 

wur den i m Jahr  1997 ei n  wei t er es Schwer punkt pr oj ekt  i n Br emen abge-

schl ossen:  Mi t  65 Mi o.  DM wur de 1997 der  Ausbau der  Messehal l en vol l endet ,  

der  zu ei ner  er hebl i chen und dr i ngend not wendi gen Kapazi t ät ser wei t er ung i n 

di esem bi sher  i n Br emen zu ger i ng ver t r et enen Di enst l ei st ungsber ei ch 

f ühr en wi r d.  Für  wei t er e Fl ächenber ei t st el l ungsmaßnahmen f ür  den Space 

Par k wur den 50 % der  Mi t t el  i n Höhe von i nsgesamt  31 Mi o.  DM i m 

Ber i cht sj ahr  ei ngeset zt ,  wobei  di e zwei t e Häl f t e des Mi t t el vol umens f ür  

di e ausst ehenden Konzept i oni er ungsar bei t en ver wendet  wur de.  Bei  dem Space 

Par k handel t  es si ch um ei ne von ver schi edenen pr i vat en Bet r ei ber f i r men 

beschi ckt e t our i st i sche Gr oßat t r akt i on am t r adi t i onel l en Luf t -  und 

Raumf ahr t st andor t  Br emen.  

 

I m vi er t en Pr ogr ammber ei ch Verkehrsprojekte wur den 1997 r und 18 Mi o.  DM i m 

wesent l i chen zur  For t f ühr ung der  i m Vor j ahr  begonnenen Pr oj ekt e 

ei ngeset zt .  Zu nennen i st  hi er  i nsbesonder e di e wei t er e Pl anung des 

Gr oßpr oj ekt es Hemel i nger  Tunnel  mi t  13 Mi o.  DM zur  Anbi ndung der  

Gewer begebi et e i m Br emer  Ost en al s Vor ausset zung f ür  ei ne ver besser t e 

Er r ei chbar kei t  und wei t er e I nvest i t i onen i n di esen f ür  Br emen zent r al en 

Wi r t schaf t sst andor t .  Wei t er e Maßnahmen war en di e For t set zung der  Ar bei t en 

zur  Schl i eßung des Aut obahnr i ngs um Br emen ( r d.  1 Mi o.  DM Pl anungsmi t t el )  

und zum Ausbau der  Haf enr andst r aße zur  Er schl i eßung neuer  Gewer begebi et e 

( 3 Mi o.  DM) ;  zudem wur de di e Anbi ndung des Güt er ver kehr szent r ums wei t er  

opt i mi er t  sowi e mi t  den Pl anungsar bei t en f ür  di e Geor g- Bi t t er - Tr asse 

begonnen,  di e der  Er schl i eßung von Gewer best andor t en di enen sol l .   

 

Obwohl  -  u. a.  vom Bundesver f assungsger i cht  best ät i gt e -  Anal ysen zu den 

Ur sachen der  ext r emen Haushal t snot l age Br emens und den dar aus 

abzul ei t enden Sani er ungsst r at egi en di e Unver zi cht bar kei t  ei nes massi ven 

ökonomi schen Auf hol pr ozesses des Landes f ür  di e dauer haf t e 

Haushal t skonsol i di er ung ei ndeut i g bel egen,  f i ndet  di e ausschl i eßl i che 

Nut zung der  sani er ungsbedi ngt en Zi nsent l ast ungen zur  Dur chf ühr ung ei nes 
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I nvest i t i onssonder pr ogr amms zum Tei l  noch i mmer  besonder s kr i t i sche 

Auf mer ksamkei t .  Di e Fr ei e Hansest adt  Br emen war  und i st  daher  i n be-

sonder em Maße dar um bemüht ,  sowohl  hi nsi cht l i ch des wi r t schaf t s-  und 

f i nanzkr af t st är kenden Char akt er s der  i n das Pr ogr amm auf zunehmenden 

Vor haben,  der  gemäß Ver wal t ungsver ei nbar ung di e Vor ausset zung zur  

Fi nanzi er ung der  I nvest i t i onen dar st el l t ,  al s auch bei  der  Er mi t t l ung und 

Bewer t ung der  zu er war t enden r egi onal wi r t schaf t l i chen Ef f ekt e des I SP 

konsequent ,  nachvol l zi ehbar  und mi t  gr ößt mögl i cher  Tr anspar enz vor zugehen.  

 

Zu den Er f ol gsaussi cht en,  mi t  Maßnahmen des I nvest i t i onssonder pr ogr amms 

di e zur  Haushal t sver besser ung not wendi gen zusät zl i chen Wachst ums-  und 

Beschäf t i gungsi mpul se auszul ösen,  wur den von wi ssenschaf t l i chen I nst i t ut en 

zwi schenzei t l i ch ver schi edene Eval ui er ungsansät ze vor gel egt .  Ei ne 

synopt i sche Dar st el l ung di eser  makr o-  und mi kr oökonomi schen Ansät ze i st  

dem Sani er ungsber i cht  al s Anl age 3 bei gef ügt .  I m Dur chschni t t  der  nur  

ger i nge St r eubr ei t e auf wei senden Pr ognosen i st  demnach davon auszugehen,  

daß Br emen mi t  Dur chf ühr ung des I nvest i t i onssonder pr ogr amms  

 

o di e zur  mi t t el f r i st i gen Schl i eßung der  gegenüber  dem Bundesdur chschni t t  

ent st andenen Wachst umsl ücke not wendi gen über dur chschni t t l i chen 

Zuwachsr at en des Br ut t oi nl andspr odukt es er r ei chen und 

 

o mi t  ent spr echenden Ent l ast ungen f ür  den r egi onal en Ar bei t smar kt  -  nach 

zwi schenzei t l i ch noch höher en Wer t en -  dauer haf t  r d.  35. 000 zusät zl i che 

Beschäf t i gungsmögl i chkei t en ( ca.  10 % des Best andes)  i nner hal b der  

Landesgr enzen schaf f en kann.  

 

Di e Er gebni sse des abgeschl ossenen vi er t en Sani er ungsj ahr es,  i n dem Br emen 

-  gemessen am Wi r t schaf t swachst um -  zur  Spi t zengr uppe der  Bundesl änder  

zähl t e und di e dur chschni t t l i che BI P- Zuwachsr at e des übr i gen 

Bundesgebi et es deut l i ch über t r af  ( vgl .  4. 1) ,  best ät i gen di e 

Real i si er bar kei t  di eser  Zi el e und di e br emi sche Ent schei dung,  ei ne 

vor ausschauende,  zukunf t sor i ent i er t e Sani er ungsst r at egi e kur zf r i st i g 

nennenswer t er en Konsol i di er ungsf or t schr i t t en vor zuzi ehen.  
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3. Eigenbeitrag zur Haushaltssanierung im Berichtsjahr 
 
3.1. Entwicklung im Länder- und Gemeindevergleich 

 

Der  von Br emen abgef or der t e ei gene Sani er ungsbei t r ag gi l t  -  gemäß 

Ver wal t ungsver ei nbar ung mi t  dem Bund -  al s f or mal  er br acht ,  wenn das Land 

„DEN ZUWACHS DER IN DEN HAUSHALTSPLÄNEN VERANSCHLAGTEN AUSGABEN IN DEN 

JAHREN 1994 BIS 1998 GEGENÜBER DEM JEWEILIGEN VORJAHR AUF DAS VOM 

FINANZPLANUNGSRAT EMPFOHLENE MAß“ beschr änkt  ( § 2) .  Di e Empf ehl ungen des 

Fi nanzpl anungsr at es sahen f ür  di e er st en dr ei  Jahr e des 

Sani er ungszei t r aumes ei ne Begr enzung der  Ausgabenzuwachsr at en von Bund,  

Länder n und Gemei nden auf  3, 0 % und -  vor  dem Hi nt er gr und ver engt er  

Ei nnahmekor r i dor e -  ab 1997 ei nen maxi mal en Ausgabenanst i eg der  

Gebi et skör per schaf t en um 2, 0 % vor .  Di e Fr ei e Hansest adt  Br emen hat  di e 

Sani er ungsver pf l i cht ung zur  Ei nhal t ung di eser  Ri cht wer t e bi sher  dur ch-

gängi g über er f ül l t .  Di e sei t  Begi nn des Sani er ungszei t r aumes r eal i si er t en 

Ausgaben- Zuwachsr at en des St adt st aat es bet r ugen ber ei ni gt  

o  + 1, 1 % ( 1994) ,  

o  + 2, 0 % ( 1995) ,  

o  + 0, 1 % ( 1996)  und 

o  + 0, 1 % ( 1997) .  

 

Di e Ber ei ni gung der  Zuwachsr at en i st  dabei  not wendi g,  wei l  ansonst en 

Sonder ef f ekt e di e t at sächl i che Ausgabenent wi ckl ung i m Vor j ahr esver gl ei ch 

i n er hebl i chem Maße über l ager n.  Zu di esen Sonder ef f ekt en gehör en sowohl  

das Gesamt ni veau und di e St r ukt ur  der  Ausgaben beei nf l ussende 

Ausgl i eder ungen ( z.  B.  Uni ver si t ät / Hochschul e 1994)  und 

haushal t st echni sche Ver änder ungen ( z.  B.  Auswei sung kal kul at or i scher  

Mi et en 1996) ,  al s auch ext er ne Zahl ungen,  di e di e Haushal t e auf gr und 

geänder t er  Rahmenset zungen kur zf r i st i g zusät zl i ch ( z.  B.  Mi t t el  i m Rahmen 

der  Bahnr ef or m 1996/ 97)  oder  i n er hebl i ch ver änder t em Maße ( z.  B.  

Ki nder gel dzahl ungen 1996)  dur chl auf en.  Di e Ber ücksi cht i gung di eser  
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Fakt or en f ühr t  i m Sani er ungszei t r aum zu posi t i ven wi e negat i ven 

Abwei chungen der  ber ei ni gt en Ausgabenzuwachsr at e von den r ei n r echner i sch 

er f aßt en Quot en,  di e 0, 3 % ( 1994) ,  1, 5 % ( 1995) ,  0, 6 % ( 1996)  und 0, 4 % 

( 1997)  bet r ugen.  Mi t  der  Dur chf ühr ung der  Ber ei ni gungen wi r d den Vor gaben 

der  Ver wal t ungsver ei nbar ung zur  Sani er ung der  Haushal t e ent spr ochen,  di e 

vor sehen,  di e „BEGRENZUNG DES AUSGABENZUWACHSES . . .  AN DEN VERGLEICHBAREN 

HAUSHALTEN DES VORJAHRES“ zu messen.  

 

Aus der  Di f f er enz der  ber ei ni gt en br emi schen Ausgabenzuwachsr at en zu den 

empf ohl enen Ri cht wer t en des Fi nanzpl anungsr at es l assen si ch r ei n f or mal  

Ei genbei t r äge des Landes zur  Sani er ung i n Höhe von 

o  134 Mi o.  DM ( 1994) ,  

o    75 Mi o.  DM ( 1995) ,  

o  226 Mi o.  DM ( 1996)  und 

o  146 Mi o.  DM ( 1997)  

zusammen al so r d.  581 Mi o.  DM abl ei t en.  Di e Fr ei e Hansest adt  Br emen hat  

di e Ei nhal t ung der  Fi nanzpl anungsr at s- Vor gaben al l er di ngs bi sher  ni cht  al s 

ei nzi gen Maßst ab zur  Messung des Ei genbei t r ages bet r acht et  und si ch -  

angesi cht s auch i n ander en Gebi et skör per schaf t en deut l i ch hi nt er  di esen 

Ri cht wer t en zur ückbl ei bender  Ausgabenent wi ckl ung -  dar um bemüht ,  dur ch 

zusät zl i che Konsol i di er ungsanst r engungen auch gemessen am Dur chschni t t  der  

übr i gen ( West - )  Länder  und - Gemei nden über dur chschni t t l i che 

Ausgabenbegr enzungen zu r eal i si er en.  Auch di ese Zi el set zung konnt e i n den 

er st en Jahr en des Sani er ungszei t r aumes z.  T.  deut l i ch er f ül l t  wer den.  I m 

Ber i cht sj ahr  wei sen di e br emi schen Haushal t e -  t r ot z annäher nden Nul l -

Wachst ums ( 0, 1 %)  -  zwar  ei ne ger i ngf ügi g über  dem Länder -  und 

Gemei ndedur chschni t t  ( -  0, 7 %)  l i egende Ausgabenent wi ckl ung aus.  Di ese 

l ei cht e Über schr ei t ung des L+G- Dur chschni t t swer t es 1997 i st  j edoch ni cht  

Ausdr uck nachl assender  oder  gar  unzur ei chender  Spar anst r engungen des 

Landes,  sonder n das Er gebni s der  bewußt  expansi ven Gest al t ung der  

i nvest i ven Ausgabenant ei l e bei  gl ei chzei t i gem Er r ei chen von Gr enzen der  

Gest al t bar kei t  der  Haushal t e i m konsumt i ven Ber ei ch:  
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o Tabel l e 4 ver deut l i cht ,  daß al l ei n di e I nvest i t i onsausgaben,  di e di e 

pl anmäßi ge Umset zung des I nvest i t i onssonder pr ogr amms wi der spi egel n,  zum 

mar gi nal en Anst i eg der  Ausgabenzuwachsr at e i n den Br emi schen Haushal t en 

bei t r ugen.  Währ end Br emen i m i nvest i ven Ber ei ch ( ber ei ni gt )  Mehr ausgaben 

von 13, 0 % ver zei chnet e,  wur den di e I nvest i t i onsausgaben i m Länder -  und 

Gemei ndedur chschni t t  i n er hebl i ch über pr opor t i onal em Maße f ür  ver st är kt e 

Spar anst r engungen genut zt  ( -  5, 4 %) .  Bei  den konsumt i ven Ausgaben,  di e 

di e dauer haf t er en Bel ast ungen der  Haushal t e abbi l den,  konnt e Br emen 

hi ngegen er neut  deut l i ch über dur chschni t t l i che 

Konsol i di er ungsf or t schr i t t e er zi el en ( -  1, 5 gegenüber  -  0, 3 % i m Länder -  

und Gemei ndedur chni t t ) .  Di es gi l t  auch unt er  Ber ücksi cht i gung der  

besonder en Zi nsent l ast ungen i nf ol ge der  Sani er ungszahl ungen ( -  0, 5 

gegenüber  + 0, 0 %) .  

 

o Den Best r ebungen,  t r ot z St är kung der  i nvest i ven Komponent e dur ch 

über pr opor t i onal e Ei nschni t t e bei  den l auf enden Ausgaben i m Länder -  und 

Gemei ndever gl ei ch dauer haf t  unt er dur chschni t t l i che Ausgabenzuwachsr at en 

zu gewähr l ei st en,  si nd al l er di ngs Gr enzen geset zt .  Es wur de ber ei t s 

ausf ühr l i ch dar gest el l t  und begr ündet ,  daß di e Dauer haf t i gkei t  und 

I nt ensi t ät ,  mi t  der  Br emen St andar ds und Lei st ungen zwi schenzei t l i ch auf  

und vi el f ach unt er  das Ver gl ei chsni veau der  Länder -  und Gemei nde-

Gesamt hei t  r eduzi er t  hat ,  wei t er hi n über dur chschni t t l i che 

Ausgabenbegr enzungen des Landes nur  noch bedi ngt  zul äßt  ( vgl .  1. 2) .  

 
 Tab. 4: Zuwachsraten 1997 Der Senator für Finanzen

 (in %) 1997 Sanierungsbericht 05.05.98

Freie Hansestadt Bremen (West-) Länder (ohne Berlin) 2)
 Jahr (Stadtstaat) Landes- einschließlich

unbereinigt bereinigt 1) haushalte Gemeinden

  Personalausgaben - 0,5        + 0,6        + 0,7        + 0,4        
  Zinsausgaben - 6,0        - 6,0        + 3,2        + 1,5        
  Sonst. konsumtive Ausgaben - 0,5        - 1,5        + 0,3        - 0,3        
  Investitionsausgaben + 15,8        + 13,0        - 7,3        - 5,4        

  Bereinigte Gesamtausgaben + 0,4        + 0,1        - 0,3        - 0,7        
  - ohne Investitionsausgaben - 1,5           - 1,5           + 0,7           + 0,2           
  - ohne Investitions- und Zinsausgaben - 0,5           - 0,5           + 0,5           + 0,0           

 1) Bereinigt um Effekte von Ausgliederungen und der Regionalisierung des schienengebundenen Personennahverkehrs  
 2) Vierteljährliche Kassenergebnisse der öffentlichen Haushalte (Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 2); 
     bereinigt um Effekte der Regionalisierung des schienengebundenen Personennahverkehrs  
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Dar über  hi naus i st  zu ber ücksi cht i gen,  daß di e f ür  das Ber i cht sj ahr  

ausgewi esene Di f f er enz der  br emi schen Ausgabenzuwachsr at e zum Länder -  und 

Gemei ndedur chschni t t  -  wi e i n den Vor j ahr en -  ohnehi n er hebl i che,  den 

Aussagewer t  beei nt r ächt i gende Unschär f en auf wei st .  Fest st el l bar  i st ,  daß 

di e -  auch i n Tabel l e 4 dar gest el l t en -  Quot en Br emens und des übr i gen 

( west l i chen)  Bundesgebi et es nur  begr enzt  ver gl ei chbar  si nd.  Ur sache 

hi er f ür  i st ,  daß 

 

o zwar  f ür  di e br emi schen Haushal t e Ausgl i eder ungsef f ekt e,  der en 

Auskl ammer ung i n der  Regel  zu st ei genden Zuwachsr at en f ühr t ,  

ber ücksi cht i gt  wur den 6) ,  ver gl ei chbar e Ber ei ni gungen f ür  di e 

Kommunal ebene des übr i gen ( west l i chen)  Bundesgebi et es,  auf  der  

Ausgl i eder ungen i n besonder em Maße st at t f i nden,  j edoch auf gr und 

mangel nder  Dat enver f ügbar kei t  ni cht  vor genommen wer den können und 

 

o di e Ver gl ei chsdat en der  ( West - )  Länder  und - Gemei nden -  i m Gegensat z zu 

den br emi schen Wer t en -  di e sogenannt e Ausl auf per i ode der  Haushal t e 

( 13. / 14.  Mo- nat ) ,  i n der  noch deut l i che Ver änder ungen der  Zuwachsr at e 

ei nt r et en können 7) ,  noch ni cht  ber ücksi cht i gen.  

 

 

3.2. Konsolidierungsmaßnahmen 

 

Konsol i di er ungsmaßnahmen,  di e al s Ei genbei t r ag zur  Sani er ung und 

St r ukt ur ver besser ung der  br emi schen Haushal t e er f or der l i ch si nd,  haben i n 

er hebl i chem Maße ber ei t s Ei ngang i n di e Haushal t sanschl äge des 

St adt st aat es gef unden.  Di e i m Ber i cht sj ahr  zu ver zei chnenden,  noch 

dar über hi nausgehenden Anst r engungen des Landes l assen si ch wi e f ol gt  

zusammenf assen:  

 

                         
6) Modellversuch Bauamt Bremen-Nord und Justiz-Dienstleistungen Bremen (Judit) 
7) Beispiel: Zuwachsrate der Bereinigten Gesamtausgaben der (West-) Länder und -Gemeinden 1993: 

ohne Auslaufperiode: 3,5 %; einschließlich Auslaufperiode (Rechnungsergebnisse): 4,3 % 
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o Bei  maxi mal er  Ausschöpf ung der  Ei nspar pot ent i al e i m Per sonal ber ei ch 

( s. u. ) ,  ni cht  beei nf l ußbar en Zi nsausgaben,  auf  das ni edr i gst e Ni veau 

sei t  1986 r eduzi er t en Gr undi nvest i t i onen und -  auf gr und der  

Sani er ungsst r at egi e -  von Kür zungen ausgenommenen I SP- Maßnahmen 

beschr änken si ch di e Mögl i chkei t en der  Fr ei en Hansest adt  Br emen,  i m 

Haushal t svol l zug über  di e ber ei t s r est r i kt i ve Ver anschl agung 

hi nausgehende Ei ngr i f f e auf  der  Ausgabensei t e vor zunehmen,  auf  di e 

Sonst i gen konsumt i ven Ausgaben.  Mi t  r d.  3, 1 Mr d.  DM st el l t  di eser  Be-

r ei ch zwar  di e gr ößt e Ausgabeposi t i on der  br emi schen Haushal t e dar ,  i st  

dabei  j edoch i n hohem Maße dur ch Sozi al l ei st ungsausgaben gepr ägt ,  di e 

knapp 40 % der  sonst i gen l auf enden Ausgaben Br emens bi nden und i m 

Vol umen kaum gest al t bar  si nd.  

 

Zur  I dent i f i zi er ung der  dami t  noch ver bl ei benden Kür zungspot ent i al e hat  

Br emen -  al s er st es Bundesl and -  ei ne f l ächendeckende Kennzei chnung 

sei ner  konsumt i ven Ausgabeposi t i onen ( ohne Per sonal -  und Zi nsausgaben)  

nach dem Gr ad i hr er  Ver pf l i cht ung vor genommen.  Mi t  Hi l f e di eses 

I nst r ument ar i ums i st  f est st el l bar ,  daß -  mi t  zwangsl äuf i g abnehmender  

Tendenz -  nur  noch knapp 5 % der  ent spr echend kat egor i si er t en Ausgaben 

ohne geset zl i che oder  sonst i ge,  ni cht  kur zf r i st i g zu l ösende 

Ver pf l i cht ung und dami t  f ür  Ei nspar zwecke zu nut zen si nd.  Der  über  di e 

ext r em enge Ver anschl agung hi nausgehende Ei genbei t r ag Br emens zur  

Konsol i di er ung der  Haushal t e i m Jahr e 1997 i st  dar an meßbar ,  daß der  

si ch dar aus er gebende Ausgabenbet r ag von 150 Mi o.  DM i m Haushal t svol l zug 

i n vol l er  Höhe ei ngespar t  und dami t  der  ver bl i ebene Spi el r aum f ür  Kür -

zungsmaßnahmen i n den br emi schen Haushal t en vol l st ändi g ausgeschöpf t  

wer den konnt e.  

 

o Di e sei t  1995 auf  der  Basi s von Beschäf t i gungszi el zahl en budget i er t en 

Per sonal ausgaben st anden auch 1997 i m Mi t t el punkt  der  anhal t enden 

Konsol i di er ungsmaßnahmen Br emens.  Der  i m Per sonal ent wi ckl ungskonzept  

( PEP)  auf  2 % p.  a.  bi s 2000 f est gel egt e Beschäf t i gungsabbau f ür  das 

Land und di e St adt gemei nde Br emen ent spr i cht  r und 2. 000 Vol l kr äf t en.  

Hi nzu kommen er gänzende Per sonal best andsver änder ungen der  St adt  
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Br emer haven und i n den Ei gen-  und Regi ebet r i eben sowi e den br emi schen 

Sonder haushal t en nach § 15 LHO.  

 

I m Haushal t sj ahr  1997 konnt en di e PEP- Vor gaben i n vol l em Umf ang 

r eal i si er t  und i n ei ni gen Ressor t s sogar  deut l i ch über er f ül l t  wer den.  

Konkr et  bedeut et  di es,  daß der  haushal t sf i nanzi er t e Beschäf t i gungsst and 

des Landes und der  St adt gemei nde ( ohne Br emer haven)  1997 um 614 

Vol l kr äf t e oder  3, 1 % r eduzi er t  und di e Fl ukt uat i on dami t  nahezu 

vol l st ändi g abgeschöpf t  wur de.  I m Jahr esdur chschni t t  1997 war en 545 

Vol l kr äf t e weni ger  beschäf t i gt  al s i m Vor j ahr ,  so daß der  Ei nspar ef f ekt  

r und 42 Mi o.  DM bet r ug;  wodur ch auch di e Tar i f -  und Besol dungser höhungen 

1997 i nner hal b der  Per sonal haushal t e er wi r t schaf t et  wur den.  Hi nzu kommen 

di e kumul i er enden Fol geef f ekt e aus den Ei nspar ungen der  Vor j ahr e,  di e 

r d.  150 Mi o.  DM bet r agen.  

 

o Di e Gr ößenor dnung der  1997 i m Vol l zug zusät zl i ch r eal i si er t en 

Ausgabenbegr enzung dokument i er t  di e Tat sache,  daß di e I st - Ausgaben des 

St adt st aat es -  t r ot z über pl anmäßi ger  EU- Mi t t el  und sonst i ger  sol l -

er höhender  Ef f ekt e -  i m Jahr eser gebni s um r d.  114 Mi o.  DM hi nt er  dem 

ur spr üngl i ch ver anschl agt en Ni veau zur ückbl i eben.  

 

o Gl ei chzei t i g hat  di e Fr ei e Hansest adt  Br emen i hr e Bemühungen,  

zusät zl i che Sani er ungsbei t r äge dur ch Ver mögensver äußer ungen zu l ei st en,  

1997 konsequent  f or t geset zt .  I nsgesamt  konnt en al s Er l öse aus 

Ver äußer ungen r d.  300 Mi o.  DM und dami t  noch deut l i ch über  den 

Anschl agwer t en hi nausgehende Bet r äge auf  der  Ei nnahmesei t e der  Haushal t e 

ver bucht  wer den.  

 

o Mi t  den ski zzi er t en Ausgabenkür zungen und Ei nnahmever besser ungen i st  es 

1997 -  f l anki er t  dur ch Ent l ast ungsef f ekt e bei  den Zi nsausgaben -  

gel ungen,  -  vor wi egend aus LFA- Ver l ust en r esul t i er ende -  st euer l i che 

Mi nder ei nnahmen von i nsgesamt  r d.  356 Mi o.  DM gegenüber  den Er war t ungen 

( 7, 5 % des Anschl ages)  i n vol l em Umf ang zu kompensi er en.  Dar über  hi naus 

konnt en er hebl i che Ver pf l i cht ungen i m Zusammenhang mi t  dem Konkur s der  
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Vul kan- Wer f t  abgel öst  und di e f ür  di e Net t ot i l gung ver bl ei benden Bet r äge 

sogar  noch l ei cht  über  dem ur spr üngl i ch vor gesehenen Ni veau gehal t en 

wer den.  

 

Di e Real i si er ung der  t i ef gr ei f enden Ei nschni t t e i m Haushal t svol l zug 

er f ol gt e i m Rahmen zwei er  Ausgl ei chskonzept e,  mi t  denen j ewei l s 

unmi t t el bar  auf  di e akt uel l en Er gebni sse der  St euer schät zungen r eagi er t  

wur de.  Di e wesent l i chen,  i m Zuge der  Umset zung di eser  Ausgl ei chskonzept e 

konkr et  dur chgef ühr t en Maßnahmen zur  Ausgabenr eduzi er ung und/ oder  

Ei nnahmever besser ung si nd al s Er gänzungen i n di e anl i egende Über si cht  der  

bi sher  r eal i si er t en bzw.  beschl ossenen Konsol i di er ungsansät ze Br emens 

ei ngegangen ( Anl age 1) .  

 

Ausdr ückl i ch zu bet onen i st  dabei ,  daß si ch das Land bei  sei nen 

Bemühungen,  di e noch ver bl i ebenen ei genen Gest al t ungsspi el r äume zur  

Haushal t ssani er ung auszuschöpf en,  zwi schenzei t l i ch auf  ei n 

br ei t gef ächer t es Spekt r um di e wi r t schaf t l i che Ausr i cht ung der  Haushal t e 

er hebl i ch f or ci er ender  El ement e der  Ver wal t ungsr ef or m st üt zen kann.  Dur ch 

ver st är kt e Tr anspar enz ( z. B.  Ver pf l i cht ungsgr ade) ,  Dezent r al i si er ung von 

Ver ant wor t ung ( z. B.  Budget bi l dung) ,  Fl exi bi l i si er ungen i m Haushal t svol l zug 

( z. B.  Über t r agbar kei t en)  und ei n i nt ensi ves Cont r ol l i ng- Wesen wur den be-

r ei t s wesent l i che Vor ausset zungen f ür  ei ne an auf gabenbezogenen Vor gaben,  

Wi r t schaf t l i chkei t  und ei ndeut i gen Ver ant wor t l i chkei t en or i ent i er t e 

Haushal t sgest al t ung geschaf f en.  Di e f l ächendeckende Ei nf ühr ung der  Kost en-

Lei st ungs- Rechnung und di e Umst el l ung auf  ei nen pr odukt gr uppen-

or i ent i er t en Haushal t  mi t  Lei st ungskennzahl en,  I nput - Out put - Ver knüpf ungen 

und Kont r akt - Management  wer den di ese Ent wi ckl ung zukünf t i g f or t set zen.  Di e 

Fr ei e Hansest adt  Br emen bet r acht et  di e -  unt er  dem Begr i f f  „Dezent r al e 

Haushal t sst euer ung“ ( DHS)  zusammengef aßt en -  St r ukt ur en und Ver f ahr en,  di e 

Best andt ei l  ei nes auf  kommunal er  Ebene angel auf enen Ref or mpr ozesses 

dar st el l en und mi t  der en Ei nf ühr ung Br emen i m Länder ver gl ei ch ei ne 

deut l i che  Vor r ei t er posi t i on ei nni mmt ,  al s ei n wesent l i ches El ement  der  

Haushal t ssani er ung,  da si e di e Vor ausset zungen daf ür  schaf f en,  not wendi ge 
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st euer nde Ei ngr i f f e i n den Haushal t  syst emat i scher ,  auf gabenor i ent i er t er ,  

ef f i zi ent er ,  t r anspar ent er  und nachvol l zi ehbar er  zu or gani si er en.  

 

 

4. Entwicklung der Wirtschafts- und Finanzkraft 
 
4.1. Kennzahlen zur Wirtschaftsentwicklung 
 

Di e St är kung der  r egi onal en Wi r t schaf t skr af t  mi t  Hi l f e ei nes 

I nvest i t i onssonder pr ogr amms i st  ei ne zent r al e Zi el set zung der  br emi schen 

Sani er ungskonzept i on.  Begr ündung und Ausgangspunkt  di eser  St r at egi e bi l det  

di e l änger f r i st i ge Wi r t schaf t sent wi ckl ung des Landes,  di e si ch -  gemessen 

an der  Rel at i on des r egi onal en Br ut t oi nl andspr odukt es zum 

Bundesdur chschni t t  -  sei t  Begi nn der  si ebzi ger  Jahr e i n dr ei  Phasen 

gl i eder t  ( vgl .  Abb 4) :   

 

1970/ 81:  Tr ot z ver ei nzel t er ,  deut l i cher er  Abwei chungen vom 

Dur chschni t t swer t ,  di e al l er di ngs al s ei nzel ne Jahr eser gebni sse 

nur  von begr enzt em Aussagewer t  si nd und si ch i m Zei t abl auf  

kompensi er en,  ver l äuf t  di e br emi sche Wi r t schaf t sent wi ckl ung bi s 

Anf ang der  acht zi ger  Jahr e nahezu par al l el  zum 

Bundesdur chschni t t .  Bei  unt er dur chschni t t l i cher  Bevöl ke-

r ungsent wi ckl ung er höht  si ch di e ei nwohner bezogene 

Wi r t schaf t skr af t  der  Fr ei en Hansest adt  Br emen i n di eser  Phase 

sogar  von knapp 131 auf  134 % des Dur chschni t t swer t es i m übr i gen 

Bundesgebi et .  

 

1982/ 86:  I nf ol ge kumul at i ver  Wi r t schaf t sst r ukt ur pr obl eme kommt  es zu 

ei ner  dr ast i schen Ent koppl ung der  Wi r t schaf t sent wi ckl ung des 

Landes vom Bundesdur chschni t t .  I nner hal b von vi er  Jahr en f äl l t  

di e am Br ut t oi nl andspr odukt  meßbar e wi r t schaf t l i che 

Lei st ungsf ähi gkei t  des St adt st aat es r eal  um 7, 1 % r ückl äuf i g 

aus,  ( übr i ges Bundesgebi et :  + 8, 2 %) ,  währ end di e 

ei nwohner bezogene Wi r t schaf t skr af t  des Landes von 134 auf  121 % 
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des Dur chschni t t swer t es si nkt .  I n di eser  Phase i st  Br emen ge-

zwungen,  auf gr und massi ver  Ei nnahmeausf äl l e di e 

I nvest i t i onsausgaben des Landes -  i nsbesonder e unt er  Ver zi cht  

auf  zukunf t sor i ent i er t e Maßnahmen -  er hebl i ch ei nzuschr änken 

( vgl .  auch 2. 2) .   

 

1987/ 95:  Fl anki er t  dur ch För der maßnahmen der  Eur opäi schen Uni on 

r eal i si er t  Br emen dur ch ver st är kt e ei gene 

wi r t schaf t sst r ukt ur pol i t i sche Anst r engungen,  di e dur ch 

haushal t swi r ksame Ver besser ungen ( Abbau von Benacht ei l i gungen 

bei  LFA und BEZ nach BVer f G- Ur t ei l  von 1986)  begünst i gt  wer den,  

ei nen wi eder um par al l el en Wachst umskur s zum übr i gen 

Bundesgebi et .  Sonder ei nf l üsse der  Wi eder ver ei ni gung ( 1990)  mi t  

anschl i eßenden Rückpr al l ef f ekt en über l ager n z. T.  di ese 

Ent wi ckl ung.  

 

Zi el  des br emi schen I nvest i t i onssonder pr ogr ammes i st  es,  den i m Zei t r aum 

1982/ 86 ent st andenen ökonomi schen Wachst umsr ückst and gegenüber  dem übr i gen 

( west l i chen)  Bundesgebi et  auszugl ei chen,  d. h.  gemessen am I ndex 1982 = 100 

den BI P- Bundeswer t  zu er r ei chen.  Das Jahr  1996,  i n dem er st e I SP- Ef f ekt e 

er war t et  wur den,  st el l t e vor  di esem Hi nt er gr und ei nen deut l i chen 

Rückschl ag dar ,  da Fol gewi r kungen der  br emi schen Wer f t enkr i se den Begi nn 

des angest r ebt en Auf hol pr ozesses ver zöger t en.  I m Ber i cht sj ahr  konnt en 

nunmehr  al l er di ngs er st e nennenswer t e For t schr i t t e ver bucht  wer den.  Mi t  

ei ner  r eal en Zuwachsr at e des Br ut t oi nl andspr odukt es von 2, 7 %  

o ver zei chnet e di e Fr ei e Hansest adt  Br emen 1997 di e deut l i chst e BI P-

Zunahme sei t  sechs Jahr en,   

o bel egt e der  St adt st aat  Pl at z 2 der  nach Wi r t schaf t swachst um 

geor dnet en Rangl i st e al l er  west l i chen Bundesl änder  und  

o konnt e gegenüber  dem Dur chschni t t swer t  des f r üher en Bundesgebi et es 

ei ne Wachst umsdi f f er enz von 0, 5 %- Punkt en r eal i si er t  wer den 

( Er war t ung:  + 0, 25 %- Punkt e) .   
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 Abb. 4: Bruttoinlandsprodukt Der Senator für Finanzen

 (real) 1970-2009 Referat 20 San.programm 28.04.98
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Quellen: Statistisches Landesamt Bremen; Bremer Ausschuß für Wirtschaftsforschung © SfF, 9515

%-Punkte Index

 
 

Obwohl  ei nzel ne Jahr eser gebni sse ei ne zunächst  nur  bedi ngt  ver l ässl i che 

Dat engr undl age dar st el l en,  best ehen dami t  ber echt i gt e Hof f nungen,  daß es 

Br emen mi t  der  Wi r t schaf t sent wi ckl ung des Jahr es 1997 gel ungen i st ,  den 

er st en Schr i t t  i n Ri cht ung Abbau des Ent wi ckl ungsr ückst andes gegenüber  dem 

übr i gen Bundesgebi et  zu gehen.  Wi ssenschaf t l i che Anal ysen zu den 

vor aussi cht l i chen Ef f ekt en des I nvest i t i onssonder pr ogr amms best ät i gen 

di ese Annahme und bel egen,  daß der  Pr ozeß der  Wi eder annäher ung an di e 

Bundesent wi ckl ung dabei  i n der  i n Abbi l dung 4 ski zzi er t en For m ver l auf en,  

d. h.  i nner hal b ei nes Zehn- Jahr es- Zei t r aumes wei t gehend abgeschl ossen 

wer den kann ( vgl .  2. 3) .   

 

Di e Real i si er ung di eses Auf hol pr ozesses wär e mi t  der  Schaf f ung von r d.  

35. 000 zusät zl i chen Dauer ar bei t spl ät zen ver knüpf t ,  di e zu ei ner  
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nachhal t i gen Ent l ast ung des r egi onal en Ar bei t smar kt es f ühr en.  I m 

Ber i cht sj ahr  i st  es al l er di ngs zunächst  nur  gel ungen,  den 

Beschäf t i gungsr ückgang i nner hal b der  Landesgr enzen ( -  0, 8 %)  i m 

Vor j ahr esver gl ei ch annäher nd zu hal bi er en und dami t  er st mal s unt er  den 

Ver l ust en des übr i gen west l i chen Bundesgebi et es ( -  1, 0 %)  zu hal t en.  Der  

Anst i eg der  Ar bei t sl osi gkei t  f i el  1997 mi t  + 5, 8 % zwar  deut l i ch 

ver l angsamt  und ni edr i ger  al s i m übr i gen west l i chen Bundesgebi et  ( + 8, 0 %)  

aus,  ei ne Wi eder annäher ung der  Ar bei t sl osenquot e ( 16, 8 %)  an den 

Bundesdur chschni t t  ( 11, 0 %)  konnt e al l er di ngs noch ni cht  ver zei chnet  

wer den.   

 

Di e Auswi r kungen des 1997 of f ensi cht l i ch begonnenen Auf hol pr ozesses auf  

di e Haushal t e des Landes best ehen i n er st er  Li ni e i n ei ner  St är kung der  

or i gi när en St euer ei nnahmen,  di e unmi t t el bar  zu ei ner  abnehmenden 

Abhängi gkei t  Br emens von LFA und BEZ- Zahl ungen f ühr t .  Di e I st - Ent wi ckl ung 

i m Ber i cht sj ahr  dokument i er t ,  i n wel ch gr avi er endem Maße Bund und Länder  

von di esen Ent l ast ungsef f ekt en i nf ol ge über pr opor t i onal  st ei gender  

br emi scher  Wi r t schaf t skr af t  pr of i t i er en.   

 

 

4.2. Kennzahlen zur Haushaltsentwicklung 
 

Auch nach Abl auf  des vi er t en Sani er ungsj ahr es spi egel n di e Haushal t sdat en 

der  Fr ei en Hansest adt  Br emen anhal t ende Sani er ungsf or t schr i t t e des Landes 

wi der .  Zu ber ücksi cht i gen i st  dabei  al l er di ngs wei t er hi n,  daß  

o di e bundeswei t  zu ver zei chnenden ( St euer - ) Ei nnahmepr obl eme zu ei ner  

er hebl i chen Ver l angsamung des ur spr üngl i ch gepl ant en 

Konsol i di er ungspr ozesses f ühr en und  

o gr avi er ende st r ukt ur el l e Ver besser ungen auf  der  Ei nnahme-  und 

Ausgabesei t e der  br emi schen Haushal t e von den zur  Messung des 

Sani er ungsf or t gangs her angezogenen Kennzahl en nur  bedi ngt  abgebi l det  

wer den.   
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I m Ber i cht sj ahr  dokument i er t  di e Haushal t sent wi ckl ung di ese Tendenzen vor  

al l em auf  der  Ei nnahmesei t e i n besonder em Maße:   

 

o Mi t  ei ner  Zunahme der  or i gi när en St euer ei nnahmen um 6, 3 % gegenüber  dem 

Vor j ahr  konnt e Br emen 1997 di e Pr ognosewer t e der  l et zt en dr ei  auf  das 

Haushal t sj ahr  ger i cht et en St euer schät zungen z. T.  deut l i ch über t r ef f en 

und i m Länder -  und Gemei ndever gl ei ch mi t  deut l i chem Abst and di e 

Spi t zenposi t i on ei nnehmen.  Di e dami t  er hebl i ch ver besser t e 

Fi nanzkr af t r el at i on des Landes zum Bundesdur chschni t t  ( + 12 %- Punkt e)  

f ühr t e al l er di ngs gl ei chzei t i g zu ei ner  dr ast i schen Ver r i nger ung der  

br emi schen Ei nnahmen aus dem Länder f i nanzausgl ei ch:  I nner hal b ei nes 

Jahr es sanken di e LFA- Zahl ungen der  Länder  an Br emen um 52 % und i n der  

Summe al l er  st euer abhängi gen Ei nnahmen mußt e der  St adt st aat  über  di e 

kompensi er enden Ef f ekt e des Fi nanzausgl ei chs dami t  di e wesent l i ch 

ungünst i ger e ( St euer - ) Ei nnahmeent wi ckl ung des übr i gen Bundesgebi et es 

mi t vol l zi ehen.  

 

o I nf ol ge der  massi ven LFA- Mi nder ei nnahmen bl i eb di e Zuwachsr at e der  

br emi schen St euer - ,  LFA-  und BEZ- Ei nnahmen mi t  -  3, 7 % deut l i ch hi nt er  

dem ver gl ei chbar en ( West - ) Länder -  und Gemei ndedur chschni t t  ( -  0, 9 %)  

zur ück.  Di ese i m Länder -  und Gemei ndever gl ei ch unt er dur chschni t t l i che 

Ei nnahmeent wi ckl ung bei  gl ei chzei t i gem Spi t zenwer t  des or i gi när en 

St euer wachst ums si gnal i si er t ,  daß das Land Br emen i m Syst em der  

hor i zont al en Fi nanzver t ei l ung of f ensi cht l i ch wei t er hi n eher  der  

Ver l i er er sei t e zuzur echnen i st .  Ei ne exakt er e Bet r acht ung der  i m 

Haushal t sj ahr  1997 gef l ossenen Fi nanzst r öme best ät i gt  di ese Annahme:  

Währ end Br emen i m Sal do aus  

-   Umsat zst euer - Ausgl ei chszahl ungen ( -  140 Mi o.  DM) ,   

-   Lohnst euer zer l egung ( -  430 Mi o.  DM)  und  

-   Kör per schaf t sst euer zer l egung ( + 64 Mi o.  DM)   

i nsgesamt  r d.  506 Mi o.  DM an ander e Bundesl änder  t r ansf er i er t e,  deckt en 

di e gl ei chzei t i g ver ei nnahmt en LFA- Bet r äge des Landes nur  gut  zwei  

Dr i t t el  di eser  St euer ver l ust e aus.  Di e den Ei ndr uck dauer haf t er  

Abhängi gkei t  er weckenden Länder f i nanzausgl ei chszahl ungen an das Land 
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st el l en demnach l edi gl i ch ei nen -  i nsgesamt  unzur ei chenden -  Ausgl ei ch 

der  zuvor  von Br emen an di e Länder gesamt hei t  abgef ühr t en Bet r äge dar .  

Auch bei  Auskl ammer ung der  Umsat zst euer - Ver t ei l ung,  di e auf gr und i hr er  

ni cht  an wi r t schaf t l i cher  Lei st ungsf ähi gkei t  or i ent i er t en Maßst äbe zu 

ei ner  wei t er en Benacht ei l i gung des St adt st aat es f ühr t ,  bef i ndet  si ch 

Br emen dami t  i m Fi nanzver t ei l ungs- Syst em de f act o i n der  Posi t i on ei nes 

Zahl er l andes.   

 

Auch auf  der  Ausgabensei t e si nd 1997 i n den br emi schen Haushal t en 

t i ef gr ei f ende st r ukt ur el l e Ver änder ungen f est st el l bar ,  mi t  denen si ch sei t  

Begi nn der  Haushal t ssani er ung ver st är kt  zu ver zei chnende Ent wi ckl ungen 

f or t set zen und di e dokument i er en,  daß For t schr i t t e i n der  

Haushal t skonsol i di er ung ni cht  ausschl i eßl i ch an der  Zuwachsr at e der  

Gesamt ausgaben zu messen si nd:  Tabel l e 5 zei gt ,  daß di e Ber ei ni gt en 

Ausgaben des Landes Br emen und sei ner  Gemei nden unt er  Ei nbezi ehung des 

Ber i cht sj ahr es sei t  Begi nn des Sani er ungszei t r aumes ( unber ei ni gt )  um 2, 9 % 

st i egen,  währ end i m Länder -  und Gemei ndedur chschni t t  Mehr ausgaben von 

i nsgesamt  5, 5 % ver zei chnet  wur den.  Ei ne di f f er enzi er t er e Bet r acht ung der  

Ausgabeposi t i onen ver deut l i cht  j edoch,  daß si ch ei ne noch wesent l i ch 

posi t i ver e Rel at i on zugunst en Br emens nur  deshal b ni cht  er gi bt ,  wei l  

Br emen di e i nvest i ven Ant ei l e sei ner  Haushal t e,  di e bei  der  Länder -  und 

Gemei ndegesamt hei t  i m Mi t t el punkt  umf angr ei cher  Kür zungen st anden ( -  14, 2 

%) ,  mi t  Dur chf ühr ung des I nvest i t i onssonder pr ogr amms er hebl i ch ver st är kt e 

( + 11, 3 %) .  Gl ei chzei t i g i st  er kennbar ,  wel ch wei t r ei chende 

Konsol i di er ungsf or t schr i t t e par al l el  i m konsumt i ven Ber ei ch er zi el t  wur -

den:  Bei  den Per sonal -  und Sonst i gen konsumt i ven Ausgaben ( ohne 

Zi nsausgaben)  konnt e di e Fr ei e Hansest adt  Br emen den Ausgabenzuwachs mi t  + 

3, 6 % i n er hebl i ch über dur chschni t t l i chem Maße begr enzen ( Länder -  und Ge-

mei ndedur chschni t t :  + 10, 4 %) .  Di e Di mensi on di eser  St r ukt ur ver besser ungen 

ver deut l i chen f ol gende Model l r echnungen:   

 

o Hät t e di e Ent wi ckl ung der  br emi schen I nvest i t i onsausgaben sei t  

Sani er ungsbegi nn dem Länder -  und Gemei ndedur chschni t t  ent spr ochen,  wär e 
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f ür  den Gesamt zei t r aum ei ne Ausgabenzuwachsr at e von -  0, 2 % st at t  + 2, 9 

% zu ver zei chnen gewesen ( L + G- Dur chschni t t :  + 5, 5 %) .   

 

o Gemessen an der  l änder -  und gemei ndedur chschni t t l i chen Ent wi ckl ung 

r eal i si er t e Br emen i m bi sher i gen Sani er ungszei t r aum Mi nder ausgaben von  

-  1360 Mi o.  DM bei  den Per sonal -  und Sonst i gen konsumt i ven Ausgaben 

sowi e  

-  .  360 Mi o.  DM bei  den Zi nsausgaben.   

Di esen Ei nspar ungen st anden r echner i sche Mehr ausgaben von 540 Mi o.  DM 

f ür  I nvest i t i onen gegenüber .   

 
 Tab. 5: Zuwachsraten nach Ausgabearten Der Senator für Finanzen

 (unbereinigt; in %) 1994/97 Ref. 20 San. bericht 11.05.98

Personal- und Zins- In- Bereinigte
Jahr Sonst. konsumtive aus- vestitions- Gesamt-

Ausgaben gaben ausgaben ausgaben
Freie Hansestadt Bremen (Stadtstaat)

1994 + 1,1     + 4,6     - 10,3     + 0,3     
1995 + 2,6     - 3,3     + 1,3     + 1,5     
1996 + 0,4     - 2,1     + 5,7     + 0,6     
1997 - 0,5     - 6,0     + 15,8     + 0,4     

im Zeitraum 1993-1997 + 3,6     - 7,0     + 11,3     + 2,9     

(West-) Länder und -Gemeinden (ohne Berlin)  1)

1994 + 3,2     + 1,0     - 4,6     + 1,6     
1995 + 5,1     + 0,6     - 1,1     + 3,7     
1996 + 1,8     + 0,5     - 3,9     + 0,8     
1997 + 0,0     + 1,5     - 5,4     - 0,7     

im Zeitraum 1993-1997 + 10,4     + 3,7     - 14,2     + 5,5     
 1) Vierteljährliche Kassenergebnisse der öffentlichen Haushalte (Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 2) 

 

Zusammenf assend i st  f est st el l bar ,  daß di e Haushal t sent wi ckl ung 1997  

o di e Real i si er ung der  br emi schen Zi el set zung,  dur ch nachhal t i ge 

St är kung der  wi r t schaf t skr af t abhängi gen or i gi när en St euer ei nnahmen 

di e Abhängi gkei t  von Zahl ungen des Bundes und der  Länder  wei t er  zu 

r eduzi er en,  er hebl i ch beschl euni gt ,   

o di e Posi t i on des Landes al s Zahl er l and i m Rahmen der  hor i zont al en 

Fi nanzver t ei l ung wei t er  ver f est i gt  und  

o auch auf  der  Ausgabensei t e -  dur ch wei t er e Ver schi ebungen vom 

konsumt i ven i n den i nvest i ven Ber ei ch -  zu anhal t enden 

St r ukt ur ver besser ungen gef ühr t  hat .   
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Di e dur ch Br emen ni cht  zu ver ant wor t enden Ver zöger ungen i m Auf hol pr ozeß 

gegenüber  dem Länder -  und Gemei ndedur chschni t t  si nd i n unmi t t el bar em 

Zusammenhang mi t  di esen wei t r ei chenden Ver änder ungen der  br emi schen 

Haushal t sl age zu bet r acht en und zu bewer t en.   

 

An den unmi t t el bar  zur  Messung der  Sani er ungsf or t schr i t t e her anzuzi ehenden 

Kennzahl en l assen si ch di e zwi schenzei t l i ch r eal i si er t en -  absol ut en und 

r el at i ven -  Ver besser ungen der  br emi schen Haushal t e i n der  i n Tabel l e 6 

dar gest el l t en For m abl esen.  Ei ne Gesamt über si cht  über  di e br emi sche 

Haushal t sent wi ckl ung 1997 i st  dem Sani er ungsber i cht  al s Anl age 4 bei gef ügt  

( Ber ei ni gungsef f ekt e:  Anl age 5) .   

 
 Tab. 6: Kennzahlen zur Haushaltsentwicklung Der Senator für Finanzen

 (in %) Sanierungsbericht 06.05.98

Freie Hansestadt (West-) Länder (ohne Berlin)
 Jahr Bremen Landes- einschließlich

(Stadtstaat) haushalte Gemeinden
Defizitquote  1)

 1993 20,4           6,4           6,0           
 1994 19,4           7,2           6,0           
 1995 22,8           8,0           7,8           
 1996 22,4           8,0           6,3           
 1997 21,6           8,4           6,6           

 1993/97 (in %-Punkten) 1,2           2,0           0,6           
Zinsausgabenquote

 1993 15,8           8,1           7,5           
 1994 16,5           8,2           7,5           
 1995 15,7           7,9           7,2           
 1996 15,3           7,7           7,2           
 1997 14,3           8,0           7,4           

 1993/97 (in %-Punkten) - 1,5           - 0,1           - 0,1           
Zins-Steuer-Quote

 1993 28,1           11,0           11,3           
 1994 28,2           11,2           11,4           
 1995 28,3           11,3           11,6           
 1996 27,1           11,1           11,4           
 1997 26,5           11,7           11,7           

 1993/97 (in %-Punkten) - 1,6           0,7           0,4           
Zuwachsrate der Bereinigten Einnahmen  1)

 1994 1,2           0,5           1,6           
 1995 - 2,6           3,8           1,8           
 1996 1,1           3,7           2,7           
 1997 1,4           - 0,6           - 1,0           

 1) Ohne BEZ-Nachteilsausgleich (1993) und Sanierungsbeträge (ab 1994)

 

 

5. Fortgang der Sanierung im lfd. Haushaltsjahr 
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Di e Pl anwer t e der  br emi schen Haushal t e f ür  das Haushal t sj ahr  1998 spi egel n 

di e Zi el set zung des Landes wi der ,  das Tempo der  Sani er ungsf or t schr i t t e -  

t r ot z anhal t end ungünst i ger  Rahmenbedi ngungen -  wei t er  zu beschl euni gen 

und di e ber ei t s ei nschnei denden Ver änder ungen i n der  Ei nnahmen-  und 

Ausgabenst r ukt ur  der  Haushal t e konsequent  f or t zuset zen.   

 

Dabei  wi r d unt er st el l t ,  daß auf  der  Ei nnahmesei t e di e 1997 f est st el l bar e 

Tendenz zur  St abi l i si er ung der  or i gi när en St euer ei nnahmen anhäl t  und dami t  

di e not wendi gen Zahl ungen an Br emen i m Rahmen des Länder f i nanzausgl ei chs 

das i m Vor j ahr  er r ei cht e,  r el at i v ni edr i ge Ni veau nur  ger i ngf ügi g 

über schr ei t en wer den.  Di e I st - Er gebni sse der  er st en Monat e des 

Ber i cht sj ahr es si gnal i si er en,  daß es 1998 u.  U.  sogar  zu ei nem er neut en 

deut l i chen Rückgang der  br emi schen LFA- Ei nnahmen kommen kann ( Januar  bi s 

Apr i l  gegenüber  Vor j ahr :  -  55 %) .  Unt er  Sani er ungsaspekt en i st  hi er zu 

f ol gendes anzumer ken:   

 

o Das Haushal t sj ahr  1998 wi r d f ür  di e br emi schen Anst r engungen,  dur ch 

St är kung der  ei genen Fi nanzkr af t  di e -  i m Rahmen der  Fi nanzver t ei l ung 

zuvor  er zeugt e -  Abhängi gkei t  des Landes von ext er nen Zahl ungen 

schr i t t wei se abzubauen,  vor aussi cht l i ch kei nen Rückschl ag dar st el l en.  

Br emen i st  dami t  i n der  Lage,  wei t er e Ant ei l e der  über  di e 

Sani er ungsbet r äge er hal t enen Hi l f en dur ch Ver r i nger ung der  

Fi nanzzuwei sungen von Bund und Länder n an den St adt st aat  zu kompen-

si er en.   

 

o Hi nsi cht l i ch der  t at sächl i ch zu r eal i si er enden Gr ößenor dnung ei nes 

wei t er en LFA- Abbaus best ehen al l er di ngs noch er hebl i che Unsi cher hei t en.  

Ur sache hi er f ür  i st ,  daß di e Ent wi ckl ung der  or i gi när en St euer ei nnahmen 

der  br emi schen Gebi et skör per schaf t en 1998 u.  U.  dur ch Ei nzel f äl l e 

( umf angr ei cher e Er st at t ungen)  und Sonder ef f ekt e ( Ver l ager ung von 

St euer abr echnungen) ,  di e auf gr und der  Kl ei nhei t  des Bundesl andes ni cht  

auszugl ei chen si nd,  über l ager t  wi r d.  Ent spr echende St euer ausf äl l e wür den 

-  al s Ei nmal ef f ekt  -  auch zu ei ner  Ver l angsamung des Abbaus der  

br emi schen LFA- Abhängi gkei t  i m l auf enden Haushal t sj ahr  f ühr en.   
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o Unabhängi g von der  konkr et en St euer - LFA- Rel at i on wi r d der  St adt st aat  i n 

der  Summe der  st euer abhängi gen Ei nnahmen auch 1998 di e wei t er hi n ni cht  

al s sonder l i ch dynami sch ei ngeschät zt e bundeswei t e Ei nnahmeent wi ckl ung 

mi t vol l zi ehen.  Konkr et  bedeut et  di es,  daß auch Br emen ber ei t s zu Begi nn 

des Haushal t sj ahr es von anhal t enden Mi nder ei nnahmen gegenüber  den 

ur spr üngl i chen Pl anwer t en ausgehen mußt e:  Auf gr und dr ast i scher  

Reduzi er ung der  LFA- Bet r äge wi esen di e Er gebni sse der  St euer schät zung 

vom November  1997 f ür  di e Gebi et skör per schaf t en des St adt st aat es f ür  

1998 Mi nder ei nnahmen gegenüber  den Fi nanzpl an- Ansät zen von r d.  389 Mi o.  

DM aus.   

 

Di e Fr ei e Hansest adt  Br emen hat  auf  di e -  aus der  bundeswei t en 

St euer ent wi ckl ung r esul t i er enden -  Haushal t sver schl echt er ungen umgehend 

r eagi er t :  Unmi t t el bar  nach Vor l age der  St euer schät zungs- Er gebni sse wur de 

noch i m Dezember  1997 ei n Ausgl ei chskonzept  beschl ossen,  mi t  dessen 

Umset zung f ür  das l auf ende Haushal t sj ahr  dur ch gegenst euer nde Maßnahmen 

Ver änder ungen des Fi nanzi er ungssal dos und dami t  Reduzi er ungen der  f ür  das 

Jahr  vor gesehenen Net t o- Ti l gung ausgeschl ossen wer den.   

 

Wesent l i ches El ement  di eses Ausgl ei chskonzept es i st  neben ei ner  wei t er en 

For ci er ung der  Ver mögensver äußer ungen i nsbesonder e di e er neut e,  

vol l st ändi ge Abschöpf ung der  -  über  di e Ver pf l i cht ungsgr ade er mi t t el t en -  

Ei nspar pot ent i al e i m konsumt i ven Ber ei ch ( 142 Mi o.  DM) .  Wi e ber ei t s 1997 

nut zt  Br emen dami t  den ver bl i ebenen Gest al t ungsspi el r aum bei  den l auf enden 

Ausgaben sei ner  Haushal t e i n vol l em Umf ang f ür  Kür zungszwecke und bel egt  

so nachdr ückl i ch den unbedi ngt en Wi l l en des Landes,  al l e zur  Si cher ung der  

gepl ant en Sani er ungsf or t schr i t t e mögl i chen Maßnahmen unei ngeschr änkt  

umzuset zen.  Di e mi t  der  For t set zung di eser  Pol i t i k i m l auf enden 

Haushal t sj ahr  sei t  Begi nn des Sani er ungszei t r aumes ber ei t s r eal i si er t en 

Ei genbei t r äge des Landes zur  Konsol i di er ung sei ner  Haushal t e dokument i er t  

f ol gende Rel at i on:  Gemessen am ur spr üngl i chen Sani er ungszi el  ( Net t o-

Ti l gung:  1, 0 Mr d.  DM)  hät t en di e zwi schenzei t l i ch ei nget r et enen Ei nnahme-

ausf äl l e ( 1, 9 Mr d.  DM)  1998 r ei n r echner i sch zu ei ner  Neuver schul dung des 
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St adt st aat es um 900 Mi o.  DM gef ühr t .  Tat sächl i ch best eht  f ür  das l auf ende 

Haushal t sj ahr  das Zi el ,  den Schul denst and des Landes bi s Jahr esende um 

wei t er e 242 Mi o.  DM zu r eduzi er en.   

 

Di e wei t er en Eckdat en der  br emi schen Haushal t sent wi ckl ung 1998 si nd i n 

Tabel l e 7 zusammengef aßt .  Fest st el l bar  i st  dabei ,  daß mi t  Real i si er ung der  

Pl andat en ei ne spür bar e Beschl euni gung des Sani er ungspr ozesses ver bunden 

i st .  Neben anhal t enden Ver r i nger ungen der  Zi nsausgaben- bezogenen Quot en 

wei st  das vor aussi cht l i che Jahr eser gebni s des St adt st aat es vor  al l em 

-  ei ne wei t er e deut l i che Reduzi er ung des Fi nanzi er ungsdef i zi t s bzw.  der  

Def i zi t quot e der  br emi schen Haushal t e ( -  8, 5 %)  und dement spr echend 

-  ei ne mi t  242 Mi o.  DM gegenüber  dem r eal i si er t en Vor j ahr eswer t  annäher nd 

ver dr ei f acht e Net t o- Ti l gung  

aus.  Gl ei chzei t i g set zen si ch di e St r ukt ur ver besser ungen auf  der  

Ausgabensei t e f or t :  Bei  pl anmäßi ger  Dur chf ühr ung der  I nvest i t i onsmaßnahmen 

i st  bei  den Per sonal ausgaben sowi e bei  den Sonst i gen konsumt i ven Ausgaben 

( ohne Sozi al l ei st ungen)  wei t er hi n r eal er  Abbau vor gesehen.   

 
 Tab. 7: Entwicklung der bremischen Haushalte 1997/98 Der Senator für Finanzen

 (Stadtstaat) 1997/98 Referat 20 Sanierungsbericht 11.05.98

Ist- Ausgleichs-
 Gegenstand der Nachweisung Werte konzept

1997 1998

    (vergleichbare) Ausgabenzuwachsrate gegenüber Vorjahr   1) % 0,1  0,2  

    Finanzierungsdefizit   2) Mio. DM -1.703,6  -1.558,3  

    Defizitquote   2) % 21,6  19,9  

    Netto-Tilgung nach Sanierungsbetrag Mio. DM 89,2  241,7  

    ISP-Ausgaben   3) Mio. DM 340,2  458,9  

    Investitionsausgaben ./. Nettokreditaufnahme   4) Mio. DM -696,6  -429,3  

    Zins-Steuer-Quote % 26,5  25,2  

    Zinsausgabenquote % 14,3  14,2  

 1) Bereinigte Gesamtausgaben; 1997 bereinigt um Ausgliederungseffekte und Effekte der Bahnreform 
 2) Ohne Sanierungsbetrag 
 3) 1998: Höhe der erwarteten Zinsersparnisse             4) Brutto-Investitionen; Nettokreditaufnahme: Ohne Sanierungsbetrag 
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          Anlage 1 

 

Durchgeführte bzw. beschlossene Maßnahmen zur Konsolidierung 
der bremischen Haushalte *)  
 

 

1. Personalwirtschaftliche und dienstrechliche Maßnahmen 

- Abschaffung der beiden Arbeitszeitverkürzungstage für Beamte gegen Dienstbe-
freiung an Heiligabend und Silvester (je ½ Tag) seit 1996 

- Wiedereinführung der 40-Stunden-Woche für Beamte zum 1. Juni 1997 

- Erhöhung der Lehrverpflichtung für Lehrer um 2 Stunden zum Schuljahr 1997/98 

- Verdoppelung der Beförderungswartezeiten für Beamte und Richter und Festlegung 
eines einheitlichen jährlichen Beförderungstermins (1.10.) 

- Einführung der flächendeckenden Personalkostenbudgetierung bei gleichzeitiger 
Realisierung eines mehrstufigen Personalcontrollings seit 1995 

- Technikunterstützte(s) Personalverwaltung und Personalmanagement mit dem 
Datenbanksystem „PuMa“ seit 1996 

- Jahresdurchschnittlicher Stellenabbau von 1,92% seit 1992 

- Reduzierung des Beschäftigungsvolumens um 2.440 Vollkräfte oder 9,0 % seit 
1993, dabei Abbau von 444 Vollkräften bei der Gebäudereinigung (L+G); Reduzie-
rung der Beschäftigtenzahl um 300 (- 8,7 %) seit 1994 und Abbau der Lehrkräfte um 
150 (- 9,9 %) seit 1992 (Brhv.) 

- Rückgang bei den bereinigten Personalausgaben 1997 insgesamt um 27 Mio. DM 
oder 1,7 % gegenüber 1990 und bei den Dienstbezügen um 4,0 % 

- Tarif- und Besoldungserhöhungen wurden (1996/97) und werden (1998 bis 2000) 
durch weitere personalwirtschaftliche Maßnahmen im Vollzug der Personalhaus-
halte kompensiert 

- Konstanz der Personalausgaben bis 2000 bei jährlichen Einsparvorgaben von 400 
Vollkräften oder durchschnittlich 2,2% und weiterer Privatisierung von Gebäu-
dereinigung 

                                                 

*) Ausschließlich den Haushalt der Stadt Bremerhaven betreffende Maßnahmen sind mit dem Zusatz 
(Brhv.) gekennzeichnet 
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- Stellensperre für freiwerdende Stellen und Planstellen von neun Monaten (Brhv.) 

- Anpassung der beamtenrechtlichen Tatbestände für „Dienstbefreiung aus persönli-
chen Gründen“ an das Tarifergebnis 1996 (Neuregelung § 52 BAT) 

- Angleichung des Anspruchs auf Urlaub für Kurmaßnahmen an das Entgeltfortzah-
lungsgesetz 

- Nichtübernahme der Regelung des § 25 Abs. 2 Beamtenrechtsrahmengesetz 
(Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand auf Antrag) 

- Einführung des 40. (bei Professoren des 55.) Lebensjahres als Obergrenze für die 
Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 

- Keine rückwirkende Einweisung von weiteren 3 Monaten bei Beförderungen 

- Verlängerung des vorzeitigen Ausscheidens von Bediensteten durch die sogen. 
58er-Regelung bis 31.12.1997 

- Ausscheiden von Mitarbeitern/-innenauf eigenen Wunsch gegen Zahlung einer 
Abfindung (Brhv.) 

- Flexibilisierung der Arbeitszeit durch Sonderurlaub bei Verrechnung mit der Son-
derzuwendung 

- Personalausgleich, Personalentwicklung und Umschulung als Instrumente der 
Umsteuerung des Personaleinsatzes 

- Keine Zahlung von Ministerialzulagen (Ausnahme: Bevollmächtigter beim Bund) 

- Absenkung der Reisekostenvergütung auf die einkommensteuerrechtlichen Beträge 
seit 1996 

- Umsetzung des Versorgungsreformgesetzes 1998 

- Anpassung der Bremischen Zusatzversorgung 

- Neuregelung der Heilfürsorgeverordnung 

- Zusammenfassung der Personalsachbearbeitung von Planungsamt, Bauord-
nungsamt und Amt für Wohnung- und Städtebauförderung 

- Effektivierung des Lehrereinsatzes durch verstärkten Einsatz DV-gestützter Pla-
nungsinstrumente 

- Einstellung von Auszubildenden bei der Feuerwehr im Anwärterverhältnis 

 

2. Verwaltungsreform / Aufbau neuer Steuerungsinstrumente 

- Umsetzung von Unternehmensberatungs-Vorschlägen (McKinsey) zur Neuordnung 
der Aufgabenwahrnehmung in den Bereichen Landesentwicklung, Kultur und Lie-
genschaften 

- Beginn der Einführung eines neuen Steuerungsmodells (NSM) für die gesamte 
bremische Verwaltung mit den Zielen: 
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- Bürgerorientierung 
- Budgetierung, Controlling 
- Dezentrale Haushaltssteuerung 
- Kosten-Leistungs-Rechnung 
- Organisationsgrundsätze, Abflachung von Hierarchien 
- Qualitätsmanagement 
- Studiengang für Wirtschaft und Verwaltung (Ausbildung für den gehobenen 

Dienst außerhalb des Anwärterverhältnisses) 
- Technikunterstützte Informationsverarbeitung 

- Einführung Bremer Produktgruppenplan einschließlich Umstellung auf Produkt-
haushalte 

- Umwandlung von Ämtern in Betriebe nach § 26 (1) bzw. (2) der Landeshaushalts-
ordnung: 

- Rechenzentrum der bremischen Verwaltung (neu: Informations- und Daten-
technik Bremen/ID Bremen) 

- Justizvollzugsamt und Teile des Justizressorts (neu: Justizdienstleistun-
gen/JUDIT) 

- Werkstatt für Behinderte „Martinshof“ (neu: Werkstatt Bremen) 
- Amt für Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft (neu: Bremer Entsorgungs-

betriebe/BEB) 
- Gartenbauamt (neu: Stadtgrün Bremen) 
- Kataster- und Vermessungsverwaltung (neu: Kataster und Vermessung 

Bremen) 
- Hochbauamt (neu: Bremer Hochbaumanagement/BreHoch) 
- Fernmeldetechnisches Amt (neu: Bremer Kommunikationstechnik/BreKom) 
- Amt für Stadtentwässerung und Stadtreinigungsamt Bremerhaven (neu: 

Entsorgungsbetriebe Bremerhaven) 
- Volkshochschule Bremerhaven 

- Gründung einer „Informations- und Datentechnik Bremen (ID Bremen) GmbH“ in 
1997 und Vorbereitung einer (Teil-) Privatisierung 

- Bildung von Sonderhaushalten nach § 15 der Landeshaushaltsordnung 
(Budgetierung): 
- Universität 
- Staats- und Universitätsbibliothek 
- Hochschule Bremen 
- Hochschule für Künste 
- Hochschule Bremerhaven 
- Landesuntersuchungsamt 
- Bauamt Bremen-Nord 
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- Einführung von Pilotprojekten „Bürgerämter“ 

- Einführung der Kosten-Leistungs-Rechnung in Pilotprojekten 

- Einführung eines Gebäudemanagements (Pilotprojekt Bremen-Nord) zur Kosten-
senkung bei Bau und Betrieb öffentlicher Gebäude 

- Einrichtung eines zentralen Fonds (Globalmittel) zur Vorfinanzierung betriebswirt-
schaftlich rentabler Maßnahmen 

- Budgetierung und Umsteuerung im Bereich der gesetzlichen Erziehungshilfen 
(KJHG) und Eingliederungshilfen (BSHG) 

- Deckelung der Entgelte für Sozialeinrichtungen 

- Modellversuch zur Budgetierung im Gesundheitsamt Bremen 

- Wirtschaftliche Autonomie von Schulen (Fortsetzung in erweiterter Form), Selbst-
bewirtschaftung im Rahmen von Budgets 

- Einführung der elektronischen Arbeitszeiterfassung in allen Dienststellen Bremens 

- Novellierung dienstrechtlicher Vorschriften im Sinne dezentraler Bearbeitung und 
Entscheidung 

- Verlagerung von Aufgaben des Versicherungsamtes auf die Versicherungsträger 

- Polizeireform (Logistiksäule, Straffung der Organisation, Tankkartensystem, Aus- 
und Fortbildung, Neues Steuerungsmodell) 

- Verkürzung der Ausbildung bei der Polizei 

 

3. Organisatorische Maßnahmen, Modernisierung / Rationalisierung der 
Verwaltung, Aufgabenübertragungen 

- Reduzierung der Senatsressorts von 11 auf 8 

- Reduzierung der hauptamtlichen Magistratsmitglieder von 6 auf 5 (Brhv.) 

- Reduzierung der Meldestellen von 27 auf 12 

- Zusammenlegung der Werkstätten der Polizeibehörden (Kfz, Waffen und Gerät) 

- Abgabe von Bädern (Freibad Blumenthal, Hallenbad Huchting) an freie Träger 

- Abbau von Haftplätzen in bremischen Justizvollzug durch Ausbau der ambulanten 
Alternativen zum Freiheitsentzug 

- Abgabe eines sozialtherapeutischen Wohnheims an einen freien Träger bzw. Auf-
gabe eines Übergangswohnheimes 

- Übertragung der Verwaltung des fiskalischen Grundbesitzes auf Dritte 

- Verminderung der Bewirtschaftungskosten städtischer Bürogebäude seit 1995 um 
22 % (Brhv.) 
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- Übertragung der Verwaltung städtischen Grundvermögens auf die Städtische 
Wohnungsgesellschaft mbH (Brhv.) 

- Installation der Bearbeitereingabe im Veranlagungsbereich der Finanzämter 

- Einführung der Dialogbearbeitung in den Arbeitnehmerstellen und Veranlagungs-
bereichen der Finanzämter 

- Auflösung der Wohnungsbauprämienstellen in den Finanzämtern 

- Auflösung der Kapitalverkehrsteuerstelle 

- Zusammenlegung der untersuchenden Ämter zu einem Landesuntersuchungsamt 
zur effizienteren Aufgabenerledigung 

- Übertragung der Bewirtschaftung von Parkuhren und Parkscheinautomaten auf die 
BREPARK-GmbH 

- Anhebung der Fallmeßzahl in der wirtschaftlichen Sozialhilfe durch den Einsatz von 
ADV um 40% 

- Reduzierung von Aufgaben des Gesundheitsamtes 

- Auflösung des Wasserlabors und Verlagerung zur Landesuntersuchungsanstalt 

- Zusammenlegung von Pflanzenschutz und Lebensmittelüberwachung 

- Verringerung der Zahl von Betriebshöfen und Lagerplätzen 

- Aufgabe von Werkstätten 

- Zusammenlegung von Hafenbauamt und Hafenamt 

- Zusammenfassung von Werkstätten und Lagern im Bereich des Hansestadt Bre-
mischen Amtes in Bremerhaven 

- Zusammenlegung von Bauhöfen im Bereich Entwässerung (Entsorgungsbetriebe 
Bremerhaven) 

- Zentralisierung der nautischen Dienste und Flexibilisierung im Schichtdienst 

- Novellierung der Beschaffungsordnung 

- Auflösung des Uni-Rechenzentrums 

- Kfz-Leasing statt Kauf (Senatskanzlei) 

- Reduzierung des Fahrzeugparks der Entsorgungsbetriebe um über 20 % (Brhv.) 

- Verzicht auf Anpassung der Pauschalförderung nach dem Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz in 1996 

- Abschluß einer Vereinbarung mit den Krankenkassen zur Mitfinanzierung des sozi-
alpsychiatrischen Dienstes 

- Erstellung eines Leistungs-Kataloges und Festlegung einheitlicher Bewilligungskri-
terien in der Sozialhilfe (Brhv.) 
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- Verschärfung der Kriterien für Wohnungswechsel von Sozialleistungsempfängern 
(Brhv.) 

- Aufstockung des Ermittlungsdienstes des Sozialamtes zur effizienteren 
Aufdek??kung von Sozialhilfemißbrauch (Brhv.) 

- Zentralisierung der Personalsachbearbeitung von 12 Ortsämtern bei 2 Ortsämtern 

- Abwicklung von im Haushalt bzw. in der Finanzplanung enthaltenen Investitionspro-
jekten über Leasing (mit bis zu 20% Kostenersparnis gegenüber Eigenbau) 

- Auflösung des Wasserwirtschaftsamtes und Integration in die senatorische 
Dienststelle zur effizienteren Aufgabenerledigung 

- Überführung der Gewässerunterhaltung der Gewässer 2. Ordnung auf die Deichver-
bände 

- Verselbständigung der Bremen-Werbung durch Gründung einer Marketing-GmbH 

- Eingliederung des Brüssel-Büros in die senatorische Dienststelle des Senators für 
Wirtschaft, Mittelstand, Technologie und Europaangelegenheiten 

- Zusammenführung Beratungszentrum-RbV mit dem TuI-Referat bei der SKP 

- Eingliederung der Verwaltungsschule und der Hochschule für Öffentliche Verwal-
tung in ein Aus- und Fortbildungszentrum (AFZ) für die Bediensteten der bremi-
schen Verwaltung 

- Eingliederung der Landeszentrale für politische Bildung in den Bereich des Senators 
für Bildung, Wissenschaft, Kunst und Sport 

- Eingliederung des Ausgleichsamtes in die senatorische Dienststelle 

- Eingliederung der Außenstelle Bezirksgesundheitsamt Bremen-Nord in das Gesund-
heitsamt Bremen (ab 1997) 

- Eingliederung des Verteidigungslastenamtes in die senatorische Behörde 

- Schließung von insgesamt 39 Gebäudeeinheiten im Schulbereich mit Personalein-
sparung für nichtunterrichtendes Personal 

- Zusammenfassung der Einheiten „Wissenschaftliches Institut für Schulpraxis“, 
„Landesbildstelle“, Referat „Schulpsychologischer Dienst“ und Referat 
„Lernplanung“ zum „Landesinstitut für Schule“ (ab 1998) 

- Reorganisation der Staats- und Universitätsbibliothek 

- Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Gebäudereinigung durch: 
- Erhöhung der Richtwerte für die Reinigungsleistung  
- Verlängerung der Reinigungsintervalle 
- sukzessive Umstellung von Eigen- auf Fremdreinigung, insbesondere in 

Schulen. 
Hierzu wurde ein bezirklicher Tarifvertrag abgeschlossen. 

- Ausbau des betrieblichen Vorschlagwesens durch Prämienanhebung und Werbe-
aktionen 
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- Modernisierung der Gehaltsabrechnung (DV-Verfahren) und Personaleinsparungen 
durch veränderte Kontrollstruktur (Abkehr vom sogen. 4-Augen-Prinzip) 

- Organisatorische Veränderungen inkl. DV-Einsatz (AZR) im Ausländeramt, u.a. zur 
Beschleunigung der Asylverfahren zwecks Entlastung der Sozialhilfe 

- Organisationsuntersuchungen für Bauordnungsbehörden und Amt für Straßen und 
Verkehr 

- Personelle Verstärkung der Verwaltungsgerichte zur Beschleunigung der Asylver-
fahren 

- Umstrukturierung des Bereiches Bildung nach Organisationsentwicklungsprozeß 
(Reduzierung von 4 auf 2 Abteilungen) 

- Straffung des Funktionsstellenrasters an Schulen im Sekundarbereich I und II 

- Untersuchung der Effizienz des Lehrereinsatzes durch eine externe Beratungsfirma 

- Erhöhung der Effizienz des Lehrereinsatzes durch Steuerung bei der Klassenver-
bandsbildung im Hinblick auf das Erreichen der Richtfrequenz 

- Verstärkte Übertragung der Pflege von Sportanlagen auf Sportvereine (geplant; 
Brhv.: ab 1997) 

- Reorganisation des Versorgungsamtes 

- Reduzierung des Personalbedarfs in den städtischen Kinderbetreuungseinrichtun-
gen durch eine kindbezogene Zuweisung von Personal, Zusammenlegung von 
Gruppen und Anpassung von Gruppenfrequenzen 

- Abbau von z.A.-Stellen 

- Auflösung des DV-Ausbildungspools (ab 1997) 

- Übertragung von Aufgaben an Private in den Bereichen Wasserabgabe, Reini-
gungs- und Handwerkerdienste, Deich- und Gebäudeunterhaltung sowie verstärkte 
Aufgabenwahrnehmung durch private Ingenieurbüros (Bereich Häfen) 

- Hohe Einsparung bei den Kosten der integrierten Baggergutentsorgung durch Ver-
änderung des Entsorgungssystems (Bereich Häfen) 

- Zusammenfassung der Lebensmittelüberwachung in einem Amt 

- Beauftragung privater Büros im Bereich der Energieeinsparberatung und Investiti-
onsförderung für private und öffentliche Maßnahmen 

- Reduzierung der Aufwendungen für Energie und Abfallentsorgung in den Schulen 
durch Prämiensparen 

- Projektmanagement für Baumaßnahmen im Hafenbereich 

- Zusammenlegung des Hafenamtes Bremen und des Hansestadt Bremischen Amtes 
Bremerhaven 

- Aufgabe dezentraler Gesundheitsfürsorgeangebote in einzelnen Stadtteilen (Brhv.) 
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4. Technikunterstützte Informationsverarbeitung 

- Flächendeckende Einführung und Weiterentwicklung von DV-Unterstützung für 
Personalsachbearbeitung, -controlling und Budgetierung (PuMa) 

- Einführung eines DV-Systems „Finanzcontrolling“ in den Ressorts 

- Einführung von DV-Unterstützung bei der Beihilfeberechnung (BABSY) 

- Einführung eines ADV-Verfahrens (HAV) für eine dezentrale Haushaltsplanaufstel-
lung mit Arbeitsplatzrechnern 

- Vorbereitung von interaktiven Anwendungen zur Nutzung durch Kunden bzw. Bür-
ger/-innen im Rahmen des Stadtinformationssystems Bremen-Online 

- Aufbau eines E-Mail-Verbundes für die bremische Verwaltung 

- Vorbereitung eines Intranets für die bremische Verwaltung 

- Einführung des DV-Systems „Wadis“ zusammen mit der Deutschen Bahn AG zur 
Steuerung des Eisenbahnbetriebs im Hafen 

- Effektivitäts- und Effizienzsteigerung der Verkehrsüberwachung u.a. durch DV Ein-
satz 

- Einführung des elektronischen Grundbuchs in den Amtsgerichten 

- Aufbau eines landesweiten Datenverbundes zwischen Behörde und Schulverwal-
tungen zur Unterstützung der Verwaltungsreform (LINDA) 

- Implementierung eines Netzwerkverbundes zur Energiekontrolle und Meßwerter-
fassung 

- Einführung eines DV-Verfahrens beim Versorgungsamt zur Unterstützung der 
Sachbearbeitung im Schwerbehindertenrecht 

- Entwicklung des DV-Systems „Brepos“ für Schiffsankünfte, Hafengebühren, Ver-
kehrsstatistik etc. 

- Einführung eines CAD-Systems in der Bauleitplanung 

 

5. Aufgabe bisheriger staatlicher und kommunaler Leistungen 

- Auflösung der Wirtschaftskammer 

- Einstellung der MARPOL-Ölentsorgung im Hafen 

- Schließung des Herbert-Ritze-Bades 

- Privatisierung städtischer Bäder (Brhv.) 

- Aufgabe der Graphothek und Weiterführung in reduziertem Umfang als Teilaufgabe 
der Städtischen Galerie 

- Einstellung der Vergabe von Geld- und Ehrenpreisen im Sportbereich 
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- Einstellung laufender Zahlungen an den Gesamthafenbetriebsverein (ab 1998) 

- Einstellung der Förderung des Theaters „Freiraum“ 

- Schließung des Kunstforums Langenstraße 

- Aufgabe von Schullandheimen (Brhv.) 

- Einstellung der Zuschüsse für die Zentralverwaltung der Bürgerhäuser durch den 
Dachverband 

- Einstellung der Förderung für diverse Kulturläden und Bewohnertreffs 

- Einstellung der Förderung für die Landesarbeitsgemeinschaft Soziokultur 

- Schließung von 6 Stadtteilbibliotheken 

- Schließung von 4 Bibliotheks-Zweigstellen (Brhv.) 

- Schließung der Fotoabteilung der Stadtbildstelle 

- Einstellung eines gemeinsamen Kunstwettbewerbes mit dem Landkreis Cuxhaven 
(Brhv.) 

- Verzicht auf Vergabe von Werk-/Honorarverträgen für soziokulturelle Projekte 
(Brhv.) 

- Verzicht auf kommunalen Kunsterwerb (Brhv.) 

- Einstellung der Beratung nach dem Schwangeren- und Familienhilfegesetz (Brhv.) 

- Aufhebung des Bremischen Gesetzes über Ausbildungsbeihilfen für Schüler 

- Abschaffung des Anwärtersonderzuschlages für Polizei 

- Auflösung der Versicherungsämter in den Ortsamtsbezirken 

- Fortfall des Gemeindeanteils durch Abschluß von städtebaulichen Verträgen mit 
Dritten zur Erschließung neuer Wohngebiete 

- Privatisierung der Ökologiestation 

- Privatisierungen im Hafenbereich (Reinigungs- und Handwerkerdienste, Deich- und 
Gebäudeunterhaltung, Ingeneurleistungen etc.) 

- Abschaffung des Anwärtersonderzuschlages für Referendare des Lehramtes mit be-
rufsbildender Fachrichtung 

 

 

6. Reduzierung staatlicher und kommunaler Leistungen (Standards, Zu-
wendungen, Zuschüsse etc.) 

- Begrenzung der Kosten für die öffentliche Rechtsberatung durch gesetzliche und 
vertragliche Veränderungen 



- 10 - 

Ref.20; SANANSTR.DOC 

- Reduzierung der Aufwendungen für den Sonderfahrdienst für Schwerstbehinderte 

- Zahlung des Sozialzuschlages an Behinderte in Werkstätten nur noch bei vorlie-
gender Sozialhilfebedürftigkeit (Brhv.) 

- Kürzung der Weihnachtsbeihilfe in der Sozialhilfe (Brhv.) 

- Reduzierung der therapeutischen Angebote für behinderte Kinder (Brhv.) 

- Einschränkung des Behindertenfahrdienstes (Brhv.) 

- Reduzierung des Kursangebotes der Volkshochschule (Brhv.) 

- Gesetzliche Begrenzung der Zuwendungen im Sinne von §§ 23 und 44 der Lan-
deshaushaltsordnung im Haushaltsjahr 1994 

- Verringerung von Förderleistungen im Wohnungsbau durch Erhöhung der Miet-
grenzen; Kürzung der Aufwendungszuschüsse im 3. Förderungsweg; Änderung der 
Förderungsmodalitäten im 4. Förderungsweg; Änderung der Eigentumsförderung 

- Reduzierung der Mittel für unverzinsliche Gehaltsvorschüsse bremischer Bedien-
steter 

- Überproportionale Anpassung von Tarifen im ÖPNV 

- Reduzierung der Standards bei Hoch- und Tiefbaumaßnahmen 

- Verzicht auf standardisierte Straßenreinigung 

- Übertragung von Aufgaben auf Projektgesellschaften bei Großbaumaßnahmen 

- Geringste Anhebung des Eckregelsatzes der Sozialhilfe unter den alten Bundes-
ländern im Zeitraum 1992 bis 1995 

 

7. Einnahmeverbesserungen 

- Veräußerung von Beteiligungen: 
- Verkauf von Anteilen an der Stadtwerke Bremen AG 
- Verkauf der Anteile an der Beamten-Baugesellschaft Bremen GmbH 
- Verkauf der Anteile an der Bremischen Bau- und Siedlungsgesellschaft mbH 
- Verkauf von Anteilen an der Bremer Landesbank 
- Weitere Verkäufe sind geplant und werden derzeit vorbereitet 

- Erhöhung der Grundsteuer B auf nunmehr 530 v.H. 

- Einführung einer Zweitwohnungsteuer 

- Forcierung des Verkaufs von Grundstücken, soweit absehbar für öffentliche Auf-
gabenwahrnehmung entbehrlich 

- Erhöhung der Hundesteuer 

- Erhebung von Nutzungsentgelten für Behörden-, Schul- und Universitätsparkplätze 
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- Erhebung von Honoraren für Architekten- und Ingeneurleistungen bei Arbeiten des 
Hochbauamtes für städtische Gesellschaften (Brhv.) 

- Anhebung der Gastschulgelder für die Mehrzahl beruflicher Voll- und Teilzeitschüler 
(Brhv.) 

- Änderung des Vergnügungssteuergesetzes 

- Vermietung von Schulräumen 

- Einführung einer Katasterfortführungsgebühr zum 01.01.1996 

- Einführung neuer Kostentatbestände (Abnahme von Abschlußprüfungen bei schul-
fremden Bewerber/-innen; Erarbeitung einer VO zur Ausbildung und Prüfung nach 
Privatschulgesetz) 
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          Anlage 2 
  
 

 Investitionssonderprogramm (ISP) - Bericht 1997 
 

Di e i m Rahmen der  Sani er ung gepl ant en zusät zl i chen wi r t schaf t s-  und f i -

nanzkr af t st är kenden Maßnahmen si nd i n ei nem I nvest i t i onssonder pr ogr amm 

( I SP)  zusammengef aßt .  Dabei  wi r d gener el l  si cher gest el l t ,  daß Maßnahmen 

des br emi schen Gr und- I nvest i t i onspr ogr amms ni cht  i n das I SP ver l ager t  wer -

den.  Das I SP umf aßt  nur  I nvest i t i onen,  di e gemäß der  Sani er ungs-

ver ei nbar ung ei nen nachhal t i gen wi r t schaf t s-  und f i nanzkr af t st är kenden 

Char akt er  auf wei sen.  Di e Ei nhal t ung di eses Kr i t er i ums wi r d zusät zl i ch i m 

Rahmen ei ner  pr ogr ammbegl ei t enden Eval ui er ung dur ch ei ne ext er ne Gut ach-

t er gr uppe si cher gest el l t .   

 

I m Jahr e 1997 si nd I SP- Pr oj ekt e i n Höhe von i nsgesamt  340,2 Mi o.  DM f or t -

gef ühr t  bezi ehungswei se neu begonnen wor den ( 1994:  58, 6 Mi o DM;  1995:  

115, 8 Mi o DM;  1996:  243, 4 Mi o DM) .  Ent spr echend den ur spr üngl i chen St r uk-

t ur en des br emi schen Sani er ungspr ogr amms si nd di e Ei nzel pr oj ekt e des I SP 

dabei  vi er  Pr ogr ammber ei chen zugeor dnet ,  bei  denen ei n ausgewogenes Ver -

häl t ni s zwi schen den bei den br emi schen St ädt en gewähr l ei st et  wi r d und de-

r en Maßnahmest r ukt ur  und Bewer t ung unt er  dem Aspekt  der  Wi r t schaf t s-  und 

Fi nanzkr af t st är kung wi e f ol gt  zusammenzuf assen i st  ( vgl .  di e Über si cht  i n 

Abschni t t  2. 3;  es i st  i m übr i gen dar auf  hi nzuwei sen,  daß i m Zusammenhang 

mi t  ei ner  l ei cht  ver änder t en Dar st el l ung des WAP gemäß sei ner  Fonds-

St r ukt ur  1997 ei ni ge Pr oj ekt e ei nem ander en Pr ogr ammber ei ch zugeor dnet  

wor den si nd,  was aber  di e zei t l i che Ver gl ei chbar kei t  ni cht  ei nschr änkt ,  da 

di e Dar st el l ung der  Vor j ahr e i n der  Anhangst abel l e ent spr echend angepaßt  

wor den i st ) :  
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I. Maßnahmen im Rahmen des Wirtschaftsstruktupolitischen Aktionspro-
gramms für Bremen und Bremerhaven bis zum Jahre 2000 (WAP III). 

 

Das Land Br emen ver f ügt  mi t  dem Wi r t schaf t sst r ukt ur pol i t i schen Akt i onspr o-

gr amm ( WAP)  über  ei n r egi onal es Ent wi ckl ungskonzept ,  das mehr er e r aumwi r k-

same Pol i t i kber ei che bündel t .  I n das WAP si nd bet r ächt l i che Dr i t t mi t t el  

vom Bund und der  EU i nt egr i er t .  Es hat  bundes-  und EG- wei t  I nt er esse und 

Aner kennung gef unden.  Mi t  der  Dur chf ühr ung des WAP I  ( 1984/ 87)  und WAP I I  

( 1988/ 91)  i st  es gel ungen,  den sei t  Mi t t e der  70er  Jahr e andauer nden Ar -

bei t spl at zabbau i m Lande Br emen und di e Ent koppl ung bei  der  Ent wi ckl ung 

des Sozi al pr odukt s auf zuhal t en und wi eder  Anschl uß an di e bundesdur ch-

schni t t l i che Ent wi ckl ung zu gewi nnen.  Auf nahme i n das WAP f i nden nur  wi r t -

schaf t sf ör der nde Maßnahmen,  di e di e Bedi ngungen des Wi r t schaf t ens von Un-

t er nehmen i m Lande Br emen unt er  Wet t bewer bsbedi ngungen nachhal t i g ver -

besser n.  I m Rahmen des WAP wur den 1997 f ür  nachf ol gende Pr oj ekt e I SP-

Mi t t el  i n Höhe von 79, 5 Mi o DM er st mal i g oder  zusät zl i ch ver st är kend ei n-

geset zt  ( wobei  di e i m WAP angeset zt en Mi t t el  f ür  den Technol ogi epar k i n 

der  f ol genden Dar st el l ung dem For schungs-  und Ent wi ckl ungsber ei ch zugeor d-

net  wor den si nd) :  

 

a) Mittelstandsfonds 
-  Währ end 1996 das Pr oj ekt  Handwer ker hof  Reedeich-Nord er f ol gr ei ch abge-

schl ossen wer den konnt e,  wur de der  Ausbau ei nes wei t er en Handwerkerho-
fes im Gewerbegebiet Bremer Kreuz f or t geset zt .  Mi t  di esen r el at i v kur z-

f r i st i g r eal i si er bar en Maßnahmen wer den Bet r i ebsst ät t en f ür  kl ei ne und 

mi t t el st ändi sche Handwer ksbet r i ebe geschaf f en,  di e zu ei ner  besser en Aus-

l ast ung der  Bet r i ebe und zur  Si cher ung und Schaf f ung von Ar bei t spl ät zen 

bei t r agen und somi t  di e At t r akt i vi t ät  des Wi r t schaf t sst andor t es Br emen 

st ei ger n.  

- zudem wur de i m Rahmen der  dur ch das I SP ver st är kt en Mi t t el st andsf ör der ung 

ei n zusät zl i ches Zuschußvolumen i n Höhe von 7, 5 Mi o DM für betriebliche 
Investitionen ei ngeset zt ,  di e di r ekt  zu ei ner  St är kung des St andor t es 

bei get r agen haben.  Gef ör der t  wur de vor  al l em di e Er r i cht ung ei nes Bür oge-

bäudes i m Ai r por t - Gewer bezent r um dur ch di e Fl y- Li ne Tel esal es and Ser vi -
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ces GmbH -  Tocht er gesel l schaf t  der  Br i t i sh Ai r ways PLC -  f ür  den Bet r i eb 

ei nes Cal l  Cent er s i m Ber ei ch I nf or mat i on,  Ber at ung,  Buchung,  Ver kauf  und 

Tel ef onmar ket i ng f ür  Luf t ver kehr sgesel l schaf t en und ander e Di enst l ei s-

t ungsunt er nehmen.  Das Unt er nehmen über ni mmt  Tät i gkei t sber ei che,  di e von 

Br i t i sh Ai r ways und von der  Deut schen BA bi sher  i n Fr ankf ur t  und Ber l i n 

wahr genommen wur den und wi r d si ch auf  Deut schl and und das eur opäi sche 

Ausl and er st r ecken.  Mi t  der  Ansi edl ung von Fl y- Li ne,  di e zunächst  250,  i n 

ei ner  zwei t en Ausbaust uf e bi s zu 400 Ar bei t spl ät ze schaf f en wi r d,  konnt e 

gegen di e Konkur r enz ander er  St andor t e ei n Ref er enzunt er nehmen gewonnen 

wer den,  das bei  der  Akqui si t i on wei t er er  Cal l  Cent er  hi l f r ei ch sei n wi r d.  
 
b) Integriertes Flächenprogramm (IFP) 
-  Wei t er  f or t geset zt  wur de 1997 di e Ent wi ckl ung des Logistikzentrums 

( Si ebt er  und acht er  Bauabschni t t  des Güt er ver kehr szent r ums;  Kur zbeschr ei -

bung i n Abschni t t  I V. ) .  

-  Das Pr oj ekt  Bremer Industriepark ( 100 ha)  i m Br emer  West en i st  eben-

f al l s Best andt ei l  des I nt egr i er t en Fl ächenpr ogr amms f ür  Gewer be und 

Di enst l ei st ungen.  Di e schon 1994 begonnene Er schl i eßungsmaßnahme wur de 

1997 mi t  st ar k er höht em Mi t t el ei nsat z f or t geset zt .  Es handel t  si ch um ei n 

hochwer t i ges Schwer punkt gebi et  mi t  besonder en Nut zungsqual i t ät en,  da es 

über  ei ne günst i ge Lage i n Bezug auf  Umf el dbedi ngungen und Ver kehr sanbi n-

dungen ( s.  I SP- Pr oj ekt e A 281 und Haf enr andst r aße)  ver f ügt .  Zu er war t en 

i st  dami t  di e Ansi edl ung neuer  Unt er nehmen sowi e di e Umsi edl ung expan-

si onswi l l i ger  br emi scher  Unt er nehmen und ei ne ver r i nger t e Bet r i ebsab-

wander ung i n das ni eder sächsi sche Uml and.  Di e gepl ant en Maßnahme wi r kt  

si ch dami t  di r ekt  f i nanzkr af t st är kend und ar bei t spl at zschaf f end aus.   

-  Dur ch vor ber ei t ende Maßnahmen der  Pl anung und Kampf mi t t el suche wur de di e 

Er schl i eßung des Gewerbegebietes Hansalinie ei ngel ei t et .  I nsgesamt  wer -

den i n der  Hemel i nger  Mar sch i n zwei  Baust uf en 81 ha Gewer bef l äche mi t  

di r ekt em Anschl uß an di e Bundesaut obahn A1 ( Hansal i ni e)  geschaf f en.  I ns-

besonder e wegen der  -  dur ch di e Nähe zum Br emer  Kr euz bedi ngt en -  hohen 

St andor t güt e i st  mi t  ei ner  zügi gen und qual i t at i v hochwer t i gen Nut zung 

der  Fl ächen dur ch i ndust r i el l - gewer bl i che Bet r i ebe zu r echnen.  U. a.  sol l  

dami t  auch di e st ar ke Abwander ung br emi scher  Bet r i ebe i ns südöst l i che 
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ni eder sächsi sche Uml and gedämpf t  wer den.  I n der  öst l i ch an das Gewer bege-

bi et  angr enzenden Ar ber ger  und Mahndor f er  Mar sch st ehen i n ei nem 1, 2 km 

br ei t en Ent wi ckl ungsband ent l ang der  A1 umf angr ei che Fl ächenr eser ven f ür  

di e l änger f r i st i g gepl ant e Er wei t er ung des Ent wi ckl ungsgebi et es Hansal i -

ni e zur  Ver f ügung.    

-  Der  Senat  pl ant  i m Gebi et  Acht er di ek di e Er r i cht ung des Büroparks 
Vahr/Oberneuland,  der  bedar f sor i ent i er t ,  i n mar kt angepaßt en Schr i t t en 

zunächst  auf  7 ha,  i n ei ner  zwei t en St uf e auf  wei t er en 10 ha bi s zu 

100. 000 qm Bür of l äche f ür  di e Ansi edl ung kl ei ner  und mi t t l er er  unt er neh-

mensor i ent i er t er  Di enst l ei st er  anbi et et .  Bei  der  spezi el l en Zi el gr uppe 

der  Bür oei gennut zer  handel t  es si ch um Unt er nehmen,  di e bevor zugt  auf  ei -

genem Gr undst ück mi t  ei genem Ar chi t ekt en bauen oder  auch um Anl eger ,  di e 

i ndi vi duel l  gest al t et e Mi et obj ekt e er r i cht en wol l en.  Angespr ochen si nd 

I nvest or en,  denen di e Bür or aumangebot e i n Ci t yl age zu gr oßf l ächi g oder  zu 

t euer  si nd und di e mangel s Technol ogi ebezug von ei ner  Ansi edl ung i m Tech-

nol ogi epar k ausgeschl ossen si nd.  Der  Bür opar k Vahr / Ober neul and schl i eßt  -  

bezogen auf  di e beschr i ebene Zi el gr uppe -  ei ne Lücke i m br emi schen Fl ä-

chenangebot ,  er gänzt  das Angebot  i m Technol ogi epar k,  ent l ast et  di e Ci t y,  

ver r i nger t  den Umzugsdr uck i n ci t ynahen Wohngebi et en und beugt  i nsbeson-

der e der  beobacht et en st ar ken Abwander ung expandi er ender  kl ei ner er  und 

mi t t l er er  Di enst l ei st ungsunt er nehmen i ns südöst l i che ni eder sächsi sche Um-

l and vor .   

-  Der  Gr under wer b f ür  di e Er wei t er ung und Moder ni si er ung des Roland-
Centers er f ol gt  i n Umset zung der  „Per spekt i ven f ür  den st adt br emi schen 

Ei nzel handel “.  Das Pr oj ekt  di ent  der  At t r akt i vi er ung des aus wi r t schaf t s-

st r ukt ur pol i t i scher  Si cht  ausbauf ähi gen Nebenzent r ums Hucht i ng und t r ägt  

i m St adt bezi r k Süd zur  angest r ebt en f l ächendeckenden Ver sor gung des 

St adt gebi et s mi t  qual i t at i v hochwer t i gen Ei nzel handel sangebot en bei .  

-  Zudem wur den 1997 i m Umf ang von r und 5, 2 Mi o DM ver schi edene weitere Ge-
werbeflächenerschließungsmaßnahmen f i nanzi er t  ( Umnut zung des Br emer  

Vul kan Gel ändes,  Gewer begebi et e Far ge Ost  und Hans- Br edow- St r aße usw. )  

 
c)Innenstadtprogramm/Dienstleistungsfonds 
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-  1997 wur de das Pr oj ekt  Sanierung und Umbau des Konzerthauses „Die 
Glocke“ mi t  ei ner  Rest t r anche von r und 0, 5 Mi o DM abgeschl ossen.  Dami t  

wi r d das ei nzi ge bedeut ende Konzer t haus Br emens nach über  70j ähr i ger  Be-

t r i ebszei t  gr undl egend sani er t  und dur ch zei t gemäße Funkt i onsr äume er wei -

t er t .  Di e neu gegr ündet e Gl ocke Ver anst al t ung-  GmbH er häl t  somi t  ei ne 

ver mar kt ungsf ähi ge Ei nr i cht ung.  Der  wi r t schaf t skr af t st är kende Ef f ekt  di e-

ser  Maßnahme er gi bt  si ch zum ei nen dur ch di e Anzi ehungskr af t  auf  auswär -

t i ge Besucher ,  di e neben dem Ver anst al t ungsbesuch Ausgaben f ür  Ver kehr s- ,  

Gast r onomi e- ,  Ei nzel handel s-  und Hot el l er i egüt er  bezi ehungswei se -

di enst l ei st ungen t ät i gen wer den.  Zum ander en wer den di e ver -

anst al t ungsbezogen ar bei t enden Di enst l ei st ungsbet r i ebe ( Konzer t agent ur en,  

Wer bebr anche,  Medi en und Techni kanbi et er )  gest är kt .  

-  Di e st ädt ebaul i che Auf wer t ung des Ausgangs des Bremer Hauptbahnhofs 
zur Bürgerweide (Nordausgang) konnt e 1994 i m wesent l i chen abgeschl ossen 

wer den.  Für  di e Fol gej ahr e war en kei ne I SP- Mi t t el  mehr  er f or der l i ch.  

-  Di e Maßnahmen zur  St ei ger ung der  Attraktivität der Bremer Innenstadt si nd 

ei ne Gr undvor ausset zung f ür  di e posi t i ve Ent wi ckl ung Br emens al s Ober -

zent r um i m nor dwest deut schen Raum.  Zur  At t r akt i vi t ät  t r agen ent schei dend 

bei  das War enangebot ,  di e Pr äsent at i on,  Ser vi cel ei st ungen,  das Er schei -

nungsbi l d der  Ci t y,  di e Auf ent hal t squal i t ät  und di e Er r ei chbar kei t .  Di e 

i m Zent r um ansässi gen Bet r i ebe des Ei nzel handel s,  des Tour i smus und der  

übr i gen Di enst l ei st ungen si nd zu i hr er  Exi st enzsi cher ung und Ent wi ckl ung 

auf  ei n at t r akt i ves,  Auf ent hal t s-  und Er l ebni squal i t ät  bi et endes Umf el d 

angewi esen,  das si ch ni cht  zul et zt  aus kul t ur el l en Ei nr i cht ungen und ei -

ner  anspr echenden Gest al t ung des öf f ent l i chen Raumes ( St r aßen,  Wege,  

Pl ät ze)  bi l det .  Aus Unt er nehmenssi cht  i st  di eser  Aspekt  der  Umf el dgest al -

t ung ähnl i ch bedeut sam wi e der  Fakt or  Gel ändeer schl i eßung und Ver kehr san-

bi ndung aus der  Si cht  ei nes gewer bl i chen Unt er nehmens.  Di e her ausr agenden 

Pr oj ekt e zur  At t r akt i vi er ung der  I nnenst adt  war en 1997 neben den an ande-

r er  St el l e beschr i ebenen Pr oj ekt en Messehal l en und Konzer t haus „Gl ocke“ 

di e Er r i cht ung von I nf r ast r ukt ur  f ür  das neuer baut e Gr oßki no Ci nemaxx i n 

Kombi nat i on mi t  zusät zl i chen Angebot en des Über seemuseums,  di e Schaf f ung 

ei nes neuen Passagenvi er t el s i n dem von Banken und Ver wal t ungen gepr ägt en 
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Domshof quar t i er ,  di e wei t er e Umgest al t ung der  St r aße „Am Wal l “ und di e 

Neuor dnung des Mar kt geschehens i n der  Papenst r aße i n zent r al er  Lage.  

-  Unt er  den sonstigen Maßnahmen i st  di e pl aner i sch schon 1996 begonnene 

Umgest al t ung des Bahnhof spl at zes Br emen- Cent r um her vor zuheben.  I m Be-

r i cht sj ahr  wur den di e Pl anungsar bei t en t er mi nger echt  abgeschl ossen.  Mi t  

den er st en Bauar bei t en i st  i m Fr ühj ahr  1998 begonnen wor den.  Mi t  di eser  

Maßnahme sol l en di e I nvest i t i onsvor haben der  Deut sche Bahn AG,  ei nes 

Gr oßki no- I nvest or s,  der  TELEKOM AG f l anki er t  und ei n hochwer t i ges Gewer -

begr undst ück,  das ver äußer t  wer den sol l ,  geschaf f en wer den.  

 
d) Technologiefonds 

-  Br emen i st  sei t  1996 mi t  ei ner  br ei t bandi gen I nf or mat i onsi nf r ast r ukt ur ,  

dem Landesbreitbandnetz,  ausgest at t et ,  das ei ne mul t i medi al e di gi t al e 

I nf or mat i onsüber mi t t l ung mi t  hoher  Geschwi ndi gkei t  er mögl i cht .  Ange-

schl ossen si nd ausgewähl t e Pr oj ekt e und Tei l nehmer  aus den Ber ei chen Be-

hör den,  For schung,  I ndust r i e und Häf en.  Zur  För der ung der  I nf or mat i ons-  

und Kommuni kat i onst echnol ogi en i m Land Br emen bi et et  das Landesbr ei t band-

net z ei nen kost enl osen Zugang zum Net z f ür  di e Er ar bei t ung ei ner  opt i ma-

l en Nut zbar kei t  und Kombi nat i onsmögl i chkei t  des Dat ent r ansf er s.  Für  ange-

mel det e Pr oj ekt e mi t  ni cht kommer zi el l er  Ausr i cht ung ent f al l en auch di e 

Nut zungskost en,  so daß si ch den Tei l nehmer n ei ne bundeswei t  ei nmal i ge 

Chance zur  wei t gehend kost enf r ei en Ent wi ckl ung ei nes t echnol ogi schen Vor -

spr ungs bi et et .  Di eser   ver set zt  si e i n di e Lage,  nach Abschl uß des Test -

bet r i ebs i m kommer zi el l en Net z dur ch ei ne adäquat  abgest i mmt e Sof t war e 

di e ausger ei f t e Kommuni kat i onsi nf r ast r ukt ur  opt i mal  zu nut zen.   

 

e) Sonderprogramm Bremerhaven 

-  I m Rahmen des Gesamt konzept es „Fi scher ei haf en Br emer haven“ kommt  dem 

Ausbau des Verkehrslandeplatzes Luneort ei ne besonder e Bedeut ung zu.  

Mi t  dem 1994 r eal i si er t en zwei t en Bauabschni t t  und der  Vor f el dher r i cht ung 

wur de kur zf r i st i g ei ne Ver dr ei f achung der  Anzahl  der  st at i oni er t en Fl ug-

zeuge er zi el t  und dami t  di e über r egi onal e ver kehr l i che Anbi ndung Br emer -

havens wesent l i ch ver besser t .  I m Jahr e 1995 wur de mi t  Hochbaumaßnahmen 

( Tower ,  Abf er t i gungsgebäude,  Hangar s)  und dem Ausbau des Vor f el des begon-
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nen und i n 1996 wur den di ese Maßnahmen pl anmäßi g abgeschl ossen;  zudem 

wur de di e Ansi edl ung ei nes l uf t f ahr t t echni schen Bet r i ebes auf  dem Fl ugha-

f engel ände gef ör der t  ( Ser vi ce-  und War t ungsar bei t en) .  I m Ber i cht sj ahr  

wur den di e Pl anungsar bei t en zur  Ver l änger ung der  Landebahn auf genommen.  

-  Zur  Förderung des Fremdenverkehrs in Bremerhaven i st  der  südl i che Fi -

scher ei haf en Br emer havens unt er  dem Namen „Schauf enst er  Fi scher ei haf en“ 

dur ch ver schi edene I SP- f i nanzi er t e Umgest al t ungsmaßnahmen ( wei t er er  Aus-

bau des For ums Fi schbahnhof ,  Gest al t ung von Fr ei f l ächen usw. ) ,  di e i m Be-

r i cht sj ahr  abgeschl ossen wer den konnt en,  zu ei nem ökonomi schen und t ou-

r i st i schen Zent r um „r und um den Fi sch“ ent wi ckel t  wor den.  I n di esem at t -

r akt i ven Umf el d hat  si ch i nzwi schen ei ne Vi el zahl  von gewer bl i chen Unt er -

nehmen mi t  mar i t i mem Bezug angesi edel t  ( Gast r onomi e,  Ei nzel handel sge-

schäf t e,  Hot el ,  kommer zi el l e Ver anst al t ungen et c. ) .  Zudem si nd i m Be-

r i cht sj ahr  bei  der  t our i st i schen At t r akt i on „Deut sches Schi f f ahr t smuseum“ 

-  ei ner  mar i t i men Ei nr i cht ung mi t  gr oßer  über r egi onal er  Anzi ehungskr af t  -  

Mi t t el   f ür  ei ne baul i che Er wei t er ungsi nvest i t i on ei ngeset zt  wor den.   

-  Di e Infrastruktur- und Erschließungsmaßnahmen im Fischereihafen (Bre-
merhaven) wur den i m Jahr e 1997 f or t gef ühr t ,  wobei  i m Ber i cht sj ahr  di e 

Ar bei t en an der  i nf r ast r ukt ur el l  er f or der l i chen RoRo- Anl age ( 0, 8 Mi o DM)  

abgeschl ossen wor den si nd.  Di eses Fi scher ei haf engebi et  wi r d zu ei nem mo-

der nen,  l ei st ungsf ähi gen I ndust r i egebi et   umst r ukt ur i er t  und ent wi ckel t  

si ch zu ei nem eur opawei t  bedeut samen Zent r um der  Lebensmi t t el be-  und -

ver ar bei t ung,  der  Ti ef kühl kost  und der  Bi over f ahr enst echni k.  

-  Das Technologie-Transfer-Zentrum (TTZ) i st  di e zent r al e Ei nr i cht ung i n 

Br emer haven,  di e di e St är kung der  anwendungsnahen For schung an der  Hoch-

schul e und di e För der ung des Wi ssenschaf t st r ansf er s i n di e r egi onal e 

Wi r t schaf t  zur  Auf gabe hat .  Das TTZ bear bei t et  sowohl  Fr agest el l ungen aus 

der  Pr odukt ent wi ckl ung al s auch Pr obl eme der  Ver f ahr enst echni k.  Der  Aus-

bau des Angebot s an t echnol ogi schen Di enst l ei st ungen muß si ch an den Be-

dür f ni ssen der  r egi onal en Wi r t schaf t  or i ent i er en.  Es wur den deshal b 1997 

wei t er e Anl auf kost en f ür  di e Neugr ündung des Br emer havener  I nst i t ut s f ür  

Fer t i gungst echni k ( BI FT)  unt er  dem Dach des TTZ f i nanzi er t .  Di e BI FT-

Auf gaben umf assen di e Fachi nf or mat i onsver mi t t l ung,  di e wi ssenschaf t l i ch-
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t echnol ogi sche Ber at ung,  gut acht er l i che Tät i gkei t en und di e anwendungs-

or i ent i er t e For schung und Ent wi ckl ung.  

 

f) Ökologiefonds 

-  Zi el  der  Maßnahmen zur  Altlastensanierung i st  di e Wi eder nut zbar machung 

br achl i egender  bzw.  unt er genut zt er  Gewer bef l ächen i n günst i ger  Lage.  I ns-

gesamt  handel t  es si ch der zei t  um 22 Ar eal e i n Br emen ( ca.  212  ha)  und 

Br emer haven ( ca.  206 ha) .  I n 1997 wur de mi t  der  Sani er ung f ür  das Gewer -

begebi et  Rudl of f st r aße i n Br emer haven begonnen.  Neue Schwer punkt e er gaben 

si ch dur ch di e neu auf genommenen Pr oj ekt e Gewer bepar k Hansal i ni e und Br e-

mer  Vul kan Wer f t .  

-  I m Jahr  1997 st anden i m Rahmen der  umweltverbessernden Verwertungs- 
und Entsorgungsmaßnahmen i nsgesamt  neun Ei nzel pr oj ekt e zur  Real i si e-

r ung an.  Di e „For mwer kzeuge zur  Her st el l ung hochwer t i ger  Pal et t en aus 100 

% Al t kunst st of f “ konnt en i n Bet r i eb genommen wer den.  Langf r i st i g i st  dar -

an gedacht ,  di e Kunst st of f e aus der  Shr edder f r akt i on der  Al t aut odemont age 

ei nzuset zen.  Di e i m Jahr  1996 er st el l t e „Demonst r at i onsanl age zur  Kal t -

t r ennt echni k zur  Rei ni gung von Far bembal agen“ konnt e i m Ber i cht sj ahr  den 

Pr obebet r i eb auf nehmen.  Dur ch ei ne St ei ger ung des ver wer t bar en Rest st of f -

ant ei l s kann bei  wi r t schaf t l i cher  Umset zung mi t  ei ner  Er höhung der  Wer t -

schöpf ung bei  br emi schen Ver wer t ungsunt er nehmen ger echnet  wer den.  

 

 II. Ausbau der wissenschaftlichen Infrastruktur 
 

Wi e schon das der  Ver f assungsger i cht skl age zugr undel i egende i f o- Gut acht en 

und ver schi edene Unt er suchungen i n den l et zt en Jahr en zei gen,  i st  di e 

Ausst at t ung Br emens mi t  FuE- I nf r ast r ukt ur  sowohl  i n der  pr i vat en Wi r t -

schaf t  al s auch i m öf f ent l i chen Sekt or  wei t  unt er dur chschni t t l i ch und da-

mi t  al s ei ne Haupt ur sache der  st r ukt ur el l en Schwäche der  br emi schen Wi r t -

schaf t  anzusehen.  Angesi cht s der  Pr ognosen,  daß di e Wi ssensbasi er ung f ür  

di e zukünf t i ge Ent wi ckl ung der  Wet t bewer bsf ähi gkei t  zum ent schei denden 

Fakt or  wi r d,  er häl t  di ese Tat sache zusät zl i che Bedeut ung.  Für  den mi t  dem 

I SP angest r ebt en St r ukt ur wandel  i n Br emen und Br emer haven zur  Ver besse-

r ung der  Wi r t schaf t skr af t  und Si cher ung bzw.  Er höhung der  Zahl  der  Ar -
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bei t spl ät ze i st  daher  di e Ver besser ung der  Ausst at t ung mi t  wi r t schaf t sbe-

zogener  wi ssenschaf t l i cher  I nf r ast r ukt ur  ei n zent r al es Zi el .  

 

Ni cht  nur  i n den Hocht echnol ogi e- Unt er nehmen,  sonder n zunehmend i n t r adi -

t i onel l en I ndust r i esekt or en und unt er nehmensbezogenen Di enst l ei st ungen 

hängt  al so di e Exi st enz der  Ar bei t spl ät ze von der  Unterstützung der Inno-
vationsbemühungen durch wissenschaftliche Einrichtungen i n r egi onal en 

Ver bünden und von der  Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte auf  dem r e-

gi onal en Ar bei t smar kt  ab.  Di es gi l t  auch f ür  den i mmer  st är ker  an Bedeu-

t ung gewi nnenden t er t i är en Sekt or ,  der  al l ei n i n der  Lage i st ,  den dur ch 

Rat i onal i si er ung bedr oht en i ndust r i el l en Ar bei t smar kt  zu er set zen.  Für  

den Ausbau der  wi ssenschaf t l i chen I nf r ast r ukt ur  auf  ei n mi t  ander en Ober -

zent r en ver gl ei chbar es Ni veau i st  daher  ei ne Ei nhei t  von zukunf t sger i ch-

t et er ,  anwendungsor i ent i er t er  Gr undl agenf or schung,  ver besser t em Tr ansf er  

i n di e Unt er nehmen und Ver besser ung des Qual i f i kat i onsni veaus er f or der -

l i ch.  

 

Für  di e br emi sche Wi r t schaf t  si nd dabei  f ol gende Ent wi ckl ungsl i ni en von 

Bedeut ung:  

 

• Umwelttechnologie und Umweltforschung:  Di ver si f i zi er ung i n dur ch 

St r ukt ur kr i sen bedr oht en I ndust r i en und Konver si on hocht echnol ogi scher  

wehr t echni scher  Unt er nehmen;  Pr odukt i nnovat i on i n KMU;   Pr ozeßi nnova-

t i on dur ch pr odukt i onsi nt egr i er t en Umwel t schut z;  Meer est echni k 

Maßnahmen:  Umwel t gebäude;  Eco- Zent r um;  For schungsver bund Umwel t f or -

schung und - t echni k i n der  Uni ver si t ät  i n Kooper at i on mi t  außer uni ver -

si t är en I nst i t ut en i n Ver bi ndung mi t  dem i n Bau bef i ndl i chen Gebäude 

f ür  Umwel t f or schung und - t echnol ogi e;  Zent r um f ür  mar i ne Um-

wel t wi ssenschaf t en;  

• Informationswissenschaften:  Al s Schl üssel t echnol ogi e mi t  f ast  unbe-

gr enzt en Anwendungsber ei chen i n Pr odukt en,  Pr ozessen und Di enst l ei s-

t ungen f ür  al l e br emi schen Unt er nehmen von Bedeut ung ( Ker ni nf or mat i k,  

mat hemat i sche Ver f ahr en und i hr e Anwendungen,  Ver st ändni s der  kogni t i -

ven Pr ozesse f ür  I nf or mat i k,  Robot i k und Wi ssensver mi t t l ung) .  
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Maßnahmen:  St udi engang Technomat hemat i k,  I nt er di szi pl i när e Kogni t i -

onsf or schung;  Technol ogi ezent r um I nf or mat i k;  Cent r um f ür  medi zi ni sche 

Di agnosesyst eme und Vi sual i si er ung GmbH ( MEVI S GmbH) .  

• Mikrotechnologien:  Di e I nt egr at i on von Funkt i onen des Messens und Re-

gel ns ( Sensor i k und Akt or i k) ,  di e Mi ni at ur i si er ung von Bauel ement en 

und di e daf ür  er f or der l i chen,  hochpr äzi sen Fer t i gungsmet hoden gehör en 

zu den Schl üssel t echnol ogi en,  ohne di e br emi sche Unt er nehmen zukünf t i g 

ni cht  mehr  er f ol gr ei ch auf  den Mär kt en best ehen wer den,  aus denen aber  

auch neue,  hochr angi ge ökonomi sche Pot ent i al e ent wi ckel t  wer den kön-

nen.  

Maßnahmen:  Mi kr osyst emt echni k und Hochpr äzi si onst echni k i n der  Uni -

ver si t ät  ( For schungs-  und Di enst l ei st ungszent r um,  Ent wi ckl ung,  Tr ans-

f er ,  Pr odukt i on von Kl ei nser i en)  i n Ver bi ndung mi t  ei ner  Ver st är kung 

der  FH- I ngeni eur ausbi l dung ( I nt er nat i onal er  St udi engang Mi kr osyst em-

t echni k) ;  Mi cr o Component s Br emen.  

• Materialwissenschaften:  Pr odukt -  und Pr ozeßi nnovat i onen bedür f en zu-

nehmend der  Kennt ni s der  Ei genschaf t en und des Umgangs mi t  neuen Mat e-

r i al i en ( St r ukt ur mechani k f ür  Luf t -  und Raumf ahr t ,  Schi f f bau,  Kf z;  

neue Fer t i gungsmet hoden wi e Kl eben,  Spr ühkompakt i er en et c. )  

Maßnahmen:  Neubau I nst i t ut  f ür  angewandt e Mat er i al f or schung ( FhG) ;  

For schungsver bundgr uppe Mat er i al wi ssenschaf t en ( Ver bund aus uni ver si -

t är en und außer uni ver si t är en I nst i t ut en zum Tr ansf er  der  Er gebni sse 

der  Gr undl agenf or schung i n i ndust r i el l e Anwendungen) ;  Ker ami sche Wer k-

st of f e;  Baust of f e und Baust of f r ecycl i ng ( Bi okor r osi on) .  

• Internationalisierung:   St ar ke außenwi r t schaf t l i che Or i ent i er ung der  

br emi schen Wi r t schaf t  bedar f  der  spr achl i chen und kul t ur el l en Kompe-

t enz und der  Ber at ung;  Ver besser ung der  i nt er nat i onal en Kont akt e,  der  

wi r t schaf t l i chen und kul t ur el l en Bezi ehungen ( z. B.  Ost eur opa,  Ost -

asi en) ;  Gl obal i si er ung der  Ar bei t smär kt e 

Maßnahmen:  Spr achenzent r um f ür  al l e br emi schen Hochschul en ( Fach-

spr achen und Wei t er bi l dungsangebot e) ;  Ber at ungskompet enz i m I nst i t ut  

f ür  Kul t ur  und Gesel l schaf t  Ost eur opas.  

• Logistik und global verteilte Produktion: Der  Logi st i k- St andor t  Br emen 

er häl t  dur ch den Tr end zur  Gl obal i si er ung der  Pr odukt i on neue Chancen,  
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wenn di e Unt er nehmen auf  dem neuest en t echni schen und or gani sat or i -

schen St and der  Met hoden der  Tel ekooper at i on und Logi st i k si nd.  

Maßnahmen:  uni ver si t är er  For schungs-  und Ausbi l dungsschwer punkt  i n 

Kooper at i on mi t  wi r t schaf t snahen I nst i t ut en und Ausr i cht ung auf  di e 

Ent wi ckl ungen i n Unt er nehmen der  Haf en-  und Tr anspor t wi r t schaf t  ( si ehe 

auch I SP- Pr oj ekt  Tel emat i k- Pl at t f or m) ;  Pr odukt i ons-

I nt egr at i onszent r um.  

• Gesundheitswissenschaften:  Bet r i ebl i che Gesundhei t spr ogr amme zur  

Senkung der  Kost en der  Lohnf or t zahl ung i m Kr ankhei t sf al l  und Er hal t  

qual i f i zi er t er  Ar bei t skr äf t e,  Rehabi l i t at i on si nd ni cht  nur  vol kswi r t -

schaf t l i che Fakt or en,  sonder n auch Kr i t er i en bei  St andor t ent schei dun-

gen von Unt er nehmen.  Medi zi ni sche Di enst l ei st ungen al s Sekt or  mi t  gr o-

ßer  f i nanzi el l er  Hebel wi r kung.   

Maßnahmen:  For schungszent r um Publ i c Heal t h i n der  Uni ver si t ät  i n Zu-

sammenar bei t  mi t  ei nem außer uni ver si t är en I nst i t ut  und Tr ansf er  i n Un-

t er nehmen und Kl i ni ken ( Pr ävent i onsmedi zi n,  Pf l egewi ssenschaf t en,  Re-

habi l i t at i onsf or schung) ;  FH- Ausbi l dung Pf l egel ei t ung;  Ber uf sbi l dender  

St udi engang Pf l egewi ssenschaf t en;  Zent r um f ür  Rehabi l i t at i onsf or -

schung.  

 

Neben den i n der  Beschr ei bung der  Haupt ent wi ckl ungsl i ni en f ür  di e br emi -

sche Wi r t schaf t  genannt en Maßnahmen wur den 1997 wi e schon i m Vor j ahr  i nf-
rastrukturelle Voraussetzungen geschaf f en ( Pl anungsver f ahr en f ür  Baumaß-

nahmen der  Uni ver si t ät  und der  Hochschul e Br emen;  DV- Ausst at t ung der  

Hochschul en;  DV- Ausst at t ung der  St aat s-  und Uni ver si t ät sbi bl i ot hek und 

Beschaf f ungen f ür  di e I SP- r el evant en Fachgebi et e;  Pl anungsar bei t en f ür  

zukünf t i ge I SP- Ent wi ckl ungsl i ni en i n Wel t r aumf or schung und Wi r t schaf t s-

wi ssenschaf t en) ,  dur ch di e di e Ef f ekt e der  dur chgef ühr t en Maßnahmen gesi -

cher t  und ver st är kt  wer den.   

 

I m Ber i cht sj ahr  wur den di e i m Vor j ahr  begonnene Maßnahmen zur  Er wei t er ung 

der  Fl ächen und der  Ver besser ung der  ver kehr l i chen Anbi ndung des Techno-
logieparks Universität pl anmäßi g f or t gef ühr t .  Zur  Zei t  si nd di e zur  Ver f ü-

gung st ehenden Fl ächen wei t gehend er schl ossen und sol l en i m l auf enden Jahr  
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vol l st ändi g ver geben wer den.  I m I nt er esse der  For t f ühr ung des er f ol gr ei -

chen Technol ogi epar k- Konzept s zur  St abi l i si er ung des Technol ogi e-

St andor t es Br emen war  di e Fl ächener wei t er ung er f or der l i ch.  

 

Um den anst ehenden St r ukt ur wandel  auf  dem Weg i n di e I nf or mat i onsgesel l -

schaf t  i m Land Br emen zu begl ei t en und zu bef ör der n hat  der  Senat  ei nen 

I SP- Schwer punkt  „Verbundgroßprojekte Wissenschaft/Wirtschaft“ ei nger i ch-

t et .  Das mi t  ei nem Mi t t el r ahmen von i nsgesamt  100 Mi o.  DM ausgest at t et e 

I nnovat i onspr ogr amm di ent  der  schnel l en Ver br ei t ung der  I nf or mat i ons-  und 

Kommuni kat i onst echnol ogi en sowi e der  Ver knüpf ung von anwendungsbezogener  

For schung und Ent wi ckl ung mi t  Akt i vi t ät en der  Wi r t schaf t  i m Land Br emen.  

Aus ei ner  syst emat i schen Bef assung mi t  dem Thema I nf or mat i onsgesel l schaf t  

und der  Ent wi ckl ung ei nes ent spr echenden r egi onal en Lei st ungspr of i l s i n 

ausgewähl t en Schwer punkt ber ei chen sol l en günst i ge Beschäf t i gungsef f ekt e 

f ür  das Land Br emen ent wi ckel t  wer den.  

Di esem Ber ei ch wur de das schon mi t  Begi nn des I SP auf genommene Pr oj ekt   

-  Telematik Plattform Bremen zugeor dnet .  Zi el  des Pr oj ekt es i st  es,  dur ch 

Ei nsat z ver mar kt ungsf ähi ger ,  neuer  Tel emat i k- Anwendungssyst eme ( Tel ekom-

muni kat i on und I nf or mat i k)  i n Bet r i eben der  br emi schen Ver kehr swi r t schaf t  

br anchenspezi f i sche Lösungen bei  der  Wei t er ent wi ckl ung der  i nf or mat i -

onst echni schen Unt er st üt zung der  Tr anspor t ket t en zu r eal i si er en.  Dami t  

wi r d ni cht  nur  di e Gr undl age f ür  neue Ar bei t spl ät ze geschaf f en,  sonder n 

auch das best ehende Lei st ungsangebot  i m wel t wei t en Wet t bewer b gest är kt .  

Auch i m Ber i cht sj ahr  wur den di e Ar bei t en zur  konkr et en Umset zung der  Pi -

l ot pr oj ekt e gemei nsam mi t  zwei  Unt er nehmen der  br emi schen Ver kehr s-

wi r t schaf t  wei t er gef ühr t .  Zudem wur den i m Ber i cht sj ahr  dr ei  Pr oj ekt e i ni -

t i i er t :  1)  mi t   ei nem br emi schen Umschl agunt er nehmen wi r d ei n Syst em f ür  

di e i nt egr i er t e Auf t r agsabwi ckl ung ent wor f en;  2)  mi t  ei nem br emi schen I n-

dust r i eunt er nehmen wi r d di e i nt er net gest üt zt e Anbi ndung des Außendi enst es 

ent wi ckel t ;  3)  mi t  ei nem Logi st i kunt er nehmen wi r d di e Sat t el i t ent echni k 

f ür  di e Sendungsver f ol gung nut zbar  gemacht .  

-  Zudem wur de ei n wei t er er  Zuschuß f ür  Maßnahmen der  Telekooperation im 
Wissenschaftsbereich ver geben ( Kompet enzzent r um f ür  mul t i medi al es,  ko-

oper at i ves Ar bei t en auf  Hochgeschwi ndi gkei t snet zen/ SPOCK) .  
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 III. Schwerpunktprojekte 
 
a) Projekte in Bremerhaven 
Zent r al es Thema j edes wi r t schaf t l i chen St r ukt ur wandel s i st  di e Umst r ukt u-

r i er ung t r adi t i onel l er  Ber ei che und i hr e Neuausr i cht ung auf  Zukunf t smär k-

t e.  Al t i ndust r i el l e Ar eal e mi t  hoher  Lagepr äf er enz müssen daher  i nf r a-

st r ukt ur el l  f ür  neue gewer bl i che Nut zungen auf ber ei t et  wer den.  Mi t  di eser  

Zi el set zung wur den i m Rahmen des I SP zwei  gr ößer e Vor haben i n Bremerha-
ven begonnen und mi t  i nsgesamt  37, 7 Mi o DM f i nanzi er t :  

-  Maßnahmen zur  Umnut zung der  Carl-Schurz-Kaserne.  Es handel t  si ch um ei n 

125 ha gr oßes,  ehemal s von St at i oni er ungsst r ei t kr äf t en der  US Ar my ge-

nut zt es Ar eal  i n zent r al er  Lage,  das f ür  Gewer bezwecke auf ber ei t et  wi r d.  

Mi t  dem Bund konnt e 1996 ei ne Ei ni gung über  den Kauf pr ei s f ür  den Ankauf  

der  ehemal i gen Kaser ne er zi el t  wer den.  i m Ber i cht sj ahr  wur de  di e zi el ge-

r i cht et e Ent wi ckl ung des Gel ändes f or ci er t  f or t gef ühr t  ( Abr i ß- ,  Her r i ch-

t ungs-  und Neubauar bei t en) .  

-  Di e Real i si er ung des Pr oj ekt es Fischereihafendoppelschleuse i st  von 

zent r al er  Bedeut ung f ür  di e wei t er e i ndust r i el l e Ent wi ckl ung des Fi sche-

r ei haf ens,  di e t r adi t i onel l  vor handenen Bet r i ebe der  Fi schwi r t schaf t ,  

den Bet r i eb der  RoRo- Anl age sowi e di e Wer f t i ndust r i e.  I m Ber i cht sj ahr  

wur den di e Bauar bei t en pl anmäßi g f or t geset zt .  

-  Di e Pl anung und Vor ber ei t ung des Ocean Parks i n Br emer haven wur de f or t -

geset zt .  Auf  dem ca.  60 ha gr oßen Ar eal  zwi schen dem Deut schen Schi f -

f ahr t smuseum und dem Kai ser haf en i st  ei ne mar i t i me Fr ei zei t -  und Er l eb-

ni swel t  al s t our i st i sche Gr oßat t r akt i on der  Seest adt  gepl ant .  Ei ne neu-

ar t i ge Kombi nat i on aus I nf or mat i on,  Er l ebni s,  Unt er hal t ung,  Fr ei zei t ,  

Ur l aub,  Ei nkauf ,  Kunst  und Spor t  r und um das Thema Wasser  sol l  Br emer ha-

ven zu ei nem t our i st i schen Schwer punkt  mi t  über r egi onal er  Anzi ehungs-

kr af t  machen.  Den Ker n des Pr oj ekt s bi l det  di e Wasser er l ebni swel t  ‘Der  

bl aue Pl anet ’ mi t  Gr oß-  und Mi kr o- Aquar i um,  Regenwal d,  mul t i medi al er  Pr ä-

sent at i on des bl auen Pl anet en,  von Geovi si onen und der  Magi e der  Meer e.  

Das Er l ebni s- Cent er  wi r d dur ch ei n Ki no mi t  I MAX- Gr oßpr oj ekt i on,  Hot el ,  
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Casi no,  Gast r onomi e und Er l ebni smar kt  er gänzt .  Wei t er e Schwer punkt e des 

Ocean Par ks si nd ei n t hemenor i ent i er t es Unt er hal t ungszent r um ‘AquamaXX’,  

der  Nachbau ei nes t r adi t i onel l en Haf enquat i er s ‘Har bour  Vi l l age’ mi t  den 

Funkt i onen Wohnen,  Kl ei ngewer be,  Kunst ,  Handwer k,  Gast r onomi e,  ei ne ka-

r i bi sche Ur l aubs-  und Badewel t  ‘Tr opi cum’ sowi e der  Dei ch,  der  di e Ver bi n-

dung zum Schi f f ahr t smuseum,  zur  Seebäder kaj e und zu den Ti er gr ot t en her -

st el l t  und ei nen of f enen Pl at z f ür  Ver anst al t ungen schaf f t .  

 

b) Projekte in Bremen Nord 
-  Das I SP- Pr oj ekt  Haven Höövt st eht  i m Zent r um der  Gesamt pl anung zur  

St ei ger ung der  At t r akt i vi t ät  des Mi t t el zent r ums Vegesack.  Den Ker n des 

Pr oj ekt es bi l den di e neue Nut zung des i n Ci t y-  und Bahnhof nähe gel egenen 

ehemal i gen Lür ssen- Wer f t - Gel ändes,  di e Er schl i eßung des Lesum- Uf er s und 

der  Umbau des Vegesacker  Haf ens.  Schwer punkt e der  gepl ant en Nut zung l i e-

gen i n den Ber ei chen Tour i smus,  Fr ei zei t ,  Unt er hal t ung und Gast r onomi e 

unt er  dem Mot t o ‘Er l ebni s am Wasser ’ sowi e bei  Di enst l ei st ungen,  Wohnen 

und Ei nzel handel .  Di e Ei nzel handel sangebot e auf  dem Lür ssen- Gel ände,  er -

gänzt  dur ch ei ne Fachmar kt pl anung auf  dem ehemal i gen,  sol l en mi t  den 

vor handenen gewachsenen Ei nkauf szonen r äuml i ch und f unkt i onal  zu ei ner  

at t r akt i ven Shoppi ng- Mei l e ver bunden wer den.  Zi el  i st  es,  das bi sher  

ni cht  ausgeschöpf t e Umsat zpot ent i al  der  Regi on f ür  den Vegesacker  Ei n-

zel handel  zu er schl i eßen.  Neben I nvest i t i onen i n di e i nner e Er schl i eßung 

des Gel ändes und i n di e Si cher ung er hal t enswer t er  Baut en si nd 1997 i m 

wesent l i chen Pl anungskost en f ür  Maßnahmen zur  Auf wer t ung der  Wer f t br a-

che,  den Bau ei ner  Er l ebni smei l e,  di e äußer e ver kehr l i che Er schl i eßung 

des Haven Höövt ,  sei ne Anbi ndung an di e Ci t y und di e At t r akt i vi er ung der  

Ei nkauf szonen zwi schen Bahnhof  und Sedanpl at z angef al l en.  

-  Das zwei t e -  i m St adi um der  Pl anung bzw.  Ver handl ung bef i ndl i che -  

Schwer punkt pr oj ekt  i n Br emen- Nor d i st  di e Umnutzung der Roland-Kaserne 

i n Gr ohn,  di e ent schei dend zu ei ner  umf assenden St r ukt ur ver besser ung des 

St adt bezi r ks bei t r agen sol l .  Di e Pl anungen sehen vor ,  ei nen at t r akt i ven 

Wi ssenschaf t s-  und Technol ogi est andor t  zu ent wi ckel n und di e südl i ch an-

gr enzenden Er wei t er ungsf l ächen f ür  t echnol ogi e-  und i nnovat i onsor i en-

t i er t e gewer bl i che Fol geansi edl ungen zu nut zen.  Angest r ebt  wi r d ei ne op-
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t i mal e Bündel ung von Wi ssenschaf t s-  und Bi l dungsei nr i cht ungen -  z. B.  

dur ch di e Ver l ager ung der  Hochschul e Br emen und/ oder  di e Gr ündung ei ner  

i nt er nat i onal en pr i vat en Uni ver si t ät  gemei nsam mi t  der  Ri ce- Uni ver si t y,  

Houst on/ Texas - ,  um ei ne her vor gehobene St el l ung Gr ohns i m St andor t wet t -

bewer b zu er mögl i chen.  

 
c) Projekte in Bremen Stadt 
-  Das Pr oj ekt  Airport Gewerbezentrum ( 24 ha)  i st  auch Best andt ei l  des I n-

t egr i er t en Fl ächenpr ogr amms f ür  Gewer be und Di enst l ei st ungen ( I FP) .  Di e 

schon 1994 begonnene Er wei t er ungsmaßnahme wur de 1997 pl anmäßi g f or t ge-

set zt .  Es handel t  si ch -  wi e bei m Br emer  I ndust r i epar k -  um ei n hochwer -

t i ges Schwer punkt gebi et  mi t  besonder en Nut zungsqual i t ät en,  da es über  ei -

ne günst i ge Lage i n Bezug auf  Umf el dbedi ngungen und Ver kehr sanbi ndungen 

ver f ügt .  Zu er war t en i st  dami t  di e Ansi edl ung neuer  Unt er nehmen sowi e di e 

Umsi edl ung expansi onswi l l i ger  br emi scher  Unt er nehmen und ei ne ver r i nger t e 

Bet r i ebsabwander ung i n das ni eder sächsi sche Uml and.  Di e gepl ant e Maßnahme 

wi r kt  si ch dami t  di r ekt  f i nanzkr af t st är kend und ar bei t spl at zschaf f end 

aus.  Um di e besonder e St andor t qual i t ät  i m Umf el d des moder ni si er t en und 

ausgebaut en Br emer  Fl ughaf ens f ür  di e Gewer beent wi ckl ung zu nut zen,  wer -

den über  das ber ei t s wei t gehend besi edel t e bzw.  ver gebene Ai r por t -

Gewer bezent r um hi naus mehr  al s 30 ha Er wei t er ungsf l ächen al s „Ai r por t -

St adt “ zu ei nem Wi r t schaf t sschwer punkt  i m Br emer  Süden ent wi ckel t .  Mi t  

der  Reakt i vi er ung und Umst r ukt ur i er ung gr ößt ent ei l s unt er opt i mal  genut z-

t er  Al t f l ächen t r ägt  Ai r por t - St adt  maßgebl i ch zur  Schonung br emi scher  

Fr ei f l ächen bei .  Di e Neuor dnung der  Gewer bef l ächen i st  wegen der  not wen-

di gen Sani er ung bel ast et er  Böden,  des umf angr ei chen Fl ächener wer bs ( DASA,  

Schl üssel gr undst ücke i m Gewer begebi et  Ocht um)  und der  er f or der l i chen Um-

si edl ung von Bet r i eben ( u. a.  Gr oßmar kt )  r el at i v auf wendi g;  dem st ehen j e-

doch dank der  besonder en St andor t at t r akt i vi t ät   höher e Er l öse aus Gr und-

st ücksver käuf en,  ei ne zügi ge Besi edl ung und i nt ensi ver e Nut zung gegen-

über .  

- Umstrukturierungsmaßnahmen Europahafen/Weserbahnhof.  Auf gr und sei -

ner  Uf er -  und I nnenst adt nahl age i st  das Weser bahnhof sar eal  vor  al l em f ür  

r epr äsent at i ve,  publ i kumsi nt ensi ve Nut zungen mi t  gesamt st ädt i schem Ei n-
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zugsber ei ch vor gesehen.  1997 wur den wei t er e Maßnahmen ( Pr oj ekt ende 1999)  

zur  Ber ei t st el l ung von Er wei t er ungsf l ächen f ür  ei n Gr oßunt er nehmen dur ch-

gef ühr t ,  das unt er  ander em di e Er r i cht ung ei nes Logi st i k- Zent r ums auf  des 

Südsei t e des Eur opahaf ens pl ant .  

-  Vor  dem Hi nt er gr und der  ausgepr ägt en Schwäche des t er t i är en Wi r t schaf t s-

sekt or s i n Br emen i m Ver gl ei ch zu ander en St ädt en gl ei cher  Gr ößenor dnung 

i st  ei ne St är kung des -  auch konsumbezogenen -  Di enst l ei st ungsangebot s 

er f or der l i ch.  Das Pr oj ekt  Space Park sol l  unt er  Nut zung der  St andor t vor -

t ei l e Br emens i n der  Luf t -  und Raumf ahr t i ndust r i e und - f or schung bi s zum 

Begi nn der  EXPO 2000 al s t our i st i sche Gr oßat t r akt i on ent wi ckel t  wer den,  

wozu ent spr echende Fl ächen auf ber ei t et  wer den müssen.  Ver schi edene pr i va-

t e Unt er nehmen sol l en ei n Ensembl e von r aumf ahr t bezogenen Er l ebni smög-

l i chkei t en ber ei t st el l en.  I m Ber i cht sj ahr  si nd di e Ar bei t en zur  

Fl ächenf r ei machung mi t  r und 50 % der  ei ngeset zt en Mi t t el  f or t geset zt  wor -

den.  Di e wei t er en 50 % wur den i n der  sog.  „Desi gnphase I I “ f ür  di e er f or -

der l i chen Konzept i oni er ungsar bei t en ver wendet .  

-  Vor  dem Hi nt er gr und des br emi schen Nachhol bedar f s i m Di enst l ei st ungssek-

t or  i st  auch der  1996 f or t geset zt e Ausbau i m Ber ei ch der  „Messehallen“ 

er f or der l i ch gewor den.  Der  Messeber ei ch mi t  begl ei t enden Ausst el l ungen 

und Kongr essen bi et et  ei n Ent wi ckl ungspot ent i al  mi t  besonder s hohen r egi -

onal wi r t schaf t l i chen Ef f ekt en -  i nsbesonder e was den unt er  ökonomi schen 

Gesi cht spunkt en besonder s i nt er essant en Sekt or  der  Geschäf t sr ei senden be-

t r i f f t .  I nsgesamt  wer den mi t  di esem i m Ber i cht sj ahr  vol l endet en Pr oj ekt  

r und 20 000 m2  zusät zl i che Hal l enkapazi t ät  i nkl usi ve zugehör i ger  I nf r a-

st r ukt ur  ( Par khaus et c. )  ber ei t gest el l t .   
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 IV. Anpassung des bremischen Verkehrssystems 
 

Von besonder er  Bedeut ung f ür  di e zukünf t i ge wi r t schaf t l i che Ent wi ckl ung 

des Landes Br emen i st  di e Anpassung des Ver kehr swesens an di e Bedi ngungen 

i nt ensi ven wi r t schaf t l i chen Wachst ums.  Di e Anf or der ungen si nd unt er  den 

Aspekt en  

-  ei ner  ef f i zi ent en über r egi onal en Anbi ndung Br emens -  i nsbesonder e wegen 

der  ver gl ei chswei se per i pher en Lage - ,   

-  der  Anbi ndung der  br emi schen Gewer best andor t e -  über r egi onal  wi e auch 

i nner br emi sch - ,  

-  sowi e ei nes f unkt i onsger echt en öf f ent l i chen Per sonennahver kehr s zu def i -

ni er en.   

 

Di e 1997 i m I SP begonnenen bezi ehungswei se f or t gef ühr t en Pr oj ekt e,  di e 

i nsgesamt  der  Anbi ndung von Gewer best andor t en di enen,  l assen si ch wi e 

f ol gt  zusammenf assen:  

 

- Ausbau der A 281/Wesertunnel/A 27/Ihlpohler Kreisel 
Mi t  di esen Maßnahmen wi r d l angf r i st i g der  br emi sche Aut obahnr i ng ge-

schl ossen und ei ne ent schei dende Ver besser ung der  über r egi onal en Ver -

kehr sanbi ndung Br emens er r ei cht  wer den.  Di es i st  sowohl  f ür  di e t r adi t i -

onel l en I ndust r i e-  und Gewer best andor t e i n Br emen -  i nsbesonder e i n den 

Haf engebi et en -  al s auch f ür  neue hochwer t i ge Gewer begebi et e i m Rahmen 

des I FP wi e bei spi el swei se das Güt er ver kehr szent r um ( GVZ)  und den Br emer  

I ndust r i epar k von wesent l i cher  Bedeut ung.  1997 wur den ent spr echende Mi t -

t el  f ür  Pl anungsar bei t en ei ngeset zt .  

- Weiterbau der B 74 
Di e Maßnahme i n der  Baul ast  des Bundes sol l  di e Bundesst r aße bi s zum We-

ser über gang ver vol l st ändi gen und ver besser t  di e Er schl i eßung von Gewer -

best andor t en.  1997 wur den ent spr echende Mi t t el  f ür  Pl anungsar bei t en ei n-

geset zt .  

- Wohnstraßenfreie Verbindung Hemelingen 
Der  Hemel i nger  Tunnel  i st  ei ne not wendi ge Maßnahme zur  l angf r i st i gen Si -

cher ung der  vor handenen Wohn- ,  Gewer be-  und I ndust r i est andor t e i m st adt -
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br emi schen Or t st ei l  Hemel i ngen,  da der  gewer bl i che Güt er -  und Per sonen-

ver kehr  ent zer r t  und get r ennt  wer den kann.  Dami t  wi r d di e Ver sor gung der  

ber ei t s i n den Gewer be-  und I ndust r i egebi et en ansässi gen Gr oßbet r i ebe 

ver besser t  und das Pot ent i al  f ür  Neuansi edl ungen gest är kt  sowi e auf  der  

ander en Sei t e di e wi r t schaf t l i che At t r akt i vi t ät  des St adt t ei l s er höht .  

1997 wur den wei t er e Mi t t el  aus dem I SP f ür  di e For t f ühr ung der  Pl anungs-

ar bei t en und f ür  Gr under wer b ei ngeset zt .  
- Hafenrandstraße 

Mi t  di eser  Maßnahme wi r d der  Lückenschl uß f ür  di e ver kehr sger echt e Ver -

knüpf ung der  Haf enanl agen r echt s der  Weser  mi t  dem 1994 dem Ver kehr  ü-

ber gebenen Tei l st ück der  A 281 und mi t  der  A 27 er r ei cht .  Gl ei chzei t i g 

i st  di es der  Abschl uß des br emi schen Konzept s,  i nsbesonder e di e Schwer -

ver kehr e ver kehr sbeschl euni gend t angent i al  an den Wohngebi et en vor bei zu-

f ühr en.  1997 wur den di e Ar bei t en wei t er gef ühr t .  

- Ausbau Georg-Bitter-Straße 
Di e Geor g- Bi t t er - St r aße al s Ver l änger ung der  Weser quer ung i st  vor dr i ng-

l i ch auszubauen,  um i n der  Umst r ukt ur i er ung bef i ndl i che Gewer bef l ächen 

günst i g zu er schl i eßen und di e ver kehr l i chen Vor ausset zungen f ür  di e 

Wei t er ent wi ckl ung i n di esem Ber ei ch zu ver besser n.  1997 wur den ent spr e-

chende Mi t t el  f ür  di e Pl anungsar bei t en ei ngeset zt .  

- Anbindung des Güterverkehrszentrums (GVZ) 
Das br emi sche GVZ,  das zur  Si cher ung und Schaf f ung hochwer t i ger  Ar bei t s-

pl ät ze bei t r ägt ,  i st  eur opawei t  das er st e sei ner  Ar t .  Mi t  den i m Be-

r i cht sj ahr  er f ol gt en St r aßenbau-  und Begl ei t maßnahmen wur den wei t er e Ge-

wer bef l ächen des GVZ er schl ossen und di e Er r ei chbar kei t  des GVZ f ür  

schwer en LKW- Ver kehr  ver besser t .   



Anlage

Maßnahmen des Investitionssonderprogramms (ISP) 1994 bis 1997

Maßnahme 1994 1995 1996 1997
- in TDM -

I. Wirtschaftsstrukturpolitisches Aktionsprogramm 25.489  45.408  80.678  79.545  
a) Mittelstandsfonds 0  4.340  2.500  10.019  
      - Handwerkerhof Bremer Kreuz 0  0  2.500  2.480  
      - Handwerkerhof Reedeich Nord 0  4.340  0  0  
      - Zuschüsse für betriebliche Investitionen 0  0  0  7.539  
b) Integriertes Flächenprogramm 6.936  9.088  22.825  33.490  
      - Erweiterung Güterverkehrszentrum 1.936  2.546  5.651  4.610  
      - Bremer Industriepark 5.000  6.542  5.496  12.759  
      - Gewerbepark Hansalinie 0  0  3.986  7.750  
      - Büro- und Dienstleistungszentrum Vahr/Oberneuland 0  0  4.279  490  
      - Dienstleistungsstandort Roland-Center 0  0  0  2.670  
      - Erschließung von Gewerbegebieten 0  0  3.413  5.211  
c) Innenstadtprogramm/Dienstleistungsfonds 4.465  6.334  7.528  11.263  
      - Sanierung /Umbau  Konzerthaus "Die Glocke" 0  6.000  7.067  446  
      - Hauptbahnhof-Ausgang Bürgerweide 4.308  0  0  0  
      - Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität der Innenstadt 0  0  0  5.784  
      - Sonstige Maßnahmen 157  334  461  5.033  
d) Technologiefonds 0  0  0  8.177  
      - Datenautobahn/Landesbreitbandnetz 0  0  0  8.177  
e) Sonderprogramm Bremerhaven 12.278  20.185  28.410  11.967  
      - Verkehrslandeplatz Luneort 4.800  4.681  5.860  2.800  
      - Förderung Fremdenverkehr/Verbesserung Infrastruktur f. d. Tourism 2.973  0  7.678  7.971  
      - Infrastrukturmaßnahmen/Erschließung Fischereihafen 4.505  15.504  14.473  827  
      - Anlaufkosten für den Ausbau Technologietransferzentrum 0  0  398  370  
f) Ökologiefonds 1.451  5.170  19.366  4.379  
      - Altlastensanierung 952  1.947  16.898  930  
      - Umweltverbessernde Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen 500  3.223  2.468  3.449  
g) Evaluierung 359  291  50  250  

II. Forschung und Entwicklung 9.422  22.351  60.052  74.591  
a) Ausbau der anwendungsorientierten wissenschaftlichen 8.923  21.089  49.643  58.271  
     Infrastruktur
      - Umweltforschung/Umwelttechnologien 7.149  12.105  8.196  5.874  
      - Informationswissenschaften 0  1.420  4.086  5.748  
      - Mikrotechnologien 0  1.234  3.660  4.150  
      - Materialwissenschaften 0  1.224  5.164  10.742  
      - Internationalisierung 0  1.826  3.465  3.795  
     - Sonstige FuE-Schwerpunkte 1.774  2.779  6.252  8.809  
      - Infrastrukturelle Voraussetzungen 0  501  18.820  19.153  
b) Technologiepark einschl. Infrastruktur 0  23  9.143  12.249  
c) Verbundgroßprojekte Wissenschaft/Wirtschaft 499  1.239  1.266  4.071  
      - Telematik 499  1.239  851  3.628  
      - Zuschüsse für Telekooperation im Wissenschaftsbereich 0  0  415  443  

III. Schwerpunktprojekte 10.994  40.317  78.631  163.959  
a) Projekte Bremerhaven 4.000  9.700  22.494  45.094  
      - Carl-Schurz-Kaserne 1.000  6.200  19.036  32.783  
      - Ausbau der Fischereihafenschleuse 3.000  3.500  3.458  4.948  
      - Ocean-Park 0  0  0  7.363  
b) Projekte in Bremen-Nord 0  0  0  1.000  
c) Projekte in Bremen 6.994  30.617  56.137  117.865  
      - Umstrukturierungsmaßnahmen Europahafen 430  83  389  414  
      - Space-Park 0  0  10.700  31.202  
      - Airport Gewerbezentrum 6.564  30.534  14.679  21.008  
      - Bau der Messehallen 0  0  30.369  65.241  

IV. Verkehrsprojekte 11.937  5.890  21.032  17.863  
- Planung Autobahnring (A281, Wesertunnel, A27, Ihlpohler Kreisel, B74 5.389  542  270  886  
- Hemelinger Tunnel 2.750  2.448  2.984  12.879  
- Hafenrandstraße 1.218  2.000  16.949  3.492  
- Anbindung des Güterverkehrszentrums (GVZ) 2.300  600  828  309  
- Sonstige Verkehrsanbindungen 281  300  0  298  

V. Sonstiges 770  1.847  2.964  4.220  

INSGESAMT 58.612  115.813  243.357  340.179  
Gegenüber dem Berichtsstand 1996 sind geringfügige Umgliederungen einiger Maßnahmen zwischen den 4 Bereichen vorgenommen worden,
die in der Gesamtbetrachtung neutral sind.



          Anlage 3 
 

  

 

 

Regionalwirtschaftliche Effekte des Investitionssonderprogramms 

-  Zusammenf assende Dar st el l ung der  Er gebni sse ver schi edener  Eval ui er ungsansät ze -  

 

 

 

I. Das Investitionssonderprogramm 
 

Das I nvest i t i onssonder pr ogr amm ( I SP)  bi l det  di e akt i ve wi r t schaf t sst r ukt ur pol i t i -

sche Säul e des Sani er ungspr ogr amms des Landes Br emen.  Es umf aßt  ei ne br ei t e Pa-

l et t e von I nvest i t i onen,  di e i m Sani er ungszei t r aum 1994 bi s 2004 r eal i si er t  wer -

den sol l en und ei nen nachhal t i gen wi r t schaf t s-  und f i nanzkr af t st är kenden Char ak-

t er  auf wei sen.  Dur ch öf f ent l i che I nf r ast r ukt ur i nvest i t i onen sol l en di e r egi onal en 

Pr odukt i onsbedi ngungen ver besser t  und di e pr i vat en I nvest i t i onen anger egt  wer den,  

um di e Wet t bewer bsf ähi gkei t  der  br emi schen Wi r t schaf t  nachhal t i g zu st ei ger n.  

Auf gr und der  anhal t enden St r ukt ur schwäche der  br emi schen Wi r t schaf t  l i egen beson-

der e Schwer punkt e i n der  St är kung des Di enst l ei st ungssekt or s und der  t echnol ogi -

schen Moder ni si er ung.  Dami t  si nd al l e wi r t schaf t snahen I nf r ast r ukt ur ber ei che ei n-

schl i eßl i ch der  Ausbi l dungsi nf r ast r ukt ur  i m hochqual i f i zi er t en Segment  angespr o-

chen.  Bei  der  Er ar bei t ung des I SP konnt e auf  den konzept i onel l en Ar bei t en zum 

Wi r t schaf t sst r ukt ur pol i t i schen Akt i onspr ogr amm ( WAP)  auf gebaut  wer den.  Auf gr und 

der  f i nanzi el l en Gr ößenor dnung wär en di e Pr oj ekt e i m Rahmen der  r egul är en Haus-

hal t e der  br emi schen Gebi et skör per schaf t en j edoch ni cht  f i nanzi er bar  gewesen.  

Dur ch Senat sbeschl uß vom Juni  1996 i st  di e Pr ogr ammst r ukt ur  gegenüber  der  ur -

spr üngl i chen Pl anung zugunst en ei ner  St r af f ung und noch st är ker en Konzent r at i on 

auf  her ausgehobene Pr oj ekt e i m obi gen Si nne l ei cht  ver änder t  wor den.  

 

II. Perspektivische Ergebnisse 
 



 

    

2

Di e si ch i n den 80er  Jahr en her auskr i st al l i si er ende Wi r t schaf t sst r ukt ur schwäche 

Br emens i st  ei ne wesent l i che Ur sache f ür  di e Haushal t snot l age des St adt st aat es.  

Wi e vom Bundesver f assungsger i cht  empf ohl en,  wi r d über  ei n gesonder t  f i nanzi er t es,  

wi r t schaf t skr af t st är kendes I nvest i t i onspr ogr amm das Pr obl em schwacher  St euer ei n-

nahmen an der  Wur zel  angegangen und di e Wi r t schaf t sst r ukt ur  nachhal t i g ver bes-

ser t .  Daher  ver bi nden si ch mi t  dem I SP hohe Er war t ungen bezügl i ch sei nes Bei t r a-

ges zu ei ner  dauer haf t en Sani er ung der  br emi schen St aat sf i nanzen.  Konkr et  bedeu-

t et  di es di e Er war t ung,  di e i n den 80er  Jahr en er l i t t enen Wachst umsei nbußen i n 

ei nem 10- Jahr es- Zei t r aum dur ch über  dem Dur chschni t t  l i egende Zuwachsr at en der  

Wi r t schaf t sl ei st ung ( BI P)  i n Br emen wi eder  wet t machen zu können.  Dabei  können di e 

I SP- Maßnahmen auf  den f ör der -  und st r ukt ur pol i t i schen Er f ahr ungen auf bauen,  di e 

mi t  dem Wi r t schaf t sst r ukt ur pol i t i schen Akt i onspr ogr amm ( WAP)  sei t  r d.  10 Jahr en 

i n Br emen gesammel t  wer den konnt en.  Vor l i egende Def i zi t -  und Ef f i zi enzanal ysen 

er mögl i chen ei nen opt i mal en Mi t t el ei nsat z i n den vi er  Schwer punkt ber ei chen des 

I SP.  Sowohl  di e Sani er ungsver ei nbar ung al s auch di e Not wendi gkei t  des ef f i zi ent en 

Mi t t el ei nsat zes  gebi et en dabei  den Nachwei s und di e akr i bi sche Über pr üf ung der  

wi r t schaf t s-  und auch f i nanzkr af t st är kenden Wi r kungen der  ei nzel nen i m I SP vor ge-

sehenen Pr oj ekt e und Maßnahmen.  Angesi cht s der  zei t l i ch l ang andauer nden,  er heb-

l i chen Ei nspar ungspol i t i k i m gesamt en konsumt i ven Ber ei ch,  der  von zahl r ei chen 

öf f ent l i chen Pr ot est en begl ei t et  wur de und wi r d,  i st  bei  den zusät zl i ch i ni t i i er -

t en I SP- I nvest i t i ons- Pr oj ekt en der  br emeni nt er ne Nachwei s der  Fi nanzkr af t st är kung 

von gr ößt er  Bedeut ung.  Mi t  dem I SP ver bi ndet  si ch daher  di e Hof f nung,  gl ei chzei -

t i g mi t  ei ner  dur chgr ei f enden St r ukt ur moder ni si er ung der  br emi schen Wi r t schaf t  

auch di e Konsol i di er ung der  St aat sf i nanzen ent schei dend vor anzubr i ngen und den 

Anschl uß an di e Länder gesamt hei t  wi eder her zust el l en.  Di e Fr ei e Hansest adt  Br emen 

hat  i n Er f ül l ung der  Sani er ungsauf l agen i n den Jahr en 1995,  1996 und 1997 j ewei l s 

über  di e  vor j ähr i gen Pr oj ekt e und Maßnahmen des I SP dem Fi nanzpl anungsr at  i m 

ei nzel nen Ber i cht  er st at t et .  Es wur den sei t ens des Fi nanzpl anungsr at es i n Bezug 

auf  Vol umen und Maßnahmen des I SP kei ner l ei   Bedenken geäußer t .  

 

III. Evaluierungsansätze 
 

Schon zu Begi nn des Sani er ungspr ogr amms hat t e si ch der  Senat  der  Fr ei en Hanse-

st adt  Br emen ent schl ossen,  ei ne umf angr ei che und det ai l l i er t e Er f ol gskont r ol l e 
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des I SP dur ch ei ne unabhängi ge Gut acht er gr uppe vor nehmen zu l assen.  Di e Er gebni s-

se di eser  Eval ui er ung l i egen i nzwi schen vor  und wer den dar über hi naus er gänzt  

dur ch Abschät zungsansät ze des Senat or s f ür  Fi nanzen und des Br emer  Ausschusses 

f ür  Wi r t schaf t sf or schung ( BAW) .  Di e Ansät ze wer den i m f ol genden kur z dar gest el l t :  

1.  I SP- Zi el pr oj ekt i on des Senat or s f ür  Fi nanzen 

Nor mat i v geset zt  wi r d das Zi el ,  den vor handenen Wachst umsr ückst and Br emens ge-

genüber  dem Dur chschni t t  der  al t en Länder  bi nnen 10 Jahr en auf zuhol en ( Zei t ho-

r i zont  2007) .  Dar aus l assen si ch di e er f or der l i chen über dur chschni t t l i chen BI P-

Wachst umsr at en abl ei t en ( begi nnend mi t  + 0, 5 % i n 1997 bi s + 1, 5 % ab 2001) .  

Zusät zl i ches Wi r t schaf t swachst um gener i er t  zusät zl i che Ar bei t spl ät ze ( bei  empi -

r i sch geschät zt er  und f or t geschr i ebener  Beschäf t i gt enpr odukt i vi t ät ) ,  was eben-

f al l s empi r i sch abschät zbar e Rückwi r kungen auf  den Ar bei t smar kt ,  di e Ei nwohner -

ent wi ckl ung und ni cht  zul et zt  auf  di e öf f ent l i chen Haushal t e hat .  Daher  l assen 

si ch bei  den er war t et en Wachst umsr at en auch Aussagen über  zusät zl i che Ar bei t s-

pl ät ze,  di e Ent wi ckl ung der  Ar bei t sl osi gkei t ,  di e dami t  ver bundene bezi ehungs-

wei se er f or der l i che Ei nwohner -  und Pendl er ent wi ckl ung,  di e st euer l i chen Ef f ekt e 

und dami t  di e Haushal t skonsol i di er ung machen.  

 

2.  Makr oökonomi sche Ansät ze 

2. 1 Das Model l  des I nst i t ut s f ür  Konj unkt ur -  und St r ukt ur f or schung ( I KSF)  

Auf  der  Basi s ei nes r egi onal i si er t en makr oökonoi schen Model l s wer den di e 

di r ekt en wi e auch di e i ndi r ekt en und i nduzi er t en Ei nkommens- ,  Kapazi t ät s- ,  

Pr odukt i ons-  und Beschäf t i gungsef f ekt e des I SP bi s zum Jahr e 2009 er mi t -

t el t .  Neben t empor är en Mul t i pl i kat or wi r kungen,  di e nur  zu vor über gehenden 

Beschäf t i gungswi r kungen f ühr en,  st ehen di e dur ch ver besser t e St andor t bedi n-

gungen zusät zl i ch gener i er t en pr i vat en Kapi t al st ocker höhungen mi t  dauer haf -

t en Ar bei t spl ät zen und i hr e ökonomi sche Ausst r ahl ung i n Br emen i m Mi t t el -

punkt  der  Wi r kungsanal yse.  Vor  dem Hi nt er gr und ei ner  empi r i sch geschät zt en 

St at us- Quo- Ent wi ckl ung Br emens i m Ver gl ei ch zum ( Al t ) Bundesgebi et  wer den 

dr ei  Szenar i en ger echnet ,  di e si ch i n den Annahmen über  di e Anr ei z-  und 

pr odukt i vi t ät sst ei ger nden Ef f ekt e des I SP unt er schei den und daher  gemei nsam 

ei nen „Er war t ungskor r i dor “ auf zei gen.  
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2. 2 Der  makr o- ökonomi sche Ansat z des Br emer  Ausschusses f ür  Wi r t schaf t sf or -

schung ( BAW)  

Auf  der  Basi s ei ner  St at us- quo- Pr ognose des BI P- Wachst ums i n Br emen und i m 

al t en Bundesgebi et  wi r d unt er sucht ,  ob und i n wel chem Zei t r aum das I SP i n 

der  Lage i st ,  di e br emi sche Wachst umsl ücke aus den 80er  Jahr en zu schl i e-

ßen.  Es wi r d f est gest el l t ,  daß das I SP i n ei ner  -  dur ch empi r i sche Über l e-

gungen unt er mauer t en -  Rel at i on von 1: 2 pr i vat e I nvest i t i onen anst ößt .  Ne-

ben t empor är en Nachf r ageef f ekt en i n der  Er st el l ungsphase,  di e unt er  Ber ück-

si cht i gung der  r egi onal en I nzi denz Wachst umsbei t r äge l ei st en,  wer den dur ch 

di e I nvest i t i onen dauer haf t e Kapazi t ät sef f ekt e ausgel öst ,  di e das Wachst um 

auf  ei n höher es Ni veau heben.  Ei gent l i ches Zi el  des I SP i st  es aber ,  dur ch 

Ausbau der  I nf r ast r ukt ur  di e r egi onal en Pr odukt i onsbedi ngungen zu ver bes-

ser n und den Wachst umspf ad nachhal t i g anzuheben.  Di e Anal yse geht  davon 

aus,  daß di e ver besser t e Wet t bewer bsf ähi gkei t  der  gesamt en Regi on i n ei ner  

er höht en Kapi t al -  und Ar bei t spr odukt i vi t ät  zum Ausdr uck kommt .  I m Er gebni s 

wi r d i n ei nem l änger f r i st i gen Pr ozeß ( bi s 2020)  von ei ner  f ast  vol l st ändi -

gen Schl i eßung der  Wachst umsl ücke ausgegangen.  

 

3.  Der  Meso- Ansat z des I KSF 

Dr ei  zent r al e Ber ei che des I SP wer den i n det ai l l i er t en Anal ysen auf  i hr e Wachs-

t ums- ,  St r ukt ur -   und Beschäf t i gungswi r kungen i n der  Br emer  Regi on hi n unt er -

sucht .  Es handel t  si ch hi er bei  um den For schungs-  und Ent wi ckl ungsber ei ch ( der  

al l ei n r und ei n Vi er t el  des I SP- Vol umens umf aßt ) ,  zent r al e Pr oj ekt e zur  Ver bes-

ser ung der  Ver kehr si nf r ast r ukt ur  und das Gewer bef l ächenpr oj ekt  „I ndust r i epar k“.  

Anhand spezi f i sch ent wi ckel t er  Wi r kungs-  und Pr ognosemodel l e f ür  di e ei nzel nen 

Ber ei che l assen si ch di e besonder en Er f ol gsbedi ngungen und Real i si er ungschancen 

ver schi edener  I SP- Pr oj ekt e -  auch i n i hr er  wechsel sei t i gen Abhängi gkei t  und 

Wi r kungsver st är kung -  i dent i f i zi er en.  Di e quant i t at i ven Er gebni sse -  ei n-

schl i eßl i ch gesonder t  dur chgef ühr t er  Hochr echnungen f ür  di e ni cht  i m ei nzel nen 

anal ysi er t en Ber ei che des I SP -  best ät i gen di e makr oökonomi schen Unt er suchungs-

er gebni sse.  

 

4.  Der  Mi kr o- Ansat z des BAW 
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Der  mi kr oökonomi sche Ansat z unt er sucht  di e direkten Beschäf t i gungswi r kungen j e-

des ei nzel nen I SP- Pr oj ekt es.  Dabei  wi r d auf  Er f ahr ungswer t e bei  ver gl ei chbar en 

Pr oj ekt en ( i nsbesonder e bei  Gewer bef l ächenber ei t st el l ungen) ,  auf  pr oj ekt bezoge-

ne Gut acht en,  I nvest or enangaben und pl anungsf undi er t e Abschät zungen zur  I nnen-

st adt ent wi ckl ung sowi e er gänzende Unt er suchungen zur ückgegr i f f en.  Schl i eßl i ch 

wer den di e aggr egi er t en Er gebni sse mi t  ei ner  Quot e der  ni cht  neu geschaf f enen,  

sonder n dur ch Umsi edl ung,  Er wei t er ung und I nf r ast r ukt ur ver besser ung gesicherten 

Ar bei t spl ät ze kor r i gi er t  und di e noch ni cht  er f aßt en zusät zl i chen Ar bei t spl ät ze 

auf gr und von St r euef f ekt en ( Vor l ei st ungs- ,  Ei nkommens- ,  Pr odukt i vi t ät s-  und 

sonst i ge Ef f ekt e)  hi nzugeset zt .  

 

IV. Evaluierungsergebnisse 
 

ISP und Arbeitsplätze

Evaluierungsansätze Arbeitsplätze

1. Zielprojektion SfF 32.800 1)

2. Makroökonomische Ansätze
2.1 IKSf 35.025 2)

2.2 BAW 34.422 3)

3. Mesoökonomischer Ansatz 37.680 4)

4. Mikroökonomischer Ansatz 35.000 - 40.000 5)

1) Erforderlicher ISP-Effekt; Bezugsjahr 2007; BIP-Wachstum 2 % im westl. Bundesgebiet; HB kumulativ + 0,25 % bis 1,5 % zusätzlich

   in 2001; i. Vgl. zu 1996 = + 40.300 Arbeitsplätze.

2) Dauerhafte Arbeitsplätze, ISP-bedingt im Jahre 2009; untere Variante = 30.524; obere V. = 42.209. Status-Quo-Annahme:

    BIP-Wachstum Westdeutschl. + 2 %; HB + 1,6 %; ISP-bedingt HB durchschnittlich + 0,82 % p.a. (mittlere V.).

3) Dauerhafte Arbeitsplätze im Jahr 2009; Status-Quo-Annahme BIP-Wachstum Westdeutschland 2 %, HB 1,78 %; ISP-bedingt

    Zusatz-BIP-Wachstum temporär bis + 1,9 % zunehmend, dann auf 0,5 % abnehmend.

4) Nach Ausreifung aller Projekte und ihrer privat induzierten Investitionen; eine Alternativrechnung für die nicht bereichsspezifisch

    ermittelten Beschäftigungsanteile ergab insgesamt 38.270 Arbeitsplätze.

5) Nach Ausreifung aller Projekte und der induzierten privaten Investitionen.

 
 

V. Fazit 
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Das I SP i st  bi sher  bezügl i ch des zu er war t enden zusät zl i chen Br ut t o- I nl ands-

Pr odukt s,  der  zusät zl i chen Ar bei t spl ät ze,  der  Auswi r kungen auf  di e Pr odukt i vi -

t ät sent wi ckl ung und auch ver schi edener  St r ukt ur ef f ekt e ( I nnenst adt ent wi ckl ung,  

FuE- St r ukt ur  usw. )  sehr  umf assend unt er sucht  wor den.  Di e Tat sache,  daß von den 

unt er schi edl i chst en met hodi schen Ansät zen her  ver gl ei chbar e ökonomi sche Er gebni s-

se f est gest el l t  wer den,  spr i cht  f ür  di e wahr schei nl i che Real i si er ung.    
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- Voss, G./Wehling, W.: Regionalökonomische Effekte des Investitionssonderprogramms; unveröffentlichte 

BAW-Studie 1997. 

- Pohl, M./Wehling, W.: Das Investitionssonderprogramm - Grundzüge, Struktur und Wirkungen -, BAW-Mo-

natsbericht 11/1997. 



Anlage 4

 Kassenmäßiger Ablauf der bremischen Haushalte 1997 Der Senator für Finanzen

 (Stadtstaat) 1997 Referat 20 Bericht 1997 22.02.06

Ist - Ergebnis Anschlag 1997  1)

Kennzahl 1996 1997 Veränderung 1996/97 insgesamt Abweichung Ist
vom Anschlag

Mio.DM %             Mio.DM %

Steuern 3504,6   3726,3   221,7   6,3   3664,8   61,5   1,7   
Steuerähnliche Abgaben 30,8   30,8   0,0   0,0   30,6   0,2   0,7   
Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 257,9   270,5   12,6   4,9   270,9   -0,4   -0,2   
Zinseinnahmen 143,9   72,5   -71,4   -49,6   60,7   11,7   19,3   
Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 1558,8   1146,2   -412,5   -26,5   1574,1   -427,9   -27,2   
 - vom Bund (BEZ, etc.)    2) 487,7   464,4   -23,4   -4,8   506,3   -41,9   -8,3   
 - Länderfinanzausgleich 719,1   344,8   -374,3   -52,1   738,0   -393,2   -53,3   
 - Sonstige 352,0   338,1   -13,9   -3,9   299,7   38,4   12,8   
Schuldendiensthilfen 0,0   0,0   0,0             - 0,0   0,0             -
Sonstige Einnahmen der laufenden Rechnung 295,0   270,6   -24,4   -8,3   257,8   12,8   5,0   
 - Gebühren, Sonstige Entgelte 195,7   186,1   -9,6   -4,9   187,2   -1,1   -0,6   
EINNAHMEN DER LAUFENDEN RECHNUNG 5791,0   5517,1   -274,0   -4,7   5859,0   -342,0   -5,8   

Veräußerung von Sachvermögen 31,4   41,6   10,2   32,3   59,7   -18,1   -30,3   
Vermögensübertragungen (Investitionen etc.) 151,9   208,2   56,3   37,1   145,8   62,4   42,8   
Darlehnsrückflüsse 76,6   119,3   42,8   55,8   53,4   65,9   123,4   
Veräußerung von Beteiligungen u. dgl. 23,5   274,4   250,9   1067,7   100,0   174,4   174,4   
Schuldenaufnahme bei Verwaltungen 4,4   6,2   1,8   40,9   5,3   0,9   17,0   

EINNAHMEN DER KAPITALRECHNUNG 287,8   649,7   361,8   125,7   364,3   285,4   78,3   

BEREINIGTE GESAMTEINNAHMEN 6078,8   6166,7   87,9   1,4   6249,3   -82,6   -1,3   

Personalausgaben 2611,7   2597,7   -14,0   -0,5   2648,6   -50,9   -1,9   
Laufender Sachaufwand 1508,6   1433,3   -75,3   -5,0   1379,5   53,8   3,9   
Zinsausgaben 1198,4   1126,1   -72,3   -6,0   1195,5   -69,4   -5,8   
Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 1605,0   1665,4   60,3   3,8   1693,0   -27,7   -1,6   
Schuldendiensthilfen 9,6   9,8   0,1   1,2   12,0   -2,2   -18,7   

AUSGABEN DER LAUFENDEN RECHNUNG 6933,4   6840,1   -93,3   -1,3   6920,8   -80,7   -1,2   

Sachinvestitionen 364,7   450,5   85,7   23,5   537,5   -87,1   -16,2   
 - Baumaßnahmen 270,4   371,4   101,0   37,4   470,5   -99,1   -21,1   
 - Erwerb von Vermögen 94,3   79,1   -15,2   -16,1   67,0   12,2   18,2   
Vermögensübertragungen (Investitionen etc.) 438,9   499,9   61,0   13,9   511,2   -11,3   -2,2   
Gewährung von Darlehen 80,6   70,4   -10,1   -12,6   75,6   -5,2   -6,8   
Erwerb von Beteiligungen 3,5   1,1   -2,4   -69,3   1,0   0,1   12,3   
Tilgungsausgaben an Verwaltungen 13,9   8,2   -5,7   -41,0   9,8   -1,6   -16,3   

AUSGABEN DER KAPITALRECHNUNG 901,7   1030,2   128,5   14,3   1134,9   -104,7   -9,2   
 - Investitionen 875,8   1014,2   138,4   15,8   1125,1   -110,9   -9,9   
GLOBALE MEHR-/MINDERAUSGABEN 0,0   0,0   0,0          -       -71,5   71,5   -100,0   

BEREINIGTE GESAMTAUSGABEN 7835,0   7870,3   35,2   0,4   7984,2   -114,0   -1,4   

FINANZIERUNGSSALDO -1756,2   -1703,6   52,7   -3,0   -1734,9   31,4   -1,8   

 nachrichtlich (in %) : 

 Deckungsquote  77,6   78,4   - - 78,3   - -

 Zins-Steuerquote  27,1   26,5   - - 26,0   - -
 Zinslastquote 15,3   14,3   - - 15,0   - -

 Personalausgabenquote 33,3   33,0   - - 33,2   - -

 Investitionsquote  11,2   12,9   - - 14,1   - -

1) Bereinigte Gesamteinnahmen: einschl. globaler Mehr-/ Mindereinnahmen (26,0 Mio. DM)
2) Ohne Sanierungsbetrag



 Ausgliederungseffekte in den bremischen Haushalten 1997 Der Senator für Finanzen

 (Stadtstaat Bremen) 1996/97 Referat 20 Controlling 22.02.06

 1996  1997 Veränderung 1996/97
 Kennzahl Ist- 1997 ausgegliederte Bereinigtes Ist- 1997 ausgegliederte Bereinigtes

Ergebnis Bereiche Ergebnis Ergebnis Bereiche Ergebnis unbereinigt bereinigt
Mio. DM % Mio. DM %

 Steuern, LFA, BEZ  4.540,2    4.540,2    4.370,6    4.370,6   - 169,6   - 3,7   - 169,6   - 3,7   
 Sonstige Einnahmen  1.538,6   35,3   1.503,4   1.796,1   ###### 1.739,8   257,5   16,7   236,4   15,7   

Bauamt Bremen-Nord 3,6     Modellversuch
Friedhofswesen HB-Nord 0,8     Bauamt HB-Nord
Öffentliches Grün HB-No 0,6     Judit
Justizvollzugsanstalt Bahnreform 56,3     
Bahnreform 30,2     

 BEREINIGTE GESAMTEINNAHME  6.078,8    35,3    6.043,5    6.166,7    56,3    6.110,4    87,9    1,4    66,8    1,1   

 Personalausgaben  2.611,7    30,7    2.581,0    2.597,7    0,0    2.597,7   - 14,0   - 0,5    16,7    0,6   
Bauamt Bremen-Nord 20,1     Modellversuch
Friedhofswesen HB-Nord 0,0     Bauamt HB-Nord
Öffentliches Grün HB-No 0,0     Judit
Justizvollzugsanstalt 10,6     

 Zinsausgaben  1.198,4   1.198,4   1.126,1   1.126,1   - 72,3   - 6,0   - 72,3   - 6,0   
 Sozialhilfe und ähnliche Ausgaben  1.295,2   1.295,2   1.210,9   1.210,9   - 84,3   - 6,5   - 84,3   - 6,5   
 Sonstige konsumtive Ausgaben  1.840,0   33,6   1.806,4   1.913,2   ###### 1.849,5   73,1   4,0   43,1   2,4   

Bauamt Bremen-Nord 4,9     Modellversuch 23,6     
Friedhofswesen HB-Nord 0,1     Bauamt HB-Nord
Öffentliches Grün HB-No 0,5     
Justizvollzugsanstalt 5,1     Judit 16,9     
Bahnreform 23,0     Bahnreform 23,1     

 Investitionsausgaben  875,8   15,7   860,1   1.014,2   ###### 972,0   138,4   15,8   111,9   13,0   
Bauamt Bremen-Nord 7,0     Modellversuch 9,1     
Friedhofswesen HB-Nord 0,1     Bauamt HB-Nord
Öffentliches Grün HB-No 1,4     Judit
Justizvollzugsanstalt 0,0     Bahnreform investiv 33,1     
Bahnreform investiv 7,1     

 Tilgungsausgaben an Verwaltungen  13,9   13,9   8,2   8,2   - 5,7   - 41,0   - 5,7   - 41,0   

 BEREINIGTE GESAMTAUSGABEN  7.835,0    80,1    7.754,9    7.870,3    105,9    7.764,4    35,3    0,4    9,4    0,1   

 FINANZIERUNGSSALDO - 1.756,2   - 44,8   - 1.711,4   - 1.703,6   - 49,5   - 1.654,0    52,6    57,4   

Stand:22.02.2006, 15:24 SfF; 202; ANLAGE5.XLS


